Schleswig-Holstein f Schleswig-Holstein
Der echte Norden g‘ Landesamt fir Umwelt

DIGITALE AUSFERTIGUNG / KOPIE
Aktenzeichen G40/2024/094

Landesamt fur Umwelt (LfU)
Regionaldezernat Nord
Bahnhofstr. 38

24937 Flensburg

Genehmigungsbescheid
vom 19. Marz 2025

nach § 4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

fur die Errichtung und den Betrieb einer Windkraftanlage (WKA)

der Firma
Bldrgerwindpark BHU GmbH & Co. KG
Dorfstralle 4
25899 Bosbull

Gegenstand der Genehmigung:

Errichtung und Betrieb einer Windkraftanlage des Typs VESTAS V162-7.2 mit einer Na-
benhodhe (NH) von 119 m, einem Rotordurchmesser (RD) von 162 m, einer Gesamthohe
von 200 m und einer Nennleistung von 7,2 Megawatt (MW).

Telefon: 0461-804-0 | Fax: 0461-804-240| Internet: www.schleswig-holstein.de/LfU
E-Mail: flensburg.poststelle@LfU.Landsh.de | Zugang fir verschliisselte oder qualifiziert elektronisch signierte
Dokumente iber das besondere Behérdenpostfach, Empfanger: Landesamt fir Umwelt Schleswig-Holstein




digitale Ausfertigung / Kopie

Inhaltsverzeichnis
GENENIMIGUNG ..ttt 3
N 1 0 <1 1= 1 o (1 T USSP 4
I GBNENMIGUNG. ettt e e e e e 4
1. Gegenstand der GenehmiguNg ..o 4
2. Beschrankungen und Emissionsbegrenzungen ............cccccooiiiiiiiiii i, 4
Il VerwaltuUNGSKOSIEN ........ooiiiiiiiiii s 5
I NebenbestimmMUNGEN ... e e e 6
PR = 7o 11 o 18] e =T o ISR 6
2. AUTTAGEN e aaaaaaaaaaa 7
V' HINWEISE ..ottt e e e e e e e e ettt tea e e e e e e e e aeeeennnes 27
1. AlIGEMEINES.....coiiiiiiiieeee e 27
2. IMMISSIONSSCRULZ ...ttt e e e e eeeeeees 28
X Y o] =1 | =Y e o | PP 28
S = 7= T Yo o | R 28
5. GEWASSEISCRULZ......cooiee e 30
6. NAtUISCRULZ..... .o e e e e e e eeeeees 31
7. StralBenverkenr ... ... e 31
8. AIDEISSCRULZ.... .o e 32
9. DenKmalSCRULZ........ccooeeie e 33
10. EiSeNbanNVEIrKENT ......veeiiiie e e e e e e e eeenees 33
11, LUftverkenr — ZiVil ... 34
V  Entscheidungsgrundlagen / Antragsunterlagen ...........cccooooiiii, 35
[ =TT (U o 18 o o PSPPI 39
I Sachverhalt / Verfahren ............. e 39
1. Antragnach § 4 BIMSChG..........ooomii e, 39
2. GenehmigungsVerfanren..........oooooiiiiiiiii e 40
Il SACNPIUTUNG ..ttt e e e e 43
1. Betreiberpflichten nach § 5 BIMSchG ..., 43
2. Pflichten aus aufgrund von § 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnungen....... 51
3. Andere offentlich-rechtliche Vorschriften, § 6 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG..... 51
1L = o= o ] - PP PPPPPPPPPPPPPIN 55
IV Begrundung der KostenentscheidUNg ..........couuiiiiiiiiiiiii i 56
C  RechtSgrundlagen ..........oooiiiiiiiiiiiii s 57
D  Rechtsbehelfsbelehrung ... 60

Bescheid Az. G40/2024/094 Seite 2 von 60



digitale Ausfertigung / Kopie

Genehmigung

Der
Burgerwindpark BHU GmbH & Co. KG

Dorfstralle 4
25899 Bosbull
wird auf den Antrag vom 5. Juni 2024, eingegangen am 19. Juni 2024, Unterlagen letztma-

lig erganzt am 24. Februar 2025, gemaf § 4 in Verbindung mit § 19 des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes (BImSchG)

in Verbindung mit (i. V. m.)

der Nummer 1.6.2, Verfahrensart V des Anhanges 1 der 4. Verordnung Uber genehmi-
gungsbedurftige Anlagen (4. BImSchV)

die nachstehende Genehmigung fur die Errichtung und den Betrieb einer Windkraftanlage
in

25923 Holm

Gemarkung: Holm

Flur: 2

Flurstiick: 31/2
erteilt.

Dieser Bescheid ergeht nach MalRgabe der unter Abschnitt A V dieses Bescheides aufge-
fuhrten Antragsunterlagen und unter den in Abschnitt A | und A Il aufgefiihrten Festset-
zungen und Nebenbestimmungen.
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2.1

Entscheidung

Genehmigung

Gegenstand der Genehmigung

Gegenstand der Genehmigung sind die Errichtung und Betrieb einer Windkraftan-
lage des Typs VESTAS V162-7.2 mit einer Nabenhéhe (NH) von 119 m, einem
Rotordurchmesser (RD) von 162 m, einer Gesamthdhe von 200 m und einer
Nennleistung von 7,2 Megawatt (MW).

Diese Genehmigung umfasst folgende Mal3dnahmen und Errichtungsarbeiten:

» Herstellung der Zufahrtswege und Stellflachen auf dem Betriebsgrundstick
* Herstellung des Fundaments (Tiefgrindung)

» Errichtung der Windkraftanlage

* Installation eines Systems zur bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK-
System)

Die Anlage ist gemal} den unter Abschnitt A V aufgefihrten Antragsunterlagen zu
errichten und zu betreiben, soweit sich aus den Nebenbestimmungen dieses Be-
scheides nichts anderes ergibt.

Beschrankungen und Emissionsbegrenzungen
Die Anlage unterliegt folgenden Beschrankungen:

Unter Zugrundelegung des Immissionsrichtwertes (IRW) von 45 dB(A) an den Im-
missionsorten im Auflienbereich und 40 dB(A) an den Immissionsorten flr allge-
meine Wohngebiete und Kleinsiedlungsgebiete, die in der Schallimmissionsprog-
nose berlicksichtigt wurden (DORRIES SCHALLTECHNISCHE BERATUNG
GmbH, Projekt-Nummer 2024-18 vom 5. Juni 2024 zusammen mit der erganzen-
den Stellungnahme vom 9. Dezember 2024), darf die Windkraftanlage des Her-
stellers Vestas Typ V162-7.2 nachts mit dem Mode SO7200 und einer Leistung
von maximal 7.200 kW sowie einer Rotordrehzahl von maximal 9,6 U/min betrie-
ben werden.

Hierbei darf die oben genannte Windkraftanlage (WKA) folgende in der Tabelle
aufgefuhrten Oktavschallleistungspegel Lwa, okt in der Nachtzeit (22:00 Uhr bis
06:00 Uhr) nicht Uberschreiten:

Frequenz f[Hz] |63 125 | 250 [500 |1000 |2000 |4000
Lwa, okt [dB(A)] 885 |964 |99,8 |100,2 |987 |942 |86,6
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2.2

2.3

24

Energetisch addiert ergibt sich daraus ein Lwa von 105,5 dB(A). Dieser Summen-
pegel hat nur informellen Charakter und ist im Kontext zu den oben festgelegten
oktavabhangigen Lwa, okt ohne rechtliche Bindungswirkung.

Wird bei der Abnahmemessung nach A 1l 2.2.2 eine Uberschreitung in einer oder
mehreren der festgesetzten Oktavschallleistungspegel Lwa, okt festgestellt, ist mit
einer Schallausbreitungsrechnung entsprechend A Ill 2.2.5 nachzuweisen, dass
die prognostizierten A-bewerteten Immissionspegel nicht Gberschritten werden.
Unter der Voraussetzung der Nichtliberschreitung dieser Immissionspegel sind
auch hohere Oktavschallleistungspegel als unter A | 2.1 angegeben zulassig.

Bis zur Abnahmemessung ist die WKA nachts in der Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00
Uhr im Modus SO2 mit einer maximalen Leistung von 6.313 kW und einer maxi-
malen Rotorumdrehung von 8,7 U/min zu betreiben.

Die erheblich schallreduzierte Betriebsweise kann entfallen, wenn unter Bertick-
sichtigung entweder

» der bei einer Vermessung dieses Anlagentyps in der genehmigten Betriebs-
weise gemessenen Oktavschallleistungspegel inklusive eines Zuschlags fur
eine Serienstreuung von 1,2 dB(A) oder

» der bei einer Vermessung der auf Grundlage dieser Genehmigung errichteten
Anlage (Abnahmemessung) gemessenen Oktavschallleistungspegel

nachgewiesen ist, dass die entsprechend A lll 2.2.2 berechneten A-bewerteten
Immissionspegel die auf Basis der in der Prognose angesetzten Oktavschallleis-
tungspegel Lwa,o,okt berechneten A-bewerteten Immissionspegel nicht Uberschrei-
ten.

Die unter A | 2.1 fUr die Nachtzeit festgesetzten Oktavschallleistungspegel Lwa, okt
gelten auch bei Herunterregelungen der WKA durch den Netzbetreiber (EisMan-
Schaltung/Redispatch 2.0).

Vor Aufnahme des eingeschrankten Nachtbetriebs gemafl A 1 2.1 ist durch eine
gemal § 29b BImSchG bekanntgegebene Stelle nachzuweisen, dass die WKA im
gesamten Betriebsbereich der schallreduzierten Betriebsweise keine immissions-
relevante Tonhaltigkeit aufweist. Die dafur notwendigen Rahmenbedingungen sind
vorher mit der Genehmigungsbehorde abzusprechen.

Verwaltungskosten

Fur die Erteilung der Genehmigung wird eine Gebuhr in Hohe von 56.800,00 €
festgesetzt.

Die Gebuhr fur die Vorprufung nach §§ 5 und 7 des Gesetzes Uber die Umweltver-
traglichkeitsprufung (UVPG) betragt 625,00 €.

Bescheid Az. G40/2024/094 Seite 5 von 60



digitale Ausfertigung / Kopie

1.1

1.2

1.3

1.3.1

Die Gebuhr fur die Feststellung, dass das beantragte Vorhaben keiner Vertraglich-
keitsprifung geman § 34 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) erfordert, betragt
50,00 €.

Als Auslagen werden 3,45 € erhoben.

Die Gesamtkosten in Hohe von 57.478,45 € werden gemal} § 17 Verwaltungskos-
tengesetz des Landes Schleswig-Holstein (VwKostG SH) mit Bekanntgabe dieser
Entscheidung fallig.

Nebenbestimmungen

Bedingungen

Gemal} § 12 Absatz 1 BImSchG wird diese Genehmigung unter folgenden Bedin-
gungen erteilt:

Erlédschen der Genehmigung

Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Bekannt-
gabe dieses Bescheides gegenuber dem Genehmigungsinhaber der Betrieb der
Anlage entsprechend der Genehmigung aufgenommen wird.

Diese Frist kann auf Antrag verlangert werden. Der Antrag ist vor Fristablauf zu
stellen.

Ruckbauverpflichtung

Mit der Errichtung der Anlage darf erst begonnen werden, wenn der Rickbau nach
dauerhafter Betriebsaufgabe durch eine entsprechende Verpflichtungserklarung
gesichert und zur Sicherung der Abbruchkosten spatestens bis zum Baubeginn
eine unbefristete Sicherheit in Hohe von 604.800 € (Sicherheitsleistung) durch den
Antragsteller nachgewiesen ist. Die Sicherheitsleistung ist beim Landesamt fir
Umwelt (LfU) zu hinterlegen.

Bei der Auswahl der Sicherungsart ist insbesondere die Insolvenzfestigkeit des Si-
cherungsmittels zu gewahrleisten. Die Sicherheitsleistung ist zugunsten des Lan-
des Schleswig-Holstein zu erbringen.

Naturschutz
Eingriff in das Landschaftsbild

Far den mit der Errichtung der Windkraftanlage einhergehenden Eingriff in das
Landschaftsbild wird eine Ersatzzahlung im Sinne des § 15 Absatz 6 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) in Verbindung mit § 9 Landesnaturschutzgesetz
(LNatSchG) erforderlich.
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1.4

2.1

211

21.2

213

Die Ersatzgeldsumme in Hohe von 192.236,83 Euro ist spatestens zwei Wochen
vor Baubeginn auf das nachfolgende Konto des Kreises Nordfriesland unter An-
gabe des Kassenzeichens 666000008256 zu Uberweisen:
Nord-Ostsee-Sparkasse

BIC NOLADE21NOS

IBAN DEG7 2175 0000 0000 0031 86

Bauordnung

Das nachgereichte Maschinengutachten der Firma DNV vom 11. April 2024, Re-
port-Nummer M-10048-0, ist noch nicht endgultig und beschrankt daher Inbetrieb-
nahme und Betrieb der Windkraftanlage (WKA) auf ein Jahr. Vor Weiterbetrieb der
WKA nach Ablauf eines Jahres ab Inbetriebnahme ist das endgultige und uneinge-
schrankte Maschinengutachten (,Typenprifung®) der Unteren Bauaufsicht des
Kreises Nordfriesland und dem LfU vorzulegen.

Die Inbetriebnahme ist dem LfU und der Unteren Bauaufsichtsbehdrde des Krei-
ses Nordfriesland unter Angabe des Datums anzuzeigen.

Auflagen

Gemal} § 12 Absatz 1 BImSchG wird die Genehmigung mit folgenden Auflagen
verbunden:

Allgemeines

Dieser Bescheid oder eine Kopie des Bescheides sowie eine Ausfertigung der An-
tragsunterlagen sind an der Betriebsstatte bereitzuhalten und den Genehmigungs-
/Uberwachungsbehdrden auf Verlangen vorzulegen.

Folgende Sachverhalte sind dem Landesamt fir Umwelt unverziglich schriftlich
mitzuteilen:

» der Zeitpunkt des Baubeginns spatestens eine Woche vor Baubeginn;

» die voraussichtliche Fertigstellung der Anlage spatestens vier Wochen vor der
Inbetriebnahme;

» der Zeitpunkt der Inbetriebnahme der Anlage, wobei die Mitteilung mindestens
eine Woche vor dem beabsichtigten Zeitpunkt der Inbetriebnahme vorliegen
muss.

Fir diese Mitteilungen sind die dieser Genehmigung als Anlage beigeflugten For-
mulare zu verwenden.

Die Einstellung des Betriebs der hier genehmigten WKA ist der Genehmigungsbe-
hérde anzuzeigen. In der Anzeige nach § 15 Absatz 3 BImSchG (Betriebseinstel-
lung) ist der voraussichtliche Zeitraum des Rickbaus der WKA anzugeben.
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214

215

21.6

217

2.2

2.21

222

223

Nach der Einstellung des Betriebs oder nach Erléschen der Genehmigung (ver-
gleiche Bedingung 1.1) sind alle ober- und unterirdischen Anlagen und Anlagen-
teile (WKA, Fundament) sowie die fur die WKA erforderliche Infrastruktur (Rohrlei-
tungen, Strom- und andere Medienanschliisse, Zuwegungen) vollstandig zu besei-
tigen.

Der vollstandige Riuckbau des Fundaments (Tiefgrindung) ist vorzunehmen, so-
weit er nicht unmaoglich ist. Er ist auch unmdglich, soweit der Rickbau ohne Ver-
letzung rechtlich geschutzter Umweltrechtsguter nicht mdglich ist. Dies ist mit ei-
nem entsprechenden Bodengutachten der Genehmigungsbehdrde nachzuweisen.

Innerhalb eines Monats nach Inbetriebnahme der WKA sind der Genehmigungs-
behdrde (LfU) die vermessenen Standorte in UTM ETRS 89 (Zone 32)-Koordina-
ten vorzulegen.

Der Betreiber hat ein Wartungspflichtenbuch zu fihren.
Immissionsschutz

Der Betreiber hat der immissionsschutzrechtlichen Uberwachungsbehdrde unver-
zuglich jeden schweren Unfall, Schadensfall oder eine sonstige Storung des be-
stimmungsgemalien Betriebes mit erheblichen Auswirkungen, wie z. B. der Aus-
tritt bedeutsamer Mengen an gefahrlichen Stoffen, mitzuteilen.

Innerhalb eines Jahres nach Inbetriebnahme der Windkraftanlage ist der Geneh-
migungsbehdrde der Messbericht Uber die Schallemissionsmessung und Auswer-
tung der genehmigten Anlage nach der Technischen Richtlinie fur Windenergiean-
lagen, Teil 1: Bestimmung der Schallemissionswerte (FGW-Richtlinie TR1, Revi-
sion 19, Stand 1. Marz 2021), FGW e. V. — Fordergesellschaft Windenergie und
andere Erneuerbare Energien von einer nach § 29b BImSchG bekannt gegebenen
Messstelle vorzulegen.

Die Bestatigung der Messstelle Uber die Annahme der Beauftragung der Messung
ist der Genehmigungsbehorde innerhalb einer Frist von einem Monat nach Inbe-
triebnahme vorzulegen.

Bei der Abnahmemessung ist der Betriebsbereich so zu wahlen, dass die Windge-
schwindigkeit erfasst wird, in der der maximale Schallleistungspegel erwartet wird.
Der dazu zu erfassende Windgeschwindigkeitsbereich wird entsprechend Nummer
3.3 der FGW-Richtlinie TR1 festgelegt.

Die Gesamtunsicherheit bei der Abnahmemessung soll £1,0 dB(A) nicht Uber-
schreiten. Zur Ermittlung von Auffalligkeiten, wie beispielsweise die Tonhaltigkeit,
ist der gesamte Windgeschwindigkeitsbereich als Beurteilungsbereich heranzuzie-
hen.

Die in der Auflage 2.2.2 genannte Abnahmemessung muss auch den Betriebszu-
stand 0 % Einspeisung wahrend der EisMan-Schaltung durch den Netzbetreiber
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224

2.2.5

2.2.6

227

2.2.8

umfassen. Sollte dem LfU vor der Abnahmemessung bereits eine Vermessung
des Betriebszustandes 0 % Einspeisung wahrend der EisMan-Schaltung von bau-
gleichen Anlagen vorliegen, kann die Abnahmemessung fur diesen Betriebsbe-
reich entfallen.

Sollte die WKA vom Netzbetreiber im Rahmen der sogenannten EisMan-Schal-
tung vom Netz genommen oder reduziert werden, ist die WKA gemal der Herstel-
lererklarung vom 2. Mai 2022 (siehe Kapitel 4 der Antragsunterlagen) zu betrei-
ben.

Sofern eine Uberschreitung in einer oder mehreren der unter der Inhaltsbestim-
mung A | 2.1 festgesetzten Oktavschallleistungspegel Lwa okt festgestellt wurde, ist
eine erneute Schallausbreitungsrechnung nach dem Interimsverfahren durchzu-
fuhren.

Bei dieser Neuberechnung ist die obere Vertrauensbereichsgrenze mit einem Ver-
trauensniveau von 90 % mit einer Messunsicherheit von or = 0,5 dB und einer Un-
sicherheit des Prognosemodells von orrog = 1,0 dB durch einen Zuschlag von ins-
gesamt

2 2
1,28 |Oprog*OR _ 1,43 dB zu beriicksichtigen.

Dabei ist der Nachweis zu flihren, dass die Teilimmissionspegel aus der oben ge-
nannten Neuberechnung nicht groRer sind als die prognostizierten Teilimmissions-
pegel dieser Anlage des Schallgutachtens, welches zur Antragstellung vorgelegt
wurde und Bestandteil der Genehmigung ist.

Die Emission darf keine immissionsrelevante Tonhaltigkeit aufweisen. Falls im
Rahmen der emissionsseitigen Abnahmemessung eine geringe Tonhaltigkeit (Ktn
= 2 dB) festgestellt wird, ist im Rahmen einer immissionsseitigen Abnahmemes-
sung deren Immissionsrelevanz zu untersuchen. Dabei muss die Messung nur in
dem Windgeschwindigkeits-/Leistungs-/Drehzahlbereich erfolgen, bei dem emissi-
onsseitig die Tonhaltigkeit festgestellt wurde.

Gerauschverursachende Erscheinungen, die durch nicht bestimmungsgemalien
Betrieb, Verschleil® oder unvorhersehbare Ereignisse entstehen, sind unverzuglich
zu beseitigen. Sollten diese Gerausche immissionsrelevant tonhaltig oder impuls-
haltig sein, ist die WKA bis zur Reparatur nachts in der Zeit von 22:00 Uhr bis
06:00 Uhr abzuschalten.

Die WKA ist so zu errichten und zu betreiben, dass die Anhaltswerte des Beiblat-
tes 1 zur DIN 45680, Stand Marz 1997, ,Messung und Bewertung tieffrequenter
Gerauschimmissionen in der Nachbarschaft“ innerhalb der nachstgelegenen Ge-
baude in dem am starksten betroffenen Aufenthaltsraum, der Wohnzwecken dient
oder eine vergleichbare Schutzwirdigkeit besitzt, bei geschlossenen Fenstern und
Turen nicht Uberschritten werden.
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2.2.9

2.2.10

2211

Die Betriebszustande der WKA sind zu protokollieren. Im Protokoll sind die Wind-
geschwindigkeit in Nabenhohe, die Drehzahl, der Leistungsertrag und die Licht-
starke in Lux, jeweils in Abhangigkeit zur Uhrzeit, zu erfassen. Die Daten sind mit
den gleichen Mittelungszeitrdumen anzugeben, die auch fur die Leistungskurve
verwendet wurden.

Die Protokolle sind mindestens zwolf Monate durch den Betreiber vorzuhalten und
auf Verlangen der zustandigen Immissionsschutzbehdérde vorzulegen.

Sollte durch eine Fernuberwachung nur der Hersteller der WKA in der Lage sein,
Daten uber die Betriebsweise der WKA abzufragen, so hat der Betreiber der An-
lage sicherzustellen, dass das LfU die erforderlichen Daten vom Hersteller ge-
nannt bekommt. Es sind alle Daten, Parameter und Einstellungen Uber die Be-
triebsweise der WKA anzugeben, die fir die klare Einstufung der beantragten
Leistungskennlinie notwendig sind.

Die WKA ist so zu betreiben und unterhalten, dass durch AbschaltmalRnahmen er-
hebliche Belastigungen der Nachbarschaft durch periodischen Schattenwurf ver-
hindert werden. Die Beschattungsdauer der WKA, unter der Berucksichtigung der
Vorbelastung, darf an den im Einwirkbereich der WKA liegenden schutzbedurfti-
gen Raumen die Immissionsrichtwerte (IRW) von

maximal 30 Minuten pro Tag
und
maximal 8 Stunden pro 12 Monate

nicht Gberschreiten.

Der Einwirkbereich dieser Anlage liegt bezuglich des Schattenwurfes bei circa
2.050 m.

Dort, wo die Richtwerte aufgrund der Vorbelastung schon Uberschritten sind, darf
die WKA keinen zusatzlichen periodischen Schattenwurf mehr verursachen.

FUr die Einstellung der Abschaltzeiten sind insbesondere die WKA und Immission-
sorte zu berucksichtigen, die in der Schattenwurfprognose (Kapitel 4 der Antrags-
unterlagen) angenommen bzw. untersucht wurden.

Bei der Festlegung der genauen Abschaltzeiten ist die genaue Ausdehnung am
Immissionsort (z. B. Fenster- oder Balkonflachen oder am Wohnhaus angren-
zende Terrassen) zu berucksichtigen und die zusatzliche Belastung durch weitere
WKA.

Die ermittelten Daten zur Sonnenscheindauer und Abschaltzeit sind von der Steu-
ereinheit Uber mindestens ein Jahr zu dokumentieren; entsprechende Protokolle
sind auf Verlangen der zustandigen Behdrde vorzulegen.
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2.2.12

2.2.13

2.2.14

2.2.15

2.3

2.3.1

2.3.1.1

Der Sensor einer lichtgesteuerten Abschalteinrichtung ist regelmafig im Rahmen
der Servicearbeiten an der WKA auf Verschmutzung und Beschadigungen zu kon-
trollieren. Verschmutzungen und Beschadigungen sind unverzuglich zu beheben.

Innerhalb von vier Wochen nach der Inbetriebnahme der WKA ist der zustandigen
Genehmigungsbehdrde die Installation einer Schattenabschaltungsautomatik
schriftlich zu bestatigen.

Alle sichtbaren Windkraftanlagenteile, wie zum Beispiel Rotor, Spinner, Nabe,
Gondelgehause oder Turm, sind mit mittelreflektierenden Farben und mit matten
Glanzgraden zu versehen. Beispielsweise wirde die Farbe Lichtgrau (RAL 7035)
mit der Glanzzahl kleiner 30 % (gemal ISO 2813) den Vorgaben entsprechen.

Larm- und erschutterungsintensive Bauarbeiten sollten nur an Werktagen zwi-
schen 07:00 Uhr und 20:00 Uhr stattfinden.

Die WKA ist gemaf der nachfolgenden Tabelle unter den dort genannten Bedin-
gungen zu betreiben:

Sektor der Betriebsbe- Windgeschwindigkeitsbe- Art der sektoriellen Be-
schrankung reich [m/s] triebsbeschrankung
175,0° - 234,0° >8,5 Abschaltung

0,0° - 360,0° >13,5 Abschaltung

Die Anlage ist bei Wind aus Richtungen, die in dem o. g. Sektor liegen, wie oben
vorgegeben abzuschalten, sobald ein Minutenmittelwert der auf Gondelhdhe ge-
messenen Windgeschwindigkeit innerhalb des oben festgelegten Intervalls liegt.
Die WKA darf frihestens wieder in Betrieb gehen, sobald der erste Minutenmittel-
wert der gemessenen Windgeschwindigkeit oder Windrichtung aul3erhalb der fest-
gesetzten Bereiche liegt.

Die Zeiten, Windrichtungen sowie die Windgeschwindigkeiten, die Leistung und
die Drehzahl sind zu protokollieren und fir die gesamte Lebensdauer der WKA
aufzubewahren.

Abfallrecht
Neubaumafnahmen

Sofern zur Befestigung von Erschlie3ungsstra3en und/oder Stellplatzen minerali-
sche Ersatzbaustoffe eingesetzt werden sollen, sind die Vorgaben der Verordnung
Uber Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in techni-
sche Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung — ErsatzbaustoffV) vom 9. Juli 2021
(Bundesgesetzblatt | Seite 2598) in der aktuellen Fassung einzuhalten.
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2.3.1.2

232

2.3.2.1

2322

24

241

242

243

244

Die bei durch den Betrieb der Anlage anfallenden Abfalle, wie zum Beispiel Altdle,
sind ordnungsgemal zu entsorgen. Die erforderlichen Nachweise sind der Unte-
ren Abfallentsorgungsbehdrde des Kreises Nordfriesland auf Verlangen vorzule-
gen.

Ruckbaumallnahmen

Die beim Abbruch/Rickbau der Windkraftanlage, Trafostation, Zuwegungen und
Stellflachen anfallenden Abfalle sind entsprechend Kreislaufwirtschaftsgesetz
(KrWG) und unter Beachtung der Abfallsatzung des Kreises Nordfriesland, jeweils
in der zurzeit gultigen Fassung, einer ordnungsgemalfen Verwertung/Beseitigung
zuzufuhren. Hierbei sind insbesondere die Verordnung uber die Nachweisfuhrung
bei der Entsorgung von Abfallen (Nachweisverordnung — NachwV) vom 20. Okto-
ber 2006 (Bundesgesetzblatt | Seite 2298), die Verordnung Uber die Bewirtschaf-
tung von gewerblichen Siedlungsabfallen und von bestimmten Bau- und Abbruch-
abfallen (Gewerbeabfallverordnung — GewAbfV) vom 18. April 2017 (Bundesge-
setzblatt | Seite 896) sowie die Verordnung Uber Anforderungen an den Einbau
von mineralischen Ersatzbaustoffen in technische Bauwerke (Ersatzbaustoffver-
ordnung — ErsatzbaustoffV) vom 9. Juli 2021 (Bundesgesetzblatt | Seite 2598), je-
weils in der aktuellen Fassung, zu beachten.

Es ist hier vor allem auf die ordnungsgemale Entsorgung von besonders Uberwa-
chungsbedurftigen Abfallen (Sonderabfalle), wie zum Beispiel Trafodle, Schmier-
und Betriebsstoffe, zu achten. Die erforderlichen Nachweise sind der Unteren Ab-
fallentsorgungsbehdrde des Kreises Nordfriesland auf Verlangen vorzulegen.

Baurecht

Die wiederkehrenden Prufungen nach der ,Richtlinie fir Windenergieanlagen —
Einwirkungen und Standsicherheitsnachweise fir Turm und Griindung® in Verbin-
dung mit dem begutachteten Wartungspflichtenbuch sind durchzufihren.

Die in den Gutachten nach 3.1 und 3.3 der Anlage A 1.2.8/6 der Technischen Bau-
bestimmungen formulierten Auflagen sind einzuhalten.

Der Anlagenhersteller hat mittels Erklarung zu bescheinigen, dass die Auflagen in
den gutachtlichen Stellungnahmen erfullt sind und dass die Windkraftanlage ge-
mal} den gepruften Anlagen in den Prufberichten zur Typenprifung errichtet wor-
den ist. Dieser Herstellererklarung ist der Unteren Bauaufsichtsbehorde des Krei-
ses Nordfriesland vorzulegen.

Die Entwurfslebensdauer der Windkraftanlage betragt 20 Jahre.

Ein Weiterbetrieb der Anlagen Uber die Entwurfslebensdauer hinaus darf nur erfol-
gen, wenn regelmalig Prifungen nach Abschnitt 17 der DIBt-Richtlinie fur Wind-
energieanlagen 2012 erstmalig vor Ablauf der Entwurfslebensdauer durchgefihrt
werden, die Prufberichte der Unteren Bauaufsichtsbehorde des Kreises Nordfries-
land und dem Landesamt fur Umwelt (LfU) als Genehmigungsbehdrde vorgelegt
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24.5

246

247

248

249

2410

2411

2.5

2.6

werden und sich aus den Prufberichten keine Bedenken gegen einen Weiterbe-
trieb ergeben.

Die gepruften bautechnischen Nachweise in Ubereinstimmung mit den genehmig-
ten Bauantragsunterlagen sind mafigebend fur die Ausfuhrung. Die Prifberichte
und Prufbemerkungen des Prufingenieurs fur Standsicherheit gelten als Auflagen
und sind zu beachten. Die Bautenstande sind ihm wie in den Prifberichten ange-
geben rechtzeitig anzuzeigen.

Der Baubeginn darf erst erfolgen, wenn der noch von der Unteren Bauaufsichtsbe-
hérde zu beauftragende Prufingenieur flr Standsicherheit die statischen Unterla-
gen und sonstigen Nachweise (unter anderem Bodengutachten, Turbulenzgutach-
ten) eingesehen beziehungsweise geprtft hat und gegen einen Baubeginn keine
Bedenken erhebt.

Der beauftragte Prufingenieur fur Standsicherheit hat die mangelfreie Abnahme
nach Fertigstellung zu bestatigen.

Bei moglichem Eisansatz und der Gefahr des Eisabwurfes ist die Anlage in Ruhe-
stellung zu halten. Die Rotoren der Anlage sind in eine Stellung parallel zum Ost-
lich angrenzenden Wirtschaftsweg zu bringen.

Der Gefahrenbereich (unter anderem der Bereich der Gefahr des Eisabwurfes) ist
mindestens durch geeignete Hinweisschilder gegen unbefugtes Betreten abzusi-
chern. Zu Beginn des 6stlich der WKA verlaufenden Wirtschaftsweges ist im Ein-
vernehmen mit der fur die Verkehrsbeschilderung zustandigen Behorde ein Warn-
schild aufzustellen, das auf den Weg Uberstreichenden Rotor hinweist.

Es ist sicherzustellen, dass die WKA nicht durch Unbefugte betreten werden kann.

Eine Bauzustandsbesichtigung behalt sich die Untere Bauaufsichtsbehorde des
Kreises Nordfriesland vor. Baubeginn und Bautenstande sind dieser rechtzeitig
anzuzeigen.

Brandschutz

Mit der flr den Windpark 6rtlich zustandigen Feuerwehr ist vor Ausfiihrungsbeginn
abzustimmen, ob zusatzlich zu den im beziehungsweise in der Umgebung des
Windparks vorhandenen offenen Léschwasserentnahmestellen eine weitere Vor-
haltung von Loschwasser fur die Bekampfung von Entstehungsbranden im Be-
reich des Windparks erforderlich ist.

Bodenschutz

Die ursprungliche Bodenfunktion im Bereich der riickzubauenden Windkraftanlage
ist wiederherzustellen. Das heil3t grundsatzlich sind alle baulichen Anlagen und
Anlagenteile (zum Beispiel Fundament), Zuwegungen und Stellplatze vollstandig
zu entfernen.
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2.7

271

2.7.11

2712

2713

272

2.7.21

2722

2723

Gewasserschutz

Grundsatzanforderungen (§ 17 der Verordnung Uber Anlagen zum Umgang mit
wassergefahrdenden Stoffen — AwSV)

Anlagen mussen so geplant und errichtet werden, beschaffen sein und betrieben
werden, dass

+ wassergefahrdende Stoffe nicht austreten kénnen,

* Undichtheiten aller Anlagenteile, die mit wassergefahrdenden Stoffen in Beruh-
rung stehen, schnell und zuverlassig erkennbar sind,

+ austretende wassergefahrdende Stoffe schnell und zuverlassig erkannt und zu-
ruckgehalten sowie ordnungsgemaf entsorgt werden; dies gilt auch fur be-
triebsbedingt auftretende Spritz- und Tropfverluste, und

* Dbei einer Stérung des bestimmungsgemafen Betriebs der Anlage (Betriebs-
storung) anfallende Gemische, die ausgetretene wassergefahrdende Stoffe
enthalten kénnen, zuriickgehalten und ordnungsgemal als Abfall entsorgt o-
der als Abwasser beseitigt werden.

Anlagen mussen dicht, standsicher und gegenuber den zu erwartenden mechani-
schen, thermischen und chemischen Einflissen hinreichend widerstandsfahig
sein.

Der Betreiber hat bei der Stilllegung einer Anlage oder von Anlagenteilen alle in
der Anlage oder in den Anlagenteilen enthaltenen wassergefahrdenden Stoffe, so-
weit technisch mdglich, zu entfernen. Er hat die Anlage gegen missbrauchliche
Nutzung zu sichern.

Anforderungen an die Riuckhaltung wassergefahrdender Stoffe (§ 18 AwSV)

Anlagen mussen ausgetretene wassergefahrdende Stoffe auf geeignete Weise zu-
ruckhalten. Dazu sind sie mit einer Ruckhalteeinrichtung im Sinne von § 2 Absatz
16 AwSV auszurusten. Satz 2 gilt nicht, wenn es sich um eine doppelwandige An-
lage im Sinne von § 2 Absatz 17 AwSV handelt. Einzelne Anlagenteile kénnen
uber unterschiedliche, jeweils voneinander unabhangige, Ruckhalteeinrichtungen
verfugen. Bei Anlagen, die nur teilweise doppelwandig ausgerustet sind, sind ein-
wandige Anlagenteile mit einer Ruckhalteeinrichtung zu versehen.

Ruckhalteeinrichtungen mussen flissigkeitsundurchlassig sein und durfen keine
Ablaufe haben. Flussigkeitsundurchlassig sind Bauausfuhrungen dann, wenn sie
ihre Dicht- und Tragfunktion wahrend der Dauer der Beanspruchung durch die
wassergefahrdenden Stoffe, mit denen in der Anlage umgegangen wird, nicht ver-
lieren.

Ruckhalteeinrichtungen mussen fur folgendes Volumen ausgelegt sein:

Bei Anlagen zum Lagern, Herstellen, Behandeln oder Verwenden wassergefahr-
dender Stoffe muss das Ruckhaltevolumen dem Volumen an wassergefahrdenden

Bescheid Az. G40/2024/094 Seite 14 von 60



digitale Ausfertigung / Kopie

2724

27.25

27.2.6

273

2.7.31

2732

2733

Stoffen entsprechen, dass bei Betriebsstérungen bis zum Wirksamwerden geeig-
neter Sicherheitsvorkehrungen freigesetzt werden kann.

Auf ein Rickhaltevolumen kann bei oberirdischen Anlagen zum Umgang mit was-
sergefahrdenden Stoffen der Wassergefahrdungsklasse 1 mit einem Volumen bis
1.000 Liter verzichtet werden, sofern sich diese auf einer Flache befinden, die

» den betriebstechnischen Anforderungen gentigt und eine Leckerkennung durch
infrastrukturelle MalRnahmen gewahrleistet ist oder

+ flussigkeitsundurchlassig ausgebildet ist.

Bei Anlagen zum Lagern, Herstellen, Behandeln oder Verwenden wassergefahr-
dender Stoffe der Gefahrdungsstufe D nach § 39 Absatz 1 AwWSV muss die Ruck-
halteeinrichtung abweichend von Auflage 2.7.2.3 so ausgelegt sein, dass das Vo-
lumen flissiger wassergefahrdender Stoffe, das aus der grof3ten abgesperrten Be-
triebseinheit bei Betriebsstorungen freigesetzt werden kann, ohne dass Gegen-
malinahmen getroffen werden, vollstandig zurtickgehalten werden kann.

Wassergefahrdende Stoffe, die beim Austreten so miteinander reagieren kdnnen,
dass die Funktion der Ruckhaltung nach Auflage 2.7.2.1 beeintrachtigt wird, mas-
sen getrennt aufgefangen werden.

Die Bereiche der zu errichtenden Windkraftanlagen befinden sich in den Ver-
bandsgebieten des Sielverbandes Karrharder Gotteskoog Siden sowie des
Hauptverbandes des Deich- und Hauptsielverbandes Stidwesthérn-Bongsiel
(DHSV SWBS).

Grundsatzlich ist zu beachten, dass satzungsgemal (siehe Internet unter
www.deichbauamt.de) zwischen der Béschungsoberkante der Hauptverbrands-
und Verbandsgewasser sowie Rohrleitungsachsen und neu herzustellenden be-
festigten Flachen, Bepflanzungen, Aufwuchs, Baumen, Einbauten, Fundamenten,
Bauwerksanschuttungen, Knickwallen, Bodenmieten, Kleingewassern, Kabelanla-
gen, Kabelschranken, Versorgungsanlagen, Versiegelungen und Bauwerken so-
wie deren Auslegern beidseitig und durchgangig ein mindestens flnf Meter breiter
Streifen zur Nutzung durch den DHSV SWBS, den Sielverband und bevollmach-
tigte Dritte fur Arbeiten und Unterhaltungen an den Gewassern und Verbandsanla-
gen komplett freizuhalten ist.

Des Weiteren ist den genannten Befugten die Zuganglichkeit fur GroRgerate, Ge-
rate, Fahrzeuge und Personal zu ihren Gewassern und Anlagen weiterhin zu er-
halten und jederzeit und allerorts zu gewahrleisten.

Die satzungsgemalfe Verpflichtung zur Aufnahme des Grabenunterhaltungsraum-
gutes auf besagtem Funf-Meter-Streifen bleibt fir die jeweiligen Eigentiimer, An-
lieger, Pachter und Betreiber mit ihren Rechtsnachfolgern in vollem Umfang und
dauerhaft gultig und verbindlich.
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2734

2.7.3.5

2.7.3.6

2737

2.7.3.8

2.8

2.8.1

Ein ausreichender Abstand der WKA zur den (Haupt-)Verbandsanlagen muss ge-
wahrt werden, so dass bei einer Unterhaltung der Gewasser keine Einschrankun-
gen zu erwarten sind. Der Standort ist vom Anlagenbetreiber auf die Einhaltung
des vorgegebenen Abstandes zu prifen, der ausreichende Abstand ist dem Ver-
band auf dessen Anforderung nachzuweisen.

Die ErschlieRung soll wie in den Antragsunterlagen beschrieben tber vorhandene
Stralden und Wege erfolgen, lediglich auf der beschriebenen Flache werden teil-
weise neue Zuwegungen und Zufahrtstrichter errichtet oder bestehende Zuwegun-
gen ausgebaut. Es ist generell zu beachten, dass bei der Herstellung und dem Be-
trieb von Infrastruktureinrichtungen fur Windkraftanlagen die Funktion und Durch-
gangigkeit beziehungsweise die Abmessung der vorhandenen Gewasser und Gra-
ben nicht durch eingebrachtes Material oder Boschungsverdrickungen durch Bo-
denauflast beeintrachtigt werden darf. FUr entstehende Schaden an Verbandsan-
lagen haftet der Betreiber der WKA und seine Rechtsnachfolger.

Etwaige Eintragungen durch Bautatigkeit von Boden, Bauschutt, Unrat und
Baustellenabfalle in Verbandsgewasserprofile sind vollstandig, umgehend und un-
aufgefordert dort wieder zu entfernen. Im Falle der Verursachung von Schaden an
Verbandsanlagen gleich welcher Art ist unverziglich der DHSV SWBS zu infor-
mieren und dieser Uber das Schadensbild und einen Sanierungsvorschlag in
Kenntnis zu setzen. Den Anordnungen des Siel- und Hauptverbandes bezuglich
der Sanierungsmethode ist hierbei Folge zu leisten.

Sollten bei der Verlegung moglicher Kabeltrassen Verbandsanlagen gekreuzt wer-
den, sind dafur noch Planunterlagen vorzulegen und entsprechende Vereinbarun-
gen mit dem Verband zu treffen. Die Anlagen Dritter sind 6rtlich festzustellen und
zu beachten.

Die Oberflachenwasserbehandlung aller neuversiegelten Flachen ist zu planen
und das anfallende Wasser ist kontrolliert in die entsprechenden Einrichtungen
und Vorfluter abzufuhren. Im Bedarfsfalle sind geeignete Wasserrtickhaltemal}-
nahmen einzurichten. Negativfolgen fur Dritte entwasserungstechnischer Art sind
durch den Antragsteller unverziglich und eigenverantwortlich auf dessen Leistung
und Kosten zu beheben. Dem Sielverband und Hauptverband sind hierbei alle
Kosten von der Hand zu halten.

Naturschutz

Zur Kompensation fur die mit der Errichtung der Windkraftanlage einhergehenden
Eingriffe in den Naturhaushalt ist eine 31.648 m? groRe Flache aus der landwirt-
schaftlichen Nutzung zu entlassen und dauerhaft der naturlichen Entwicklung zu-
zufihren (Sukzession), sofern nicht Pflege- und EntwicklungsmafRnahmen mit der
Unteren Naturschutzbehorde des Kreises Nordfriesland abgestimmt sind. Die
Kompensation setzt sich entsprechend der Tabelle 15 ,Kompensationsbedarf, ge-
samt“ des Landschaftspflegerischen Begleitplans (LBP) vom Juni 2024 (siehe Ka-
pitel 13 der Unterlagen) zusammen.
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28.2

2.8.3

284

2.8.5

Die Kompensation ist in der Gemeinde Bosbull und Gemarkung Bosbull in der Flur
1 auf den folgenden Flursticken umzusetzen:

10, 11, 13, 14/1 (anteilig), 14/2, 15, 16/1 und 16/2.

Die im LBP beschriebenen AufwertungsmalRnahmen auf den genannten Kompen-
sationsflachen sind zur Erreichung des bendtigten Kompensationsumfangs zwin-
gend umzusetzen.

Far die Kompensationsflachen wird eine grundbuchliche Sicherung an ranghochs-
ter Stelle zu Gunsten des Kreises Nordfriesland erforderlich mit folgendem Wort-
laut:

,Das Grundstuck dient gemaf Bescheid des Landesamtes fur Umwelt vom
19.03.2025, Az.: G40/2024/094 Zwecken des Naturschutzes. Es ist der naturli-
chen Entwicklung (Sukzession) zu Uberlassen, sofern nicht Pflege- und Entwick-
lungsmalinahmen mit der Unteren Naturschutzbehdrde abgestimmt sind. Der Ei-
gentumer hat jegliche Handlungen zu unterlassen, die der naturlichen Entwicklung
des Grundstuckes entgegenstehen. Diese Eintragung kann nur mit der Zustim-
mung der Unteren Naturschutzbehorde des Kreises Nordfriesland geloscht wer-
den.”

Die grundbuchlichen Eintragungen fur die naturschutzrechtliche Kompensation
des Burgerwindparks BHU GmbH & Co. KG sind der Unteren Naturschutzbehérde
des Kreises Nordfriesland unaufgefordert vorzulegen.

Entgegen der Aussagen aus dem LBP sind folgende Pflege- und Entwicklungs-
mafinahmen einzuhalten:

Eine Beweidung mit Pferden ist nicht zulassig.

Walzen und Schleppen sind ausschlieBlich in der Zeit vom 1. November bis
28./29. Februar zulassig. Nicht zulassig ist die Einebnung des Bodenreliefs.
Zudem ist jahrlich ein Monitoringbericht einzureichen.

Abweichungen vom Pflege- und Entwicklungskonzept sind grundsatzlich zuvor mit
der Unteren Naturschutzbehorde des Kreises Nordfriesland abzustimmen.

Die fur die Windkraftanlage notwendig neu einzurichtenden ErschlielRungen sind
unter Beachtung des Eingriffsminimierungsgebotes des § 15 Absatz 1 des Bun-

desnaturschutzgesetzes (BNatSchG) anzulegen. Es ist in der Regel eine Grand-
befestigung zu wahlen. Bitumindse oder andere Vollversiegelungen sind zu ver-

meiden.

ErschlieRungen mussen einen Mindestabstand von 2,00 Metern zu Biotopstruktu-
ren wie Knicks und Walle einhalten. Gesetzlich geschutzte Biotope durfen nicht
beeintrachtigt werden (§ 30 BNatSchG in Verbindung mit § 21 Landesnaturschutz-
gesetz — LNatSchG). Graben, Feuchtgriinland und feuchte Senken dirfen nicht
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2.8.6

2.8.7

2.8.8

2.8.9

2.8.10

2.8.11

2.8.12

mit gegebenenfalls entstehendem Aushub Uberflllt werden. Erfolgt die Aushu-
bausbringung nicht auf benachbarten landwirtschaftlichen Nutzflachen, ist bei
selbststandigen anderweitigen Auffillungen ein gesonderter Antrag nach § 11a
des LNatSchG zu stellen.

Im MastfuRbereich sind hochwichsige und geschlossene Formen von ruderalen
Gras- und Staudenfluren gemal Kartieranleitung und Standardliste der Biotopty-
pen Schleswig-Holsteins (LfU 2023) aufwachsen zu lassen, wenn der Mastfuld be-
grunt werden soll und nicht als versiegelte Flache geplant ist. Eine Mahd ist
hdchstens einmal im Jahr durchzuflhren, um Gehdlzaufwuchs zu vermeiden. Die
Mahd hat zwischen dem 1. September und dem 28./29. Februar des Folgejah-
res/mit Mahd- zu erfolgen. Um den sicheren Zugang zu den WKA fur Service- und
Wartungsunternehmen oder anderen Dritten einwandfrei und ohne gesundheitli-
che Risiken zu gewahrleisten, besteht aus arbeitsschutzrechtlichen Grinden die
Maglichkeit, im MastfuRbereich die Ruderalbrache im zwingend notwendigen Um-
fang aulderhalb des vorgenannten Zeitraumes freizuschneiden. Die Obere Natur-
schutzbehodrde ist umgehend Uber die durchgefiihrten MaRnahmen zu unterrich-
ten.

Alle Bautatigkeiten, darunter fallen die Baufeldfreimachung, andere bauvorberei-
tende MalRnahmen, der Wege- und Fundamentbau sowie die Errichtung der WKA
durfen zum Schutz von Offenlandbritern in der Zeit vom 1. Marz bis 15. August
nicht ausgefuhrt werden.

Sind Eingriffe durch die Baumallnahme in Gehdlze vorgesehen, diurfen diese in
der Brutzeit der Geholzbriter vom 1. Marz bis zum 30. September nicht durchge-
fuhrt werden.

Sind Eingriffe durch die BaumalRnahme an Oberflachengewasser mit Réhrichtbe-
stand vorgesehen, dirfen diese in der Brutzeit der Binnengewasser- und Réhricht-
bruter vom 1. Marz bis zum 15. August nicht durchgefuhrt werden.

Sind Eingriffe durch die Baumalinahme in Gehdlze vorgesehen, die sich als Ta-
gesverstecke fur Fledermause eignen, durfen diese nicht in der Zeit vom 1. Marz
bis zum 30. November durchgeflhrt werden.

Baumaldnahmen in Bereichen, welche als Habitat oder potenzielle Wanderkorri-
dore fUr den Moorfrosch gelten, dirfen nicht in der Zeit der Aktivitatsphase dieser
Amphibien (1. Marz bis 31. Oktober) durchgefuhrt werden. Der Zeitraum kann in
Abstimmung mit der Umweltbaubegleitung (UBB) verkirzt werden.

Sofern die Einhaltung der Bauzeitenregelung fur Offenlandbriter nicht mdglich ist,
ist zur Vermeidung des Eintritts der Zugriffsverbote des § 44 Absatz 1 in Verbin-
dung mit Absatz 5 Nummern 1 - 3 BNatSchG entweder die Ansiedlung der Arten
innerhalb der Baufelder und der Zuwegung durch geeignete Malinahmen zu ver-
hindern (Vergramung) oder eindeutig nachzuweisen, dass die betreffenden Arten
im Vorhabenbereich nicht briten (Besatzkontrolle). Die erforderlichen Schutzmal}-
nahmen und deren Umsetzung sind vorab mit der Oberen Naturschutzbehoérde
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2.8.13

2.8.14

2.8.15

abzustimmen. Wird vor dem 1. Marz das Baufeld geraumt und unmittelbar mit der
stérungsintensiven Baumalnahme begonnen, ist das Abweichen von der Bauzeit-
regelung der Oberen Naturschutzbehérde unmittelbar anzuzeigen. Bei einem vor-
gesehenen Baubeginn innerhalb der Bauausschlussfristen sind die konkreten
Schutzmalnahmen mindestens vier Wochen vorher mit der Oberen Naturschutz-
behorde (ONB) abzustimmen.

Sofern die Einhaltung der Bauzeitenregelung fur Réhrichtbruter nicht moglich ist,
ist zur Vermeidung des Eintritts der Zugriffsverbote des § 44 Absatz1 in Verbin-
dung mit Absatz 5 Nummern 1 - 3 BNatSchG entweder die Ansiedlung der Arten
innerhalb der Baufelder und der Zuwegung durch geeignete Malinahmen zu ver-
hindern (Vergramung in Form einer vorherigen Roéhrichtmahd) oder eindeutig
nachzuweisen, dass die betreffenden Arten im Vorhabenbereich nicht briten (Be-
satzkontrolle). Die erforderlichen SchutzmaRnahmen und deren Umsetzung sind
vorab mit der Oberen Naturschutzbehérde abzustimmen. Wird vor dem 1. Marz
das Baufeld geraumt und unmittelbar mit der stérungsintensiven Baumalnahme
begonnen, ist das Abweichen von der Bauzeitregelung der Oberen Naturschutzbe-
horde unmittelbar anzuzeigen. Bei einem vorgesehenen Baubeginn innerhalb der
Bauausschlussfristen sind die konkreten Schutzmaflinahmen mindestens vier Wo-
chen vorher mit der Oberen Naturschutzbehérde abzustimmen.

Sofern die Einhaltung der Bauzeitenregelung fur Amphibien nicht maglich ist und
Bauarbeiten in den Aktivitatszeitraumen (1. Marz bis 31. Oktober) stattfinden, sind
vor Beginn der Aktivitatszeit um das gesamte Baufeld geeignete Amphibienschutz-
zaune aufzustellen und wahrend der Aktivitatszeit durch die Umweltbaubegleitung
auf Funktionsttchtigkeit zu kontrollieren. Alle Individuen, welche sich in dem Be-
reich, welcher durch den Amphibienzaun abgegrenzt wird, befinden, missen ab-
gesammelt und in geeignete Habitate aul3erhalb der Bauflachen umgesetzt wer-
den. Nach Fertigstellen der Mal3hahmen beziehungsweise nach Beendigung des
Hauptwanderzeitraums sind die Amphibienschutzzaune abzubauen. Der Zeitraum
kann in Abstimmung mit der ONB aufgrund von Witterung und Bauablauf verklrzt
werden. Der Baubeginn muss der ONB angezeigt werden.

Sofern die Einhaltung der Bauzeitenregelung fur Fledermause nicht moglich ist
und Eingriffe in Gehdlzbestande mit geeigneten Strukturen flr Tagesverstecke
von Fledermausen im Zeitraum vom 1. Marz bis 30. November stattfinden, sind
zur Vermeidung des Eintritts der Zugriffsverbote des § 44 Absatz 1 in Verbindung
mit Absatz 5 Nummer 1 bis 3 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) diese Ge-
holzbestande vor Baubeginn durch eine geeignete Kontrolle auf Besatz zu prifen.
Bei einem festgestellten Besatz von Tagesverstecken sind die daraus resultieren-
den notwendigen MalRnahmen umgehend mit der Oberen Naturschutzbehdrde ab-
zustimmen. Die geeignete Kontrolle der Gehdlze ist durch die Umweltbaubeglei-
tung durchzuflihren und im Rahmen der regelmaRigen Berichtspflicht darzustellen.
Sofern aufgrund der Gehdlzstruktur keine Quartiereignung festgestellt wird, kann
auf eine entsprechend Bauzeitenregelung zum Fledermausschutz verzichtet wer-
den.

Bescheid Az. G40/2024/094 Seite 19 von 60



digitale Ausfertigung / Kopie

2.8.16

2.8.17

2.8.18

2.8.19

Finden Bauarbeiten/Verrohrungen an den Graben der Windkraftanlage wahrend
der Laichzeit des Moorfrosches (1. Februar bis 30. Juni) statt, sind die Graben, die
temporar beziehungsweise dauerhaft verrohrt werden sollen, im Rahmen einer
Umweltbaubegleitung direkt vor der BaumalRnahme auf Amphibienlaich abzusu-
chen. Sollten Laich und/oder Laichballen gefunden werden, so mussen diese fach-
gerecht in geeignete benachbarte Graben oder andere Gewasser auf3erhalb des
Eingriffsbereichs umgesetzt werden.

Sofern die Einhaltung der Bauzeitenregelungen nicht maoglich ist, ist eine zertifi-
zierte Umweltbaubegleitung (UBB) einzusetzen, um die festgesetzten Vermei-
dungs- und Schutzmalinahmen zu Gberwachen und sicherzustellen. Der Nach-
weis der fachlichen Qualifikationen der Umweltbaubegleitung ist vor Baubeginn
der Oberen Naturschutzbehoérde schriftlich vorzulegen. Es ist eine regelmafige
Anwesenheit der Umweltbaubegleitung vorzusehen.

Die UBB stellt folgende MalRnahmen in enger Abstimmung mit den durchflhren-
den Baufirmen sicher:

+ Sofern die Bauzeitenregelung fur Végel nicht eingehalten werden kann, ist si-
cherzustellen, dass die erforderlichen alternativen Schutzmalinahmen umge-
setzt werden.

* Wird durch die UBB bestatigt, dass die Gehdlzstrukturen keine Quartiereig-
nung einschlieBlich einer Eignung als Tagesquartiere aufweisen, ist ein Schutz
dieser Geholze im Hinblick auf Fledermause nicht notwendig. Die Kontrolle der
Gehdlze und das Ergebnis der Quartiereignung ist in den regelmafigen Berich-
ten darzustellen.

» Sofern im Zeitraum vom 1. Marz bis 30. November in Gehdlzbestande mit ge-
eigneten Strukturen flr Tagesverstecke und Wochenstubenquartiere von Fle-
dermausen eingegriffen werden soll, sind die Baume vor Baubeginn auf Besatz
zu prufen. Bei Besatz stimmt die UBB die notwendigen Malinahmen mit der
ONB ab.

« Sofern Bauarbeiten in Aktivitatszeitrdumen der Amphibien (1. Marz bis 31. Ok-
tober) stattfinden, ist sicherzustellen, dass die Besatzkontrollen durchgeflhrt
und die Amphibienschutzzaune aufgestellt und kontrolliert werden.

» Kontrolle und Dokumentation des Bauablaufs.

* Regelmalige Berichte, die der ONB alle 14 Tage vorzulegen sind. Sofern
keine fir die UBB relevanten Bauaktivitaten stattfinden, konnen die Intervalle
nach Absprache mit der ONB verlangert werden.

Die WKA ist im Zeitraum vom 1. Mai bis 30. September in der Zeit von einer
Stunde vor Sonnenuntergang bis eine Stunde nach Sonnenaufgang bei den fol-
genden Witterungsbedingungen — gemessen als 10-Minuten-Mittelwerte auf Gon-
delhdhe — abzuschalten:

* Windgeschwindigkeiten in Gondelhdhe unterhalb 6 Meter pro Sekunde,

* Lufttemperatur hdher als 10 °C.
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2.8.20 Die zur Uberwachung der Einhaltung der artenschutzrechtlich bedingten Abschalt-

2.8.21

29

291

vorgaben notwendigen Daten sind zu erheben und 5 Jahre vorzuhalten. Die Daten
mussen jederzeit abrufbar sein.

Die Betriebsdaten werden als 10-Minuten-Mittelwerte (SCADA-Standard-Format)
uber den Abschaltzeitraum fur die WKA in digitaler Form als CSV-Datei abgefragt.
Fir die Dokumentation der Abschaltvorgaben sind die Betriebsdaten fur eine WKA
SO zu exportieren, dass sie in einem Datenblatt aufgefuhrt sind. Nach dem Export
durfen die Dateien nicht mehr verandert werden.

Das Datenblatt muss folgende Angaben enthalten:

* Abgabe als Datei im CSV-Format. Als Feldtrennzeichen ist ein Semikolon zu
benutzen (Standardeinstellung bei MS Excel).

* Fur jede WKA ist eine eigene CSV-Datei einzureichen.

+ Das Betriebsprotokoll umfasst den vollstandigen von der artenschutzrechtli-
chen Bestimmung/den artenschutzrechtlichen Bestimmungen betroffenen Zeit-
raum.

+ Die CSV-Datei enthalt sechs oder sieben Spalten in dieser Reihenfolge: Da-
tum, Uhrzeit, Windgeschwindigkeit, Rotordrehzahl, Leistung und Temperatur.
Die Bezeichnungen der SpaltenlUberschriften stehen in der ersten Zeile und
sind frei wahlbar. Der Datenbereich beginnt in der zweiten Zeile.

* Die Spalten sind in folgenden Formaten zu formatieren:
— Datum: TT.MM.JJJJ
— Uhrzeit: HH:MM:SS

— Wind [m/s], Rotordrehzahl [rpm], Leistung [kWh], Gondelau3entemperatur
[°C]: Formatierung als Dezimalzahl mit einem Komma als Dezimaltrenn-
zeichen. Eine einheitliche Anzahl von Nachkommastellen ist nicht notwen-
dig. Bei ganzen Zahlen kann das Komma entfallen.

Der Baubeginn ist der Unteren Naturschutzbehdrde des Kreises Nordfriesland und
der Oberen Naturschutzbehoérde unter Angabe des Aktenzeichens G40/2024/089-
096 (LfU) spatestens zwei Wochen vorher schriftlich anzuzeigen. Der Unteren Na-
turschutzbehorde ist zusatzlich das Aktenzeichen 67.31.5.1.-27/24 mit anzugeben.

Arbeitsschutz

Die Errichtung der genehmigten Windkraftanlage ist spatestens zwei Wochen vor
Baubeginn formlos anzuzeigen. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewie-
sen, dass die Bautatigkeiten bereits mit den vorbereitenden Arbeiten (z. B. Wege-
bau, Kanalbau) beginnen. Die Anzeige ist an die Staatliche Arbeitsschutzbehdrde
bei der Unfallkasse Nord zu richten und enthalt folgende Informationen:

* Genehmigungsnummer

e Ort der Baustelle
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292

293

294

295

* Name, Anschrift der Bauherrin/des Bauherrn

* Name, Anschrift der/des Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinatorin/s
* Beginn, Dauer und groben Zeitplan der Arbeiten.

Falls fur die Errichtung eine Vorankindigung geman § 2 Absatz 2 Baustellenver-
ordnung erforderlich ist und diese fristgerecht der Staatlichen Arbeitsschutzbe-

hoérde bei der Unfallkasse Nord zugesandt wird, kénnen die oben genannten Infor-
mationen mit der Vorankindigung mitgeteilt werden.

Die Inbetriebnahme der genehmigten Windkraftanlage ist spatestens acht Wochen
nach Inbetriebnahme formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an die Staatliche Ar-
beitsschutzbehorde bei der Unfallkasse Nord zu richten und enthalt folgende Infor-
mationen:

* Genehmigungsnummer

* Name, Anschrift der Betreiberin/des Betreibers

* eingemessene Koordinaten

+ eindeutige Kennzeichnung der Windkraftanlage an der Aufienfassade

« Datum der Inbetriebnahme.

Jeder Betreiberwechsel ist der Staatlichen Arbeitsschutzbehérde bei der Unfall-

kasse Nord spatestens zwei Wochen vor Betreiberwechsel formlos anzuzeigen.
Die Anzeige enthalt folgende Informationen:

* Genehmigungsnummer

* Name, Anschrift der vormaligen Betreiberin/des vormaligen Betreibers

* Name, Anschrift der zukunftigen Betreiberin/des zukiinftigen Betreibers

+ Datum des Betreiberwechsels.

Jeder Tausch von Grollkomponenten ist der Staatlichen Arbeitsschutzbehoérde bei

der Unfallkasse Nord spatestens zwei Wochen vor Umsetzung anzuzeigen und
enthalt folgende Informationen:

* Genehmigungsnummer

* Name, Anschrift der Betreiberin/des Betreibers

» Beschreibung des Vorhabens (Komponente, Verfahrensweise)

* Beginn, Dauer und Zeitplan der Arbeiten.

Der Ruckbau der genehmigten Windkraftanlage ist spatestens zwei Wochen vor
Beginn der Rickbauarbeiten formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an die Staatliche

Arbeitsschutzbehdrde bei der Unfallkasse Nord zu richten und enthalt folgende In-
formationen:

* Genehmigungsnummer
* Ort der Baustelle
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210

2.10.1

2.1

2111

211.2

2113

2114

2115

* Name, Anschrift der Bauherrin/des Bauherrn

+ Name, Anschrift der/des Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinatorin/s
* Kurzbeschreibung der Ruckbaumethode

* Beginn, Dauer der Arbeiten.

Falls fur den Rickbau eine Vorankiindigung gemaf § 2 Absatz 2 Baustellenver-
ordnung erforderlich ist und diese fristgerecht der Staatlichen Arbeitsschutzbe-

horde bei der Unfallkasse Nord zugesandt wird, kdnnen die oben genannten Infor-
mationen mit der Vorankindigung mitgeteilt werden.

Luftverkehr — militarisch

Der Baubeginn und die Fertigstellung sind dem Bundesamt fur Infrastruktur, Um-
weltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIUDBw), Referat Infra | 3,
Fontainengraben 200, 53123 in Bonn per Mail (baiudbwtoeb@bundeswehr.org)
unter Angabe des Zeichens I-1561-24-BIA — mit den endgultigen Daten wie

* Art des Hindernisses,

« Standort mit geographischen Koordinaten in WGS 84,
* HOoOhe uber Erdoberflache,

* Gesamthohe uber NHN,

anzuzeigen.
Luftverkehr — zivil

Die Ausflhrung der Tages- oder Nachtkennzeichnung hat entsprechend der Allge-
meinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (AVV
vom 15.12.20233 (BAnz AT 28.12.2023 B4)) zu erfolgen.

Die Tages- und Nachtkennzeichnung ist bereits wahrend der Bauphase beim
Uberschreiten von 100 m tiber Grund (auch durch Kréne) sicher zu stellen.

Bei Ausfall der Befeuerung ist sicher zu stellen, dass fur die Unterbrechung der
Befeuerung ein Zeitraum von zwei Minuten nicht Gberschritten wird.

Die Stromversorgung fur die Befeuerung ist durch Vorhalten ausreichender techni-
scher Einrichtungen bzw. Festlegen entsprechender Verfahren und Ablaufe si-
cherzustellen. Das entsprechende Konzept fur die Ersatzstromversorgung ist der
Luftfahrtbehdérde vier Wochen vor Errichtung der Windkraftanlage vorzulegen.

Fir die Sichtweitenmessung zur Reduzierung der Nennleistung der Befeuerung
sind nur anerkannte Gerate bei Einhaltung der Vorgaben aus der Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zulassig. Insbesondere ist darauf zu achten, dass bei Wind-
kraftanlagenblocken der Abstand zwischen einer Windkraftanlage mit Sichtweiten-
messgerat und Windkraftanlagen ohne Sichtweitenmessgerat maximal 1500 m be-
tragen darf.
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2.11.6 Die fur die Veroffentlichung erforderlichen Vermessungsdaten sind durch eine
amtliche Vermessung zu ermitteln und der Luftfahrtbehorde sowie der DFS Deut-
sche Flugsicherung GmbH, Az. SH 10629, Postfach 1243, 63202 Langen, unver-
zlglich, spatestens jedoch vier Wochen nach Errichtung der Windkraftanlage vor-
zulegen.

2.11.7 Bedarfsgerechte Nachtkennzeichnung (BNK)

Soll die Aktivierung der Nachtkennzeichnung bedarfsgesteuert erfolgen, ist die ge-
plante Installation der Luftfahrtbehorde vor Inbetriebnahme der BNK anzuzeigen
und hierbei sind, gemal Anhang 6 Punkt 3 der AVV zur Kennzeichnung von Luft-
fahrthindernissen vom 15.12.2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4), folgende Unterlagen
vorzulegen:

* Nachweis der Baumusterprifung gemaft Anhang 6 Nummer 2 der AVV durch
eine vom Bundesministerium fur Verkehr und digitale Infrastruktur benannten
Stelle,

* Nachweis des Herstellers und/oder Anlagenbetreibers Uber die Standortbezo-
gene Erfullung der Anforderungen auf Basis der Prufkriterien nach Anhang 6,
Nummer 2 der AVV.

2.11.8 BNK

Nach Anhang 6 Punkt 1 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen
vom 15.12.2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4) ist die Nachtkennzeichnung mit einer
dauerhaft aktivierten Infrarotkennzeichnung gemaf Artikel 1 Teil 2 Nummer 3.6
der AVV zu kombinieren.

2.11.9 Da eine Tageskennzeichnung fur die Windkraftanlage erforderlich ist, sind die Ro-
torblatter der Windkraftanlage weild oder grau auszufuhren; im auf3eren Bereich
sind sie durch 3 Farbfelder von je 6 m Lange [a) aul3en beginnend mit 6 m Orange
— 6 m Weill — 6 m Orange oder b) auRen beginnend mit 6 m Rot — 6 m Weil} oder
Grau — 6 m Rot] zu kennzeichnen. Hierfur sind die Farbtone Verkehrsweil (RAL
9016), Grauweil® (RAL 9002), Lichtgrau (RAL 7035), Achatgrau (RAL 7038), Ver-
kehrsorange (RAL 2009) oder Verkehrsrot (RAL 3020) zu verwenden. Die Ver-
wendung entsprechender Tagesleuchtfarben ist zulassig.

2.11.10 Aufgrund der beabsichtigten Hohe der Windkraftanlage ist das Maschinenhaus auf
halber Hohe ruckwartig umlaufend mit einem zwei Meter hohen orange/roten
Streifen zu versehen. Der Streifen darf durch grafische Elemente und/oder kon-
struktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Elemente dirfen maximal ein
Drittel der Flache der jeweiligen Maschinenhausseite beanspruchen.

2.11.11 Der Mast ist mit einem drei Meter hohen Farbring in orange/rot, beginnend in 40
Meter tGber Grund oder Wasser, zu versehen. Bei Gittermasten muss dieser Strei-
fen 6 Meter hoch sein. Die Markierung kann aus technischen Grunden oder be-
dingt durch ortliche Besonderheiten versetzt angeordnet werden.

Bescheid Az. G40/2024/094 Seite 24 von 60



digitale Ausfertigung / Kopie

2.11.12 Am geplanten Standort kdnnen abhangig von der Hindernissituation auch Tages-
feuer (Mittelleistungsfeuer Typ A, 20 000 cd, gemaly ICAO Anhang 14, Band |, Ta-
belle 6.1 und 6.3 des Chicagoer Abkommens) gefordert werden, wenn dies fur die
sichere Durchflihrung des Luftverkehrs als notwendig erachtet wird. Das Tages-
feuer muss auf dem Dach des Maschinenhauses gedoppelt installiert werden. Au-
Rerhalb von Hindernisbegrenzungsflachen an Flugplatzen darf das Tagesfeuer um
mehr als 50 Meter Uberragt werden.

2.11.13 Die Nachtkennzeichnung von Windkraftanlagen mit einer maximalen Hohe von bis
315 Meter Uber Grund/Wasser erfolgt durch ,Feuer W, rot“ oder ,Feuer W, rot ES*.

2.11.14 Es ist eine zusatzliche Hindernisbefeuerungsebene, bestehend aus Hindernisfeuer
(ES), am Turm auf der halben Héhe zwischen Grund/Wasser und der Nachtkenn-
zeichnung auf dem Maschinenhausdach erforderlich. Sofern aus technischen
Grinden notwendig, kann bei der Anordnung der Befeuerungsebene um bis zu
funf Meter nach oben/unten abgewichen werden. Dabei miussen aus jeder Rich-
tung mindestens zwei Hindernisfeuer sichtbar sein. Ist eine zusatzliche Infrarot-
kennzeichnung (AVV, Anhang 3) vorgesehen, ist diese auf dem Dach des Maschi-
nenhauses anzubringen.

2.11.15 Es ist (zum Beispiel durch Doppelung der Feuer) dafir zu sorgen, dass auch bei
Stillstand des Rotors sowie bei mit einer Blinkfrequenz synchronen Drehzahl min-
destens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist.

2.11.16 Der Einschaltvorgang erfolgt grundsatzlich uber einen Dammerungsschalter ge-
maf der AVV, Nummer 3.9.

2.11.17 Sofern die Vorgaben (AVV, Anhang 6) erfullt werden, kann der Einsatz einer be-
darfsgerechten Nachtkennzeichnung erfolgen. Dies ist der zustandigen Luftfahrt-
behdrde anzuzeigen. Da sich der Standort der geplanten WKA aul3erhalb des kon-
trollierten Luftraums der Luftraumklasse ,D* befindet, bestehen aus zivilen und mi-
litarischen flugsicherungsbetrieblichen Grinden keine Bedenken gegen die Ein-
richtung einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK).

2.11.18 Das ,Feuer W, rot” ist so zu installieren, dass immer mindestens ein Feuer aus je-
der Richtung sichtbar ist. Gegebenenfalls mussen die Feuer gedoppelt, jeweils
versetzt auf dem Maschinenhausdach — nétigenfalls auf Aufstanderungen — ange-
bracht werden. Dabei ist zu beachten, dass die gedoppelten Feuer gleichzeitig
(synchron blinkend) betrieben werden. Das gleichzeitige Blinken ist erforderlich,
damit die Feuer der Windkraftanlage wahrend der Blinkphase nicht durch einen
Flagel des Rotors verdeckt werden.

2.11.19 Die Blinkfolge der Feuer auf Windkraftanlagen ist zu synchronisieren. Die Takt-
folge ist auf 00.00.00 Sekunde gemaf UTC mit einer zulassigen Null-Punkt-Ver-
schiebung von = 50 ms zu starten.
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2.11.20 Fur die Ein- und Ausschaltvorgange der Nachtkennzeichnung bzw. Umschaltung
auf das Tagesfeuer sind Dammerungsschalter, die bei einer Umfeldhelligkeit von
50 bis 150 Lux schalten, einzusetzen.

2.11.21 Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein
Ersatzstromnetz umschalten.

2.11.22 Mehrere in einem bestimmten Areal errichtete Windkraftanlagen kénnen als Wind-
kraftanlagen-Blocke zusammengefasst werden. Grundsatzlich bedurfen nur die
Anlagen an der Peripherie des Blocks, nicht aber die innerhalb des Blocks befindli-
chen Anlagen einer Kennzeichnung durch Feuer fur die Tages- und Nachtkenn-
zeichnung. Uberragen einzelne Anlagen innerhalb eines Blocks signifikant die sie
umgebenden Hindernisse, so sind diese ebenfalls zu kennzeichnen. Bei einer Ge-
fahr fur die Sicherheit des Luftverkehrs untersagt die zustandige Landesluftfahrt-
behorde die Peripheriebefeuerung und ordnet die Befeuerung aller Anlagen an.

2.11.23 Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (zum Beispiel LED)
kann auf ein ,redundantes Feuer” mit automatischer Umschaltung verzichtet wer-
den, wenn die Betriebsdauer erfasst und das Leuchtmittel bei Erreichen des Punk-
tes mit 5 % Ausfallwahrscheinlichkeit getauscht wird. Bei Ausfall des Feuers muss
eine entsprechende Meldung an den Betreiber erfolgen.

2.11.24 Stoérungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden kénnen, sind der NOTAM-
Zentrale in Langen unter der Rufnummer 06103 707-5555 oder per E-Mail
notam.office@dfs.de unverzuglich bekannt zu geben. Der Ausfall der Kennzeich-
nung ist so schnell wie moglich zu beheben. Sobald die Storung behoben ist, ist
die NOTAM-Office unverzuglich davon in Kenntnis zu setzen. Ist eine Behebung
innerhalb von zwei Wochen nicht mdglich, ist die NOTAM-Office und die zustan-
dige Landesluftfahrtbehérde, nach Ablauf der zwei Wochen erneut zu informieren.

2.11.25 Der DFS Deutsche Flugsicherung GmbH, Am DFS Campus, 63225 Langen ist der
Ansprechpartner mit Anschrift und Telefon-Nr. der Stelle anzugeben, die einen
Ausfall der Befeuerung meldet bzw. fir die Instandsetzung zustandig ist.

2.11.26 Fur den Fall einer Storung der primaren elektrischen Spannungsversorgung muss
ein Ersatzstromversorgungskonzept vorliegen, das eine Versorgungsdauer von
mindestens 16 Stunden gewahrleistet. Im Fall der geplanten Abschaltung ist der
Betrieb der Feuer bis zur Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzu-
stellen. Die Zeitdauer der Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung
und Umschalten auf die Ersatzstromversorgung darf zwei Minuten nicht Gber-
schreiten. Diese Vorgabe gilt nicht fur die Infrarotkennzeichnung.

2.11.27 Eine Reduzierung der Nennlichtstarke beim Tagesfeuer und ,Feuer W, rot” ist nur
bei Verwendung der vom Deutschen Wetterdienst (DWD) anerkannten meteorolo-
gischen Sichtweitenmessgeraten moglich. Installation und Betrieb haben nach den
Bestimmungen des Anhangs 4 der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kenn-
zeichnung von Luftfahrthindernissen zu erfolgen.
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2.11.28 Die in den Auflagen geforderten Kennzeichnungen sind nach Erreichen einer Hin-

dernishohe von mehr als 100 m Uber Grund zu aktivieren und mit Notstrom zu ver-
sorgen.

2.11.29 Sollten Kréane zum Einsatz kommen, sind diese ab 100 m Uber Grund mit einer Ta-

geskennzeichnung und an der hochsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung
(Hindernisfeuer) zu versehen.

2.11.30 Da die Windkraftanlage aus Sicherheitsgrunden als Luftfahrthindernis veroffent-

IV

1.1

1.2

licht werden muss, sind der DFS Deutsche Flugsicherung GmbH

* mindestens sechs Wochen vor Baubeginn das Datum des Baubeginns und

» spatestens vier Wochen nach der Errichtung die endgultigen Vermessungsda-
ten

zu Ubermitteln, um die Vergabe der ENR-Nummer und die endguiltige Veroéffentli-
chung in die Wege leiten zu kdnnen.

Diese Meldung der endgultigen Daten (bitte nur per Mail an flf@dfs.de) umfasst
dann die folgenden Details:

+ DFS-Bearbeitungsnummer

* Name des Standortes

* Art des Luftfahrthindernisses

* Geographische Standortkoordinaten [Grad, Minuten und Sekunden mit Angabe
des Bezugsellipsoids (WGS 84 mit einem GPS-Empfanger gemessen)]

* Hohe der Bauwerksspitze [m tber Grund]
* Hohe der Bauwerksspitze [m Uber NN, Hohensystem: DHHN 92]

» Art der Kennzeichnung [Beschreibung]

Hinweise

Allgemeines

Dieser Bescheid ergeht unbeschadet der behdrdlichen Entscheidungen, die nach
§ 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden.

Die Sicherheitsleistung kann erbracht werden in den von § 232 des Burgerlichen
Gesetzbuches vorgesehenen Formen sowie durch andere Sicherungsmittel, die
geeignet sind, den angestrebten Sicherungszweck zu erfullen.
Sicherungsleistungen sind beispielsweise:

» Selbstschuldnerische Bankbulrgschaft,

+ Sparbuch oder Kontoverpfandung,

* Hinterlegung von Geld (pfandungs- und insolvenzsicher).
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1.3

1.4

1.5

3.1

4.1

Die Genehmigung erlischt, wenn die Anlage wahrend eines Zeitraumes von mehr
als drei Jahren nicht mehr betrieben worden ist.

Die Inbetriebnahme der WKA erfolgt, sobald diese erstmalig elektrische Energie in
ein Stromnetz abfuhrt.

Ein Wechsel des Anlagenbetreibers sowie ggf. eine Anderung an der Rechtsform
des Betreibers ist gegenuber dem Landesamt fir Umwelt schriftlich, mit dem in
der Anlage beigefluigtem Formular (Betreiberwechsel), mitzuteilen.

Immissionsschutz

Die WKA wird beurteilt nach der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm —
TA Larm — (GMBI. 1998, Nummer 26, vom 26. August 1998). Die der WKA am
nachsten gelegenen Gebaude mit schutzbedurftigen Wohnraumen liegen im Au-
Renbereich sowie im allgemeinen Wohngebiet. Die TA Larm nennt fir solche
Wohnraume die unten aufgefuhrten Immissionsrichtwerte, die bei der Beurteilung
der hier genehmigten WKA bericksichtigt wurden.

Allgemeines Wohngebiet
tags 55 dB(A)  06:00 Uhr bis 22:00 Uhr
und
nachts 40dB(A)  22:00 Uhr bis 06:00 Uhr
AulBenbereich, beurteilt wie Mischgebiet:
tags 60 dB(A)  06:00 Uhr bis 22:00 Uhr
und
nachts 45 dB(A) 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr

Eine WKA wirkt in Anlehnung der Ziffer 3.2.1 Absatz 2 der TA Larm relevant ein,
wenn der Schallimmissionspegel grof3er ist als der Immissionsrichtwert (IRW) mi-
nus 12 dB(A).

Abfallrecht

Bei Einsatz von mineralischen Ersatzbaustoffen zur Befestigung, z. B. von Stellfla-
chen und Zufahrten, oder als Unterbau fur Gebaude sind die Regelungen der Er-
satzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) zu beachten.

Baurecht

Die Bauuberwachung — einschlie3lich der Abnahme — ist nach der Baugebuhren-
verordnung (BauGebVO) in Verbindung der Anlage 1 zur Baugebuhrenverordnung
gebuhrenpflichtig.
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4.2

4.3

4.4

4.5

4.6

Antragsgemald wird unter Einhaltung der hierzu ergangenen Auflagen von den
Bestimmungen des § 6 Absatz 2 Nr. 1 Landesbauordnung (LBO) eine Abweichung
zugelassen.

Voraussetzungen fur den Baubeginn

Mit der Bauausfuhrung oder mit der Ausfihrung des jeweiligen Bauabschnittes
darf erst begonnen werden, wenn

« die prufpflichtigen bautechnischen Nachweise — auch in den Fallen nach § 66
Absatz 3 Nr. 2 Landesbauordnung (LBO) — spatestens zehn Werktage vor
Baubeginn geprtft bei der Bauaufsichtsbehoérde vorliegen (§ 72 Absatz 6
LBO),

» die nicht prufpflichtigen bautechnischen Nachweise bei Baubeginn der Bauher-
rin oder dem Bauherrn vorliegen (§ 72 Absatz 2 LBO),

+ die Baubeginnanzeige mindestens eine Woche vor Baubeginn bei der unteren
Bauaufsichtsbehdrde des Kreises Nordfriesland unter Verwendung des anlie-
genden Vordrucks vorgelegt worden ist (§ 72 Absatz 6 LBO).

Bauleiterin/Bauleiter

Vor Baubeginn sind der unteren Bauaufsichtsbehérde des Kreises Nordfriesland
unter Verwendung des anliegenden Vordrucks Name und Anschrift der Bauleite-
rin/des Bauleiters schriftlich mitzuteilen. Bei einem Wechsel dieser Person wah-
rend der Bauausflhrung hat die Mitteilung hiertber unverziglich zu erfolgen (§ 53
Absatz 1 LBO).

Bauuberwachung

Die Bauherrin/der Bauherr hat den Personen, die nach § 66 Absatz 2 Satz 1 LBO

die bautechnischen Nachweise aufgestellt haben, den Baubeginn anzuzeigen und
die Baulberwachung rechtzeitig zu veranlassen (§ 53 Absatz 1 LBO).

Im Ubrigen wird auf die zwingenden Regelungen zur Bauiiberwachung nach § 81

LBO hingewiesen.

Aufnahme der Nutzung

+ Die Bauherrin oder der Bauherr hat der unteren Bauaufsichtsbehorde des Krei-
ses Nordfriesland unter Verwendung des anliegenden Vordrucks die beabsich-
tigte Aufnahme der Nutzung mindestens zwei Wochen vorher anzuzeigen. Mit
der Anzeige sind die Bescheinigungen/Bestatigungen nach § 82 Absatz 2 Satz
2 LBO vorzulegen.

+ Eine bauliche Anlage darf erst genutzt werden, wenn u. a. sie selbst und die
Zufahrtswege in dem erforderlichen Umfang sicher benutzbar sind (§ 82 Ab-
satz 2 Satz 3 LBO).
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4.7

5.1

5.2

5.3

Allgemeines

Bei der Ausflihrung des Vorhabens ist zu beachten, dass

+ die Genehmigung und die genehmigten Bauvorlagen nicht getrennt werden
und standig auf der Baustelle bereit zu halten sind,

» fUr nicht geregelte Bauprodukte die nach § 17 Absatz 3 LBO geforderten Ver-
wendbarkeitsnachweise auf der Baustelle bereit zu halten sind und diese Bau-
produkte die nach § 22 LBO geforderte Bestatigung der Ubereinstimmung ha-
ben,

+ Abweichungen von den genehmigten Bauvorlagen vor Beginn der Arbeiten be-
antragt und genehmigt sein mussen.

Gewasserschutz

Im Zuge der Einrichtung von acht Windkraftanlagen in den Gemeinden Holm und
Bosbull werden Gewasser verrohrt/tberquert. Hierflr ist eine wasserrechtliche Ge-
nehmigung geman § 68 Wasserhaushaltsgesetz beziehungsweise § 23 Lan-
deswassergesetz erforderlich. Die vorliegenden Unterlagen reichen fur eine An-
tragstellung nicht aus. Die Ricksprache mit dem Planungsbiro Go.wind ergab,
dass die wasserrechtliche Genehmigung fiir die erforderlichen Uberfahrten geson-
dert bei der Unteren Wasserbehorde beantragt wird. Das LfU wird eine Ausferti-
gung der genehmigten Unterlagen erhalten.

In der Technischen Beschreibung fur Wassergefahrdende Stoffe wird auf mdogliche
Schadstoffeintrage von Windkraftanalgen in Gewasser und entsprechende Ge-
fahrdungsrisiken hingewiesen. Diese Problematiken sind seitens des Antragstel-
lers sowohl im Vorfeld und auch bei der Planung als auch bei der Ausfuhrung zu
klaren und zu I6sen sowie entsprechend zu behandeln. Dem Einfluss der WKA auf
den Wasserhaushalt wird insgesamt keine Bedeutung zugewiesen. Dies ist eben-
falls planerisch und rechnerisch nachzuweisen und zu belegen. Es fallen keine
Abwasser an, das anfallende Niederschlagswasser lauft an der Turmanlage ab-
warts und soll regelmaRig in den umgebenden und umliegenden Flachen versi-
ckern.

Die ErschlieRung erfolgt Uber den Gotteskoogweg von Stiden und einen noérdlich
davon verlaufenden Wirtschaftsweg von Norden. Es ist eine wassergebundene Er-
tichtigung der noch auszubauenden Strecken gemaf Projektbeschreibung ,Bau-
ausfuhrung (Wegebau)“ vorgesehen. Sollten im Zuge der Errichtung von Zuwe-
gungen und Zufahrten Durchlasse in Verbandsgewassern zu errichten sein, sind
diese vom Antragsteller eigenverantwortlich und in Abstimmung mit dem Sielver-
band Karrharder Gotteskoog Suden uber den Deich- und Hauptverband Sudwest-
hdérn-Bongsiel auf ausreichende Breite und Tragfahigkeit zu planen. Die Rohrdi-
mensionierung ist ebenfalls mit dem DHSV SWBS abzustimmen und sich von die-
sem eine entsprechende Genehmigung erteilen zu lassen.
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5.4

5.5

5.6

6.1

6.2

7.1

Fir Anderungen bestehender Uberfahrten sowie die Herstellung neuer Uberfahr-
ten im Rahmen der ErschlieBung und Errichtung von Zuwegungen sind Wasser-
rechtliche Genehmigungen der Unteren Wasserbehoérde des Kreises Nordfriesland
erforderlich, diese sind gesondert und eigenstandig zu beantragen. Auch fur mog-
liche Kreuzungsstellen erforderlicher Leitungs- oder Kabeltrassen mit den Ver-
bandsanlagen sind Planunterlagen vorzulegen. Ebenso sind gegebenenfalls Ver-
einbarungen zum Wege- und Leitungsrecht zu treffen sowie entsprechende Ge-
stattungsvertrage zu schlie®en. Die beigelegten Plane stellen keinerlei Kreuzungs-
punkte dar, die ErschlieRung erfolgt Gber die oben genannte vorhandene Zufahrt.

Es wird darauf hingewiesen, dass ebenfalls satzungsgemal nur unbelastetes
Wasser mittelbar und unmittelbar in die Verbands- und Hauptverbandsgraben so-
wie deren Verrohrungen eingeleitet werden darf. Es ist bei Neueinleitungen oder
Anderungen an den bestehenden Anlagen dafiir eine Wasserrechtliche Genehmi-
gung des Kreises Nordfriesland einzuholen. Dem Sielverband Karrharder Got-
teskoog Suden sind Uber den DHSV SWBS in diesem Falle zeitgleich die entspre-
chenden Entwasserungsplanungsunterlagen mit der Einleitmengenberechnung
zur Beteiligung vorzulegen. Dies gilt auch flir Fundamententwasserung sowie tem-
porare Einleitungen bei Wasserhaltungen und Wasserableitungen aller Art durch
Grundwasserabsenkungen, Drainagen oder Brunnen.

Der Inhalt der Hauptverbands- und Verbandssatzung ist im Bedarfsfalle jederzeit
zu beachten.

Naturschutz

Fir die ErschlieBungen der Windkraftanlagen und den damit verbundenen Knick-
rodungen sowie fur die Baustelleneinrichtung sind gesonderte Antrage bei der Un-
teren Naturschutzbehoérde bzw. Unteren Wasserbehorde zu stellen.

Durch die Einrichtung eines 2-jahrigen nachgelagerten Hohenmonitorings kann
der Abschaltalgorithmus zum Schutz von Fledermausen Uberpruft werden. Das
Monitoring ist nach den jeweils aktuellen Voraussetzungen gemafy BMU-For-
schungsprojekt (RENEBAT) bzw. den jeweils aktuellen Vorgaben nach ProBat
durchzufihren. Nach Vorliegen der vollstandigen Daten aus zwei Erfassungsjah-
ren ist eine Gefahrdungseinschatzung moglich, die eine Beurteilung der notwendi-
gen Abschaltvorgaben zulasst. Im Rahmen eines Anderungsverfahrens auf der
Grundlage des immissionsschutzrechtlichen Antrages kann unter Beteiligung der
Oberen Naturschutzbehdrde (ONB) Uber einen spezifisch angepassten Ab-
schaltalgorithmus oder Uber die Aufhebung des bisherigen Algorithmus entschie-
den werden. Einzelheiten zur Durchfihrung des Monitorings sind rechtzeitig mit
der Oberen Naturschutzbehdrde abzustimmen.

StraBenverkehr

Zur Koordination der erforderlichen MalRhahmen sind die Fahrtrouten (Strecken-
protokoll) und die geplanten MaRnahmen mit dem Landesbetrieb Stralenbau und
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7.2

7.3

7.4

7.5

8.1

8.2

8.3

Verkehr Schleswig-Holstein, Standort Flensburg, rechtzeitig vor Beginn der Arbei-
ten und Transporte abzustimmen.

Es muss sichergestellt werden, dass von den Rotoren der Windkraftanlagen bei
entsprechender Witterung weder Feuchtigkeit, noch Eisstiicke auf die 6ffentlichen
Verkehrsflachen gelangen. Weiterhin sind die Oberflachen der Anlage so auszu-
gestalten, dass keine Reflektionen entstehen, durch die Verkehrsteilnehmer ge-
blendet werden kdnnen.

Es wird darauf hingewiesen, dass eventuell erforderlich werdende Verbreiterungen
der Einmundungen von GemeindestralRen/-wegen in den Stralen des Uberortli-
chen Verkehrs (Bundes-, Landes-, Kreisstralen) nur im Einvernehmen mit dem
Landesbetrieb Strallenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Standort Flensburg,
erfolgen kénnen.

Gegebenenfalls sind dem Landesbetrieb Strallenbau und Verkehr Schleswig-Hol-
stein, Standort Flensburg, rechtzeitig vor Beginn und in vorheriger Absprache mit
dem zustandigen Leiter der Strallenmeisterei Leck durch die betroffene Gemeinde
pruffahige Planunterlagen zur Genehmigung und zum Abschluss einer Vereinba-
rung vorzulegen.

Die Erlaubnis von temporaren Umbaumalinahmen an Bundes-, Landes- und
Kreisstralten zur Realisierung von Grofsraum- und Schwertransporten (GST) wird
Bestandteil der stralRenverkehrlichen Erlaubnis nach § 29 Absatz 3 StVO (GST-
Erlaubnis). Notwendige Bedingungen und Auflagen sind in diese GST-Erlaubnis
zu ubernehmen.

Arbeitsschutz

Der Bauantrag wurde nicht auf Vorschriften geprift, die der Sicherheit und dem
Gesundheitsschutz der Beschéftigten beim Einrichten und Andern von Arbeitsstat-
ten dienen. Die nach anderen offentlich-rechtlichen Vorschriften erforderlichen Ge-
nehmigungen, Zustimmungen, Bewilligungen und Erlaubnisse im Zusammenhang
mit den vorgenannten Vorschriften hat die Bauherrin vor Aufnahme der Nutzung
einzuholen.

Die Staatliche Arbeitsschutzbehodrde bei der Unfallkasse Nord hat in diesem Ge-
nehmigungsverfahren die vorgelegten Antragsunterlagen nicht auf Konformitat mit
den staatlichen Arbeitsschutzvorschriften geprtift. Die Einhaltung und Umsetzung
der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften liegt in der Eigenverantwortung des Be-
treibers oder der Betreiberin bzw. des Arbeitgebers oder der Arbeitgeberin. Die
einschlagigen staatlichen Arbeitsschutzvorschriften sind unabhangig vom Geneh-
migungsbescheid zu beachten und einzuhalten.

Die Arbeitsgeberin/der Arbeitgeber hat gemal § 1 Arbeitssicherheitsgesetz fur
eine sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische Betreuung des eigenen Be-
triebs zu sorgen.
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8.4

8.5

8.6

8.7

10.

10.1

Die Arbeitsgeberin/der Arbeitgeber hat eine Gefahrdungsbeurteilung gemaf § 5
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) durchzufuhren und das Ergebnis gemaf § 6 Ar-
beitsschutzgesetz zu dokumentieren. Dabei hat der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin
neben den Anforderungen des Arbeitsschutzgesetzes insbesondere die Regelun-
gen der Arbeitsstattenverordnung, der Betriebssicherheitsverordnung und der Ge-
fahrstoffverordnung zu beachten.

Die Arbeitsgeberin/der Arbeitgeber hat die eigenen Beschaftigten gemal § 12 Ar-
beitsschutzgesetz Uber Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit ausrei-
chend und angemessen zu unterweisen. Es sollte ein Unterweisungsnachweis ge-
fuhrt werden.

Die vorgenannten Hinweise 8.3 bis 8.5 gelten fur jeden Arbeitgeber/jede Arbeitge-
berin, der bzw. die Beschaftigte mit Tatigkeiten im Rahmen der Errichtung des Be-
triebs und des Ruckbaus beauftragt.

Fur die Errichtung und den Rickbau sind die Vorgaben der Baustellenverordnung
zu berucksichtigen. Auf die Vorankindigung gemal § 2 Absatz 2 Baustellenver-
ordnung, den Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan gemaR § 2 Absatz 3 Bau-
stellenverordnung den/die Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator/in ge-
malf § 3 Absatz 1 Baustellenverordnung sowie die Unterlage fur spatere Arbeiten
gemal § 3 Absatz 2 Nummer 2 Baustellenverordnung wird hingewiesen. Die zu-
standige Behorde ist die Staatliche Arbeitsschutzbehérde bei der Unfallkasse
Nord.

Denkmalschutz

Der Uberplante Bereich befindet sich in einem archaologischen Interessengebiet.
Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverziglich unmittelbar oder
uber die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehdrde mitzuteilen. Die Verpflich-
tung besteht ferner fur die Eigentumerin oder den Eigentimer und die Besitzerin
oder den Besitzer des Grundsticks oder des Gewassers, auf oder in dem der
Fundort liegt, und fur die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung
oder zu dem Fund gefuhrt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichte-
ten befreit die Ubrigen. Die Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fund-
statte in unverandertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile
oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt
spatestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.

Archaologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche
Zeugnisse wie Veranderungen und Verfarbungen in der naturlichen Bodenbe-
schaffenheit.

Eisenbahnverkehr

Fir die Nutzung von Bahniibergangen (BU) mit Schwerlasttransportern ist eine
gesonderte Prufung erforderlich.
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10.2

10.3

10.4

10.5

10.6

11.

Die BU sind ggf. nicht fiir die Achslasten der Schwerlasttransporter ausgelegt, so-
dass Sicherungsmalinahmen (Beweissicherungsverfahren, Lastverteilungsplatten,
baubetriebliche Sperrungen etc.) erforderlich werden.

Da die Planung und Durchflihrung der Sicherungsmafnahmen eine gewisse Vor-
laufzeit benotigen, ist eine fruhzeitige Beantragung der Nutzung bei der DB In-
fraGO AG zwingend notwendig.

Alle hieraus entstehenden Kosten gehen zu Lasten des Antragstellers bzw. seiner
Rechtsnachfolger.

Fir die vorgesehene Windkraftanlage wird aus eisenbahntechnischer Sicht ein
Abstand zu der Gleisanlage in Hohe des zweifachen Rotordurchmessers zumin-
dest aber entsprechend der Gesamtanlagenhdhe empfohlen, um eine Gefahrdung
des Eisenbahnbetrieben zum Beispiel durch Umkippen der WKA, Eisabwurf oder
Rotorblattbruch auszuschliel3en. Der Runderlass der Landesplanungsbehdrde
vom 29.02.2016 zur Teilfortschreibung des Landesentwicklungsplanes Schleswig-
Holstein 2010 und zur Teilaufstellung der Regionalplane (Sachthema Windener-
gie) fur die Planungsraume | bis Il legt fur die Windkraftanlagen als Tabukriterium
einen Mindestabstand von 150 m zu nicht entwidmeten Gleisanlagen und Schie-
nenwegen fest, der mindestens einzuhalten ist. Als Bezugspunkt fur den Mindest-
abstand ist ein Abstand von 3,00 m aus der Gleisachse anzusehen.

Ausweislich der vorgelegten Planunterlagen wird dieser Mindestabstand zur Ei-
senbahninfrastruktur der Strecke Niebull — Stderligum mit dem oben bereits an-
gesprochenen Abstand eingehalten.

Fir die Nutzung von Bahnlibergangen der Strecke Niebull — Stderligum mit
Schwerlasttransportern ist es erforderlich, sich mit der Norddeutschen Eisenbahn
Niebulll GmbH als Infrastrukturinhaberin in Verbindung zu setzen, um durch eine
gesonderte Prifung die Belastbarkeit der Bahnibergange zu klaren.

Luftverkehr - zivil

Antrage zur Aufstellung von Kranen fur die Errichtung der Windkraftanlagen, brau-
chen nicht erneut vorgelegt werden. Die Zustimmung nach § 14 Luftverkehrsge-
setz (LuftVG) gilt hiermit als erteilt.

Sollte eine Installation und ein Probebetrieb der BNK erforderlich sein, um der ge-
nannten Nachweisflihrung nachzukommen, so bestehen aus Sicht der Luftfahrtbe-
horde keine Bedenken gegen dieses Vorgehen. Entscheidend ist, dass die Inbe-
triebnahme der BNK erst nach Vorlage der unter Auflage 1112.11.7 genannten Un-
terlagen erfolgt.

Der Landesbetrieb Strallenbau und Verkehr als Luftfahrtbehdrde geht davon aus,
dass am Hubschrauberlandesplatz Niebull bis zum Boden detektiert wird, sodass
dort startende Helikopter sofort zu einer Aktivierung der BNK flihren.
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11.3  Bei Nichteinhaltung der unter I112.11 genannten Auflagen behalt sich die Luftfahrt-
behdrde eine Prifung gemal § 315 Strafgesetzbuch (StGB) auf gefahrlichen Ein-
griff in den Luftverkehr vor. Die Veranderung der Leuchtstarke und -richtung der
Kennzeichnung stellt einen gefahrlichen Eingriff in den Luftverkehr dar und kann
gemal’ § 315 StGB mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren be-
straft werden.

Vv Entscheidungsgrundlagen / Antragsunterlagen

Nachfolgend aufgefiihrte Unterlagen sind Bestandteil des Genehmigungsbeschei-
des:

Ordner 1 von 3:

Nr. |Benennung
Inhaltsverzeichnis

1. Antrag

1.1 |Antrage fur eine Genehmigung oder eine Anzeige nach dem Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (BImSchG) — Formular 1.1

1.2 |Projekt- und Baubeschreibung

1.3 |Sonstiges

1.3.1 |Standortkoordinaten / Datenblatt Luftverkehrsbehérde
1.3.2 |Verpflichtungserklarung zu den Schutzmalinahmen

1.3.3 |Vollmacht fiir die Projektplanerin

1.3.4 |Kostenubernahmeerklarung — Antrag auf Veroffentlichung nach § 21a der 9.
BImSchV

2, Lageplane

2.1 |Topographische Karte 1:25.000

2.2 |Ubersichtsplan 1:5.000

2.3  |Auszug aus dem Liegenschaftskataster (Liegenschaftskarte) 1:2.000
2.4 |Lageplan 1:2.000

2.5 |Bauzeichnungen

2.5.1 |Ubersichtszeichnung

2.5.2 |Ubersetzung von Textbausteinen und Zeichnungslegenden
2.5.3 |Seitenansicht
2.7 |Auszug aus dem Flachennutzungsplan

3. Anlage und Betrieb

3.1 Beschreibung der zum Betrieb erforderlichen technischen Einrichtungen und
Nebeneinrichtungen sowie der vorgesehenen Verfahren

3.1.1 |Allgemeine Beschreibung EnVentus

3.1.3 |Prinzipieller Aufbau und Energiefluss 4 MW und EnVentus -Plattform
3.1.4 |Betriebsanleitung STAR LIFTKET Elektrokettenzige
3.1.5 |Eigenverbrauch von Vestas Windenergieanlagen
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Nr. |Benennung

3.5 |Angaben zu gehandhabten Stoffen inklusive Abwasser und Abfall und deren
Stoffstromen

3.5.1 |Angaben zu wassergefahrdenden Stoffen

3.5.2 |Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen

3.5.3 |[Sicherheitsdatenblatter

3.9 |Sonstiges

3.9.1 |Nachweis der Herstellkosten V162-7.2 MW Nabenhdhe 119 m

3.9.2 |Nachweis der Rohbaukosten V162-7.2 MW Nabenhdhe 119 m

4. Emissionen und Immissionen im Einwirkungsbereich der Anlage

4.8 |Vorgesehene Maflnahmen zur Uberwachung aller Emissionen

4.8.1 |Schallemissionen und periodischer Schattenwurf

4.8.2 |Aligemeine Informationen Uber die Umweltvertraglichkeit von Vestas Windener-
gieanlagen

4.8.3 |Nachweisfuhrung Gerduschreduzierter Betrieb Vestas Windenergieanlagen mit
VMP Global Steuerung

4.8.4 |Eingangsgrofien flr Schallemissionsprognosen Vestas V162-6.8/7.2 MW
4.8.5 |Leistungsspezifikation EnVentusTM V162-7.2 MW 50/60 Hz

4.8.6 |Stellungnahme zum akustischen Verhalten aktueller Vestas Windenergieanla-
gen wahrend EisMan — Abregelungen

Ordner 2 von 3:

Nr. |Benennung
4.10 |Sonstiges

4.10.1|Schallimmissionsprognose vom 05.06.2024, DSB Ddrries Schalltechnische Be-
ratung GmbH, Projektnummer 2024-18

4.10.2|Schattenwurfprognose vom 05.06.2024, DSB Doérries Schalltechnische Bera-
tung GmbH, Projektnummer 2024-18

4.10.3|Geplanter Burgerwindpark Bosbdll - Holm - Uphusum: Schallimmissionsprog-
nose 2024-18 vom 05.06.2024 und Schattenwurfprognose 2024-18 vom

05.06.2024 hier: Stellungnahme vom 09.12.2024 zur Prifung der Genehmi-
gungsunterlagen durch das LfU

5. Messung von Emissionen und Immissionen sowie Emissionsminderung
5.1 |Option Northtec Schattenwurfschutzsystem, Allgemeine Spezifikation

6. Anlagensicherheit

6.4 |- entfallt —

7. Arbeitsschutz
7.1 |Vorgesehene MalRnahmen zum Arbeitsschutz

7.1.1 |Erganzende Angaben zum Arbeitsschutz

7.1.2 |Allgemeine Angaben zum Arbeitsschutz

7.1.3 |Evakuierungs-, Flucht- und Rettungsplan

7.1.4 |Vestas Arbeitsschutz Gesundheit, Sicherheit und Umwelt, Handbuch fur Stand-
orte mit regenerativen Energieanlagen

Bescheid Az. G40/2024/094 Seite 36 von 60



digitale Ausfertigung / Kopie

Nr. |Benennung

7.1.5 |Avanti Fallschutzsystem — Betriebs-, Wartungs- und Montageanleitung Laufer
2000/2002 & EaglePs Laufer

7.1.6 |Betriebsanleitung und Kontrollkarte fur die Rettungsausristung RESQ REDTM
7.1.7 |Bewertung des Zeitraums bis zum Eintreffen der HOhenrettung

8. Betriebseinstellung

8.1 |Vorgesehene Malinahmen flur den Fall der Betriebseinstellung (§ 5 Absatz 3
BImSchG)

8.1.1 |Nachweis der Rickbaukosten V162-7.2 MW Nabenhéhe 119 m
8.1.2 |Stellungnahme zum Rickbau der Pfahle (Neumann Baugrunduntersuchung)

8.2 |Sonstiges
8.2.1 |Verpflichtungserklarung zum Rickbau von WEA gemal} § 35 Abs. 5 BauGB

9. Abfille
9.5 |Vorgesehene MalRnahmen zur Vermeidung, Verwertung oder Beseitigung von
Abfallen

9.5.1 |Angaben zum Abfall
10. |Abwasser

10.1 |Allgemeine Angaben zur Abwasserwirtschaft

10.1.1|Abwasserentsorgung bei Vestas Windenergieanlagen
11. |Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen

Siehe Kapitel 3.5

12. |Bauvorlagen und Unterlagen zum Brandschutz

12.1 |Bauantrag

12.2 |Baubeschreibung — siehe Kapitel 1.2

12.4 |Angaben zur Bauvorlageberechtigung
12.5 |Brandschutz

12.5.1|Generisches Brandschutzkonzept flir die Errichtung von Windenergieanlagen
der Reihe EnVentus™

12.5.2|Allgemeine Beschreibung EnVentus™ Brandschutz der Windenergieanlage
12.6 [Standsicherheitsnachweis (§ 10 BauVorlVO SH)

12.6.1|Gutachterliche Stellungnahme fiir Lastannahmen zur Turmberechnung der
Vestas Turbinen

12.6.2|Prufbericht fur eine Typenprufung, Objekt: Prifung der Standsicherheit —
Flachgriindung

12.6.3|Prifbericht fur eine Typenprifung, Objekt: Prifung der Standsicherheit — An-
kerkorb

12.6.4|Prufbericht fur eine Typenprufung, Objekt: Prufung der Standsicherheit — Stahl-
rohrturm TA27705

12.6.5\Vestas EnVentus V162 Maschinengutachten der Windenergieanlage V162-6.8
/' V162-7.2 MW

12.7 |Andere Bautechnische Nachweise (§ 12 BauVorlVO SH)
12.7.1|Hinweis: Baugrunduntersuchung
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Nr. |Benennung
12.8 |Angaben Uber die gesicherte Erschlielung

12.8.1|Angaben Uber die gesicherte Erschlieung

12.9 |Sonstiges

12.9.1|Abstandsberechnung nach § 6 LBO

12.9.2|Abweichungsantrag gemaf § 67 LBO zur Reduzierung der Abstandsflache
13. Natur, Landschaft und Bodenschutz

13.5 |Sonstiges

13.5.1|Landschaftspflegerische Begleitplan vom Juni 2024, GO.wind

13.5.2|Ornithologisches Fachgutachten vom 24.04.2024, BioConsult SH GmbH & Co.
KG, Projektnummer 23_1527

13.5.3|Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag gemaf § 44 BNatSchG vom 13.06.2024,
BioConsult SH GmbH & Co. KG, Projektnummer 23 1527

13.5.4|Mallnahmen zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Konflikte flr Fledermause

13.5.5|Angaben zu Natura2000-Vertraglichkeit und zum besonderen Artenschutz

13.5.6|Option Modul zum Schutz von Fledermausen (Northtec), Funktionsbeschrei-
bung

13.5.7|Thies Clima: Clima Sensor US

13.5.8|Antrag fur eine Ausnahmegenehmigung zur Knickverschiebung/ Knickrodung
14. |Umweltvertraglichkeitspriifung (UVP)

14.1 |UVP-Vorprifung

15. |Chemikaliensicherheit

— entfallt -

16. |Anlagenspezifische Antragsunterlagen

16.1 |Standortkoordinaten

16.2 |Planungsrechtliche Grundlage

16.3 |Windenergieanlagen: Sicherheitstechnische Einrichtungen und Vorkehrungen

16.3.1|Blitzschutz und elektromagnetische Vertraglichkeit
16.3.2|Vestas-Erdungssystem

16.3.3|Notbeleuchtung an Vestas Windenergieanlagen — Allgemeine Spezifikation

16.3.4|Allgemeine Spezifikation Vestas Eiserkennungssystem (VID)

16.3.5|Gutachten Vestas Ice Detection System (VID) — Integration BLADEcontrol Ice
Detector BID in die Steuerung von Vestas Windenergieanlagen

16.3.6|Typenzertifikat — Rotorblatt-Uberwachungssystem Vestas Eisdetektor (VID)

16.3.7|Stellungnahme zu der Option ,Eiserkennungssystem® an Vestas Windenergie-
anlagen

16.3.8|Risikobewertung Eisfall; Standort Bosbiill, Schleswig-Holstein, Deutschland

16.4 |Gutachten zur Standorteignung vom 29.08.2024, TUVNORDGROUP, Refe-
renznummer 2024-WND-SE-021-R0

16.5 |Anlagenwartung — siehe Kapitel 7

16.6 |Zuwegung, Kabelverbindung, Kranstellflache

16.6.1|Anforderungen an Transportwege und Kranstellflachen
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Nr. |Benennung
16.6.2|Anlage 2: Kurvenradien

16.6.3|Anlage 3: Zeichnungen Kranstellflachen — Auszug
16.7 |Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen

16.7.1|Tages- und Nachtkennzeichnung von Vestas Windenergieanlagen in Deutsch-
land, Auszug fur V162-7.2MW, 119 m Nabenhdhe

16.7.2|Allgemeine Spezifikation fur Gefahrenfeuer

16.7.3|Allgemeine Spezifikation fur Gefahrenfeuer — Turm

16.7.4|Aligemeine Spezifikation Sichtweitenmessgerat

17. |Sonstige Unterlagen

17.2 |Kontaktdaten des zustandigen Wasser- und Bodenverbandes

17.3 |Geschéfts- und Betriebsgeheimnisse / Personenbezogene Daten

17.4 |Formular zur Abfrage der Betreiber von Richtfunkstrecken im vorgegebenen
Plangebiet

Ordner 3 von 3

Nr. |Benennung

18 Vertraulich — Unterlagen mit Geschifts- / Betriebsgeheimnissen oder per-
sonenbezogene Daten

18.1 |Baulastenubersicht

18.2 |Baulasten

18.3 |Grundbuchauszige

18.4 |Pachtvertrage

B Begriindung

| Sachverhalt / Verfahren

1. Antrag nach § 4 BImSchG

Die Firma Burgerwindpark BHU GmbH & Co. KG, DorfstralRe 4 in 25899 Bosblill
hat mit Datum vom 5. Juni 2024 beim Landesamt fiur Umwelt den Antrag auf eine
Neugenehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer Windkraftanlage des Typs
VESTAS V162-7.2 mit einer Nabenhdhe von 119 Metern, einem Rotordurchmes-
ser von 162 Metern, einer Gesamthohe von 200 Metern und einer Nennleistung
von 7,2 MW gestellt.

Der vorgesehene Standort der ortsfesten Anlage befindet sich in 25923 Holm, Flur
2, Flurstiick 31/2.

Mit der beantragten Genehmigung sollen folgende Malinahmen realisiert werden:
* Herstellung der Zufahrtswege und Stellflachen auf dem Betriebsgrundstick

* Herstellung des Fundaments (Tiefgrindung)
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2.1

* Errichtung der Windkraftanlage

* Installation eines Systems zur bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK-
System)

Genehmigungsverfahren

Die beantragte Errichtung und der Betrieb der Windkraftanlage am oben angege-
benen Standort bedurfen einer Genehmigung nach § 4 BImSchG, da das Vorha-

ben in besonderem Malde geeignet ist, schadliche Umwelteinwirkungen hervorzu-
rufen oder in anderer Weise die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefahr-

den, erheblich zu benachteiligen oder erheblich zu belastigen.

Bei der beantragten Anlage handelt es sich um eine Anlage zur Nutzung von
Windenergie mit einer Gesamthéhe von mehr als 50 Metern.

Aufgrund der Unterschreitung der Mengenschwelle von 20 WKA fallt das Vorha-
ben unter die Nr. 1.6.2 des Anhangs 1 der 4. BImSchV, so dass gemal § 2 Ab-
satz 1 Nummer 2 der 4. BImSchV ein vereinfachtes Genehmigungsverfahren
(ohne Offentlichkeitsbeteiligung) gemaRk § 19 BImSchG durchgefiihrt wurde.

Gemal § 2 Nummer 3 der Landesverordnung uber die zustandigen Behorden
nach immissionsschutzrechtlichen sowie sonstigen technischen und medienuber-
greifenden Vorschriften des Umweltschutzes (ImSchV-ZustVO) ist das LfU die zu-
standige Behorde fur die Durchfihrung des Genehmigungsverfahrens.

UVP-Pflicht

Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich um ein Vorhaben nach Nummer
1.6.2 der Anlage 1 zum Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG).
Anlasslich des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens wurde ge-
maR §§ 5 und 7 UVPG in Verbindung mit Nummer 1.6.2 der Anlage 1 zum UVPG
in einer allgemeinen Vorpriufung des Einzelfalles festgestellt, ob fir das Vorhaben
eine Umweltvertraglichkeitsprufung durchzufuhren ist.

Es sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten wegen
folgender Merkmale des Vorhabens, des Standortes und folgender durch den Vor-
habentrager getroffenen Vorkehrungen:

Der Vorhabentrager hat Verminderungsmaflinahmen in Form einer nachtlich redu-
zierten Betriebsweise bei der Antragstellung bertcksichtigt, um erhebliche zusatz-
liche Umwelteinwirkungen im Bereich der Schallimmissionen sicher auszuschlie-
Ren. Bezlglich des Schattenwurfs wird durch die Installation eines Schattenwurf-
moduls sichergestellt, dass an den betroffenen Immissionsorten die zulassigen
Beschattungsdauern nicht Uberschritten werden.

Aufgrund der Entfernung zu den nachstgelegenen Wohnhausern (mindestens 3-
fache Gesamthohe) ergibt sich durch das Vorhaben fur die Anwohner keine be-

Bescheid Az. G40/2024/094 Seite 40 von 60



digitale Ausfertigung / Kopie

2.2

drangende Wirkung, die als erheblich einzustufen ware. Um visuelle Beeintrachti-
gungen zu reduzieren, ist die Installation einer bedarfsgesteuerten Nachtkenn-
zeichnung (BNK) vorgesehen.

Die vorgesehenen KompensationsmalRnahmen sind geeignet, Eingriffe in Natur
und Landschaft auszugleichen. Mit der Umsetzung von ArtenschutzmalRnahmen,
wie Bauzeitregelungen, Besatzkontrollen, vorzeitige Baufeldraumung und ggf. Ver-
gramungsmalinahmen sowie eine angepasste Pflege des TurmfulRbereiches
(MastfuBbrache) kann das Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestande
wahrend der Bauphase bzw. des Betriebes wirksam verhindert werden. Wahrend
des Betriebes erfolgen zudem temporare Abschaltungen, um ein erhdhtes To-
tungsrisiko fur Fledermause auszuschlief3en. Eine artenschutzrechtliche Bewer-
tung zeigt im Ergebnis, dass unter Berilicksichtigung von Vermeidungsmafnah-
men (Bauzeitenausschlussfristen zum Schutz von Vogeln und Amphibien, Be-
triebsvorgaben zum Schutz von Fledermausen, artenschutzrechtliche Ausgleichs-
mafinahmen flir Amphibien sowie Binnengewasser- und Roéhrichtbrtter) mit kei-
nen populationswirksamen Beeintrachtigungen fur relevante Vogelarten, Amphi-
bien und Fledermause zu rechnen ist.

Eine direkte Betroffenheit von Natura 2000-Gebieten ist aufgrund der Entfernun-
gen nicht zu erwarten. Erhebliche negative Auswirkungen auf die Schutzziele, Le-
bensraumtypen und geschutzte Arten sind nicht zu besorgen.

Die uberschlagige Prufung der nach Anlage 2 des UVPG eingereichten Unterla-
gen des Vorhabentragers hat ergeben, dass eine Umweltvertraglichkeitspriufung
nach Einschatzung des Landesamtes fur Umwelt unter Beriicksichtigung der in
Anlage 3 zum UVPG aufgefuhrten Kriterien nicht erforderlich ist, da das Vorhaben
keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25
UVPG zu bericksichtigen waren.

Das Ergebnis der Vorprufung ist entsprechend § 5 UVPG im Internet auf der Seite
des LfU unter www.schleswig-holstein.de/LfU und im zentralen Informationsportal
der Lander Uber Umweltvertraglichkeitsprifungen www.uvp-verbund.de unter dem
Verfahrenstyp ,negative Vorprufungen“ bekannt gemacht worden.

Im Rahmen der Prufung der Genehmigungsvoraussetzungen haben sich auch
durch die Behordenbeteiligung keine Hinweise oder Sachverhalte ergeben, die
eine gegenteilige Entscheidung oder erneute Prufung begrindet hatten.

Erfordernis einer Vertraglichkeitsprifung nach § 34 BNatSchG

Nach § 34 Absatz 1 BNatSchG sind Projekte vor ihrer Zulassung auf ihre Vertrag-
lichkeit mit den Erhaltungszielen eines Natura 2000-Gebiets zu Uberprifen, wenn
sie einzeln oder im Zusammenhang mit anderen Projekten geeignet sind, das Ge-
biet erheblich zu beeintrachtigen.

In der Umgebung des Vorhabengebietes befindet sich folgendes Natura 2000-Ge-
biet:
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+ EU-Vogelschutzgebiet 1119-401 ,Gotteskoog-Gebiet®, ca. 1,6 km
Das nachste FFH-Gebiet befindet sich in Gber 3 km Entfernung.

Fir die Natura 2000-Vertraglichkeit sind nur diejenigen Wirkfaktoren von Bedeu-
tung, die sich auf die Erhaltungsziele des Natura 2000-Gebiets und die fir sie
maldgeblichen Bestandteile auswirken konnen. Das beantragte Vorhaben ist nur
dann habitatschutzrechtlich zulassig, wenn offensichtlich keine erheblichen Beein-
trachtigungen hervorgerufen werden kénnen.

Es erfolgt kein Eingriff in das oben genannte Gebiet. Auch sind aufgrund der Ent-
fernungen zu dem Vorhaben keine Natura 2000-relevanten Einwirkungen, die ein
Natura 2000-Gebiet erheblich beeintrachtigen konnen, zu erwarten. Nachteilige
Auswirkungen auf die jeweiligen Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maRgebli-
chen Bestandteile konnen sicher ausgeschlossen werden.

Eine Vertraglichkeitsprufung ist nicht erforderlich.
2.3 Behodrdenbeteiligung

Nach Prufung der eingereichten Antragsunterlagen auf Vollstandigkeit wurden ge-
maf § 10 Absatz 5 BImSchG und § 11 der Verordnung uber das Genehmigungs-
verfahren (9. BImSchV) von folgenden Behdorden, deren Aufgabenbereiche durch
das Vorhaben beruhrt werden, Stellungnahmen zum Genehmigungsantrag einge-

holt:
* Kreis Nordfriesland mit den Fachbereichen:
— Bauaufsicht,
— Brandschutz,
— Wasser,
— Naturschutz,

— Denkmalschutz;
*  Gemeinden Bosbiill und Holm Uber das Amt Sidtondern;

* Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr, Bonn;

* Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr, Kompetenzzentrum Baumanagement, Kiel,

* Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Nord, Hamburg;

* Landesbetrieb Strallenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Niederlassung
Flensburg;

* Landesbetrieb Strallenbau und Verkehr Schleswig-Holstein als
Luftfahrtbehorde, Kiel,

« Staatliche Arbeitsschutzbehorde bei der Unfallkasse Nord, Standort Libeck;
« Landesamt fir Umwelt, Obere Naturschutzbehorde, Flintbek;

» Schleswig-Holstein Netz GmbH, Netzcenter Niebdill;
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* TenneT TSO GmbH, Lehrte;

* Archaologisches Landesamt, Schleswig, als Obere Denkmalschutzbehorde;

* Ministerium fir Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport — Landesplanung,
Kiel;

» Eisenbahn-Bundesamt, Hamburg;

* Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Hamburg;

* Bundesnetzagentur, Berlin;

+ Dataport Digitalfunknetz BOS, Hamburg;

» Deutsche Telekom Technik GmbH, Lubeck;

» Deutsche Telekom Technik GmbH, Richtfunk-Trassenauskunft, Bayreuth;

* Landesamt flr Bergbau, Energie und Geologie, Hannover;

» Sielverband Karrharder Gotteskoog Siden, Braderup.

Die von diesen Behdrden eingegangenen Stellungnahmen wurden im Genehmi-
gungsbescheid unter anderem in Form von Nebenbestimmungen und Hinweisen
berucksichtigt.

| Sachprufung

Die Voraussetzungen fir die Erteilung der beantragten Genehmigung sind in

§ 6 BImSchG aufgeflhrt. Danach muss die Erflullung der sich aus § 5 BImSchG
und einer aufgrund des § 7 BImSchG erlassenen Rechtsvorschrift ergebenden
Pflichten sichergestellt sein und es durfen keine anderen 6ffentlich-rechtlichen
Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der
Anlage entgegenstehen.

1. Betreiberpflichten nach § 5 BImSchG

Zur Gewahrleistung eines hohen Schutzniveaus fur die Umwelt insgesamt ist im
Rahmen des Genehmigungsverfahrens gepruft worden, ob die sich aus § 5 BIm-
SchG ergebenden Grundpflichten fur Betreiber genehmigungsbedurftiger Anlagen
erfullt werden.

1.1 Schutz- und Abwehrpflicht vor schadlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen
Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belastigungen fir die Allge-
meinheit und die Nachbarschaft, das heif3t, Verhinderung von konkret bzw. beleg-
bar schadlichen Umwelteinwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG)

Nach § 3 BImSchG sind schadliche Umwelteinwirkungen ,Immissionen, die nach
Art, Ausmald oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder er-
hebliche Belastigungen fur die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizufih-

“

ren-.
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Bei dem beantragten Vorhaben sind dies insbesondere Umwelteinwirkungen, die
in Form von Schallimmissionen, periodischem Schattenwurf und Turbulenzen auf-
treten.

Schall

Zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft durch schadliche Umwelt-
einwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG) durch Gerausche sind die Vor-
gaben der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm (TA Larm) maf3geblich.
AulBerdem ist der Erlass des MELUND vom 31. Januar 2018 zur Einfuhrung der
aktuellen LAI-Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen in
Schleswig-Holstein und des erganzenden Erlasses vom 20. April 2022 zu beach-
ten.

Die der Windkraftanlage am nachsten gelegenen Gebaude mit schutzbedurftigen
Raumen liegen im AulRenbereich und allgemeinen Wohngebiet. Die TA Larm
nennt fur solche Wohnraume die unten aufgefuhrten Immissionsrichtwerte, die bei
der Beurteilung der hier genehmigten WKA berucksichtigt wurden.

Mischgebiet
tags 60 dB(A) von 06.00 Uhr bis 22.00 Uhr
und
nachts 45 dB(A) von 22.00 Uhr bis 06.00 Uhr

Allgemeines Wohngebiet

tags 55 dB(A) von 06.00 Uhr bis 22.00 Uhr
und
nachts 40 dB(A) von 22.00 Uhr bis 06.00 Uhr

Eine Windkraftanlage wirkt in Anlehnung der Ziffer 3.2.1 Absatz 2 der TA Larm re-
levant ein, wenn der Schallimmissionspegel grof3er ist als der Immissionsrichtwert
(IRW) minus 12 dB(A).

Grundlage fur die Beurteilung der Schallimmissionen in der Umgebung der hier
genehmigten WKA ist die Schallimmissionsprognose der Dorries Schalltechnische
Beratung GmbH, Projekt-Nummer 2024-18 vom 5. Juni 2024 zusammen mit der
erganzenden Stellungnahme vom 9. Dezember 2024.

Hinsichtlich der Gebietseinstufung und das damit verbundene Schutzniveau der
malfdgeblichen Immissionsorte sowie der Teilbeurteilungspegel der WKA an den
Immissionsorten wird auf das oben genannte schalltechnische Gutachten verwie-
sen.

Danach sind tagsuber die Teilbeurteilungspegel beim Betrieb der genehmigten
VESTAS V162-7.2 MW mit dem von der Vestas Wind Systems A/S flr den Be-
triebsmodus PO7200 mit 7.200 kW angegebenen maximalen immissionswirksa-
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men Schallleistungspegel von Lwa = 107,2 dB(A) an den Immissionsorten um min-
destens 12 dB(A) unter dem Immissionsrichtwert und somit irrelevant. Fur die Ta-
geszeit war daher keine Betriebsbeschrankung festzusetzen.

Ausweislich dem schalltechnischen Gutachten kann die Nichtiberschreitung der
IRW von 40 dB(A) und 45 dB(A) zur Nachtzeit an den maf3geblichen Immission-
sorten (10 4, 10 6, IO 7-10 17, vgl. Gutachten Tabelle 2) nur mit einer schallredu-
Zierten Betriebsweise erreicht werden. An einigen mal3geblichen Immissionsorten
(10 1-10 3, 10 5) lag der Teilbeurteilungspegel um mindestens 12 dB(A) unter dem
IRW und war somit gemalf Ziffer 2 des Erlasses zur Einfuhrung der LAI-Hinweise
vom 31. Januar 2018 irrelevant. Daher wurde der Betrieb der WKA fir die Zeit von
22:00 Uhr bis 06:00 Uhr auf die unter A.l.2.1 genannte Drehzahl und Leistung so-
wie den Betriebsmodus und der dort aufgefihrten Oktavschallleistungspegel

Lwa, okt begrenzt. Die Festsetzung der Oktavschallleistungspegel Lwa okt erfolgte
auf Grundlage der in der Schallimmissionsprognose verwendeten Lwa o,0kt.

Bei der Schallausbreitungsrechnung nach dem Interimsverfahren war die obere
Vertrauensbereichsgrenze mit einem Vertrauensniveau von 90 % mit einer
Messunsicherheit von or = 0,5 dB und einer Unsicherheit des Prognosemodells
von Oprog = 1,0 dB durch einen Zuschlag von insgesamt

1,28 /oﬁrogmé . . . . ,

= 1,43 dB(A) zu berucksichtigen. Auf die Unsicherheit der Serien-
streuung wurde in der Berechnung verzichtet, da geman Auflage 2.2.2 eine Ab-
nahmemessung der Windkraftanlage erfolgt.

Unter der Inhaltsbestimmung A.l1.2.1 wird festgelegt, dass es sich weiterhin um ei-
nen genehmigungskonformen Betrieb handelt, wenn entsprechend nachgewiesen
wird, dass trotz Uberschreitung einer oder mehrerer der festgesetzten Oktav-
schallleistungspegel Lwa okt die prognostizierten A-bewerteten Immissionspegel
nicht Uberschritten werden.

Da fur den beantragten WKA-Typ keine Schallvermessung vorliegt, wurden fur die
Schallimmissionsprognose als Eingangskenngréf3en die Angaben des Herstellers
zu den Oktavschallleistungspegeln der Windkraftanlage verwendet.

Gemal den LAI-Hinweisen zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen
(WKA) vom 30. Juni 2016 soll in diesen Fallen die betreffende Windkraftanlage bis
zur Abnahmemessung zur Nachtzeit in einem um mindestens 3 dB schallreduzier-
ten Modus betrieben werden.

Daher darf die Windkraftanlage unter Berucksichtigung des oben gennannten Si-
cherheitszuschlags von 3 dB(A) nachts bis zum Nachweis der in der Inhaltsbe-
stimmung A.l.2.1 festgelegten Werte nur mit der geringeren Leistung und Drehzahl
betrieben werden (A.1.2.2).

Der Betrieb der Windkraftanlage wahrend der Herunterregelung durch den Netz-
betreiber im Rahmen des Einspeisemanagements (EisMan-Schaltung) wurde
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nicht in der zum Antrag gehérenden Schallimmissionsprognose betrachtet. Den-
noch bedarf es auch fur diese Betriebsweise der Emissionsbegrenzung durch
Schall. Es waren fir die Nachtzeit daher dieselben Oktavschallleistungspegel fest-
zusetzen wie flr den beantragten Betriebsmodus (A.1.2.3).

Zur Uberpriifung, ob die in der Genehmigung auf Grundlage der Schallimmissions-
prognose festgesetzten Oktavschallleistungspegel fur die hier genehmigte Wind-
kraftanlage tatsachlich nicht dberschritten werden, bedarf es daher der Abnahme-
messung als Schallleistungsmessung. Die Auflage 2.2.2 legt die konkretisierenden
Anforderungen an die Abnahmemessung gemal den LAI-Hinweisen zum Schal-
limmissionsschutz bei WKA in Verbindung mit der Technischen Richtlinie fur
Windenergieanlagen, Teil 1: Bestimmung der Schallemissionswerte (FGW-Richtli-
nie TR1, Revision 19, Stand 1. Marz 2021) fest. Gemal den LAI-Hinweisen ist der
Betriebsbereich mindestens so zu wahlen, dass die Windgeschwindigkeit erfasst
wird, in der der maximale Schallleistungspegel erwartet wird. Die emissionsseitige
Abnahmemessung soll nach den Mess- und Auswertevorschriften der jeweils aktu-
ellen Fassung der FGW-Richtlinie TR1 durchgefuhrt werden.

Die Begrenzung der Messunsicherheit soll Messungen unter storenden Bedingun-
gen, welche das Ergebnis einer Messung verfalschen, von vornherein verhindern.
Nach dem Stand der Technik betragt die Messunsicherheit bei einer Nachweis-
messung durchschnittlich 0,7 dB. Die Messunsicherheit wurde auf 1,0 dB be-
grenzt, da Messungen mit einer Unsicherheit oberhalb dieses Wertes nicht mehr
geeignet sind, eine verlassliche Aussage Uber die festgelegten Oktavschallleis-
tungspegel zu treffen.

Die Prufung auffalliger WKA-Gerausche ist auf den gesamten Windgeschwindig-
keitsbereich auszudehnen, um deren Immissionsrelevanz beurteilen zu kbnnen.

Die Oktavaschallleistungspegel wahrend des Betriebszustands 0 % Einspeisung
wahrend der EisMan-Schaltung sind nicht bekannt und mussen daher zur Sicher-
stellung der Einhaltung der Oktavschallleistungspegel ebenfalls gemessen wer-
den.

Die im Genehmigungsantrag vorgelegte Herstellererklarung zur EisMan-Schaltung
der Vestas Deutschland GmbH vom 2. Mai 2022 wurde gepruft und der Betriebs-
zustand als zulassig angesehen.

Die Auflage 2.2.5 ist zur Regelung des Nachweises eines genehmigungskonfor-
men Betriebs trotz Uberschreitung der gemessenen Oktavschallleistungspegel er-
forderlich. Hierfur stellt die Nichtlberschreitung der Immissionspegel des Progno-
segutachtens das hoherwertigere Kriterium dar. Die Teilbeurteilungspegel an den
Immissionsorten, die durch die Neuberechnung mit den Ergebnissen der Abnah-
memessung ermittelt werden, durfen die Teilbeurteilungspegel des Prognosegut-
achtens der Antragsunterlagen nicht Gberschreiten.

In den LAI-Hinweisen zum Schallimmissionsschutz bei WKA wurden Regelungen
zur Tonhaltigkeit getroffen, die in die Auflage 2.2.6 Ubernommen wurden. Dadurch
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wird sichergestellt, dass es nicht zu erheblichen Belastigungen durch tonhaltige
Gerausche kommt.

Der nachtliche Immissionsrichtwert wird bereits durch den bestimmungsgemalen
Betrieb der Windkraftanlage und unter Bericksichtigung anderer relevanter Quel-
len (z. B. weitere Anlagen) ausgeschopft. Dies bedeutet, dass eine Zunahme der
Emissionen zu einer immissionsrelevanten Uberschreitung beitragen wiirde. Das
ist insbesondere dann der Fall, wenn durch Abweichungen vom Regelbetrieb im-
missionsrelevante ton- oder impulshaltige Gerausche entstehen. Nach A.3.3.5 und
A. 3.3.6 TA Larm sind fur immissionsrelevante ton- oder impulshaltige Gerausche
Zuschlage zur Bestimmung des Beurteilungspegels erforderlich (z. B. mindestens
3 dB bei Tonhaltigkeit). Zudem entspricht dies Betriebsgerausch nicht dem Stand
der Technik, weshalb auch unter Berucksichtigung des Vorsorgegrundsatzes ge-
maf § 5 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG die Windkraftanlage bei Auftreten ton- o-
der impulshaltiger Gerausche nachts abzuschalten ist (siehe Auflage 2.2.7).

Der Betrieb von Windkraftanlagen tragt nach derzeitigen Erkenntnissen aufgrund
der Abstande zu Wohnraumen nicht zu einer Uberschreitung von Anhaltswerten
fur tieffrequente Gerausche bei. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass die gegen-
wartig beantragten Windkraftanlagentypen immer héher werden und die Rotoren
einen immer grof3eren Durchmesser haben. Es hat sich durch Messungen gezeigt,
dass sich dadurch das Frequenzspektrum der WKA verschiebt. Tieffrequente
Schallimmissionen werden mit steigender Leistung und groRer werdenden Roto-
ren immer hoher. Dartber hinaus ist auch festzuhalten, dass sich Bewohner von
Hausern im Umfeld von Windkraftanlagen nicht durch eigene Malihahmen gegen
tieffrequenten Schall schitzen kdnnen. Derzeit gibt es kein genormtes Prognose-
verfahren zur Bewertung von tieffrequenten Gerauscheinwirkungen in benachbar-
ten Innenrdumen. Des Weiteren liegen haufig noch keine Emissionsdaten fir den
tieffrequenten Bereich des beantragten Anlagentyps vor. Somit werden tieffre-
quente Gerausche im Genehmigungsverfahren nicht gepruft. Tieffrequente Gerau-
sche kdnnen gemal TA Larm nur durch Messungen nach der DIN 45680 bei be-
stehenden Anlagen ermittelt werden. Daher ist aus Grinden der Vorsorge die Auf-
lage 2.2.8 zur Begrenzung der tieffrequenten Gerausche festzusetzen.

Sollte es zu Beschwerden Uber tieffrequente Gerausche von der Windkraftanlage
kommen, stellt diese Auflage sicher, dass bei einer eventuell erforderlichen Mes-
sung und Bewertung der tieffrequenten Gerausche nach der DIN 45680, Stand

Marz 1997, die Nichtuberschreitung der Anhaltswerte durchgesetzt werden kann.

Die mit den Auflagen 2.2.9 und 2.2.10 vorgegebenen Pflichten zur Aufzeichnung
der Betriebszustande sind zur Sicherstellung der Nichtuberschreitung der IRW an
den Immissionsorten erforderlich, da nur diese eine regelméaRige Uberpriifbarkeit
der genehmigten Betriebszustande ermdglichen. So korreliert das Schallemissi-
onsverhalten einer Windkraftanlage mit der Leistung, der Rotordrehzahl und der
Windgeschwindigkeit. Diese werden beim Betrieb der Windkraftanlage messtech-
nisch erfasst. Die Schallemissionen hingegen werden nicht permanent gemessen
und aufgezeichnet.
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Die Begrenzung der Leistung und Drehzahl der Windkraftanlage, um die Nicht-
Uberschreitung der festgesetzten Oktavschallleistungspegel sicherzustellen, be-
darf zur Gewahrleistung der Genehmigungsvoraussetzungen auch deren Uber-
prifbarkeit. Dieses wird tiber eine Aufzeichnungs- und Ubermittlungspflicht an die
zustandige Uberwachungsbehdrde erreicht und stellt hier den geringstmdglichen
Aufwand dar.

Die Vorgabe, einheitliche Mittelungszeitraume zu verwenden, bedeutet, dass bei-
spielsweise der Leistungsertrag, der mit 10 Minutenmittelwerten in die Leistungs-
kurve eingeht, auch im Protokoll mit 10 Minutenmittelwerte angeben wird.

Die Antragsunterlagen enthalten keine beurteilbaren Sachverhalte, die die Errich-
tungsarbeiten der WKA betreffen. Mit der Auflage wird klar geregelt, in welchem
Zeitabschnitt larmintensive Arbeiten durchgefiihrt werden missen und gleichzeitig
wird dem Genehmigungsinhaber Gelegenheit gegeben, diese Arbeiten rechtzeitig
einzuplanen (Auflage 2.2.14).

1.1.2 Optische Immissionen

Die maximale Reichweite des Schattenwurfs dieser WKA betragt circa 2.050 m.
Die Schattenwurfprognose vom 5. Juni 2024, DORRIES SCHALLTECHNISCHE
BERATUNG GmbH, Projektnummer 2024-18, in Verbindung mit der erganzenden
Stellungnahme vom 9. Dezember 2024, zeigt an vielen untersuchten Immission-
sorten eine Uberschreitung der LAI-Richtwerte von 30 Minuten pro Tag und 30
Stunden pro 12 Monate (Worst Case).

Da das Prognosegutachten kein Abschaltkonzept enthalt, wird durch eine Auflage
sichergestellt, dass die genehmigte WKA keinen zusatzlichen Beitrag oberhalb der
Richtwerte zum periodischen Schattenwurf leisten wird.

Die Richtwerte sind von der LAl empfohlen. Der Einwirkbereich ist durch den Gut-
achter der Schattenwurfprognose ermittelt worden. Die Protokolle sind tber den
Zeitraum eines Jahres aufzubewahren, da der Richtwert von 8 Stunden einen Be-
urteilungszeitraum von 12 Monaten aufweist. Die Protokollierung ist notwendig flr
die Beweissicherung. Ohne Protokollierungspflicht ware die Auflage nicht Uber-
wachbar.

Die Erfahrung hat gezeigt, dass Verschmutzungen an den Sensoren ein wirksa-
mes Feststellen von Sonnenschein verhindern kdnnen. Dies soll durch die Auflage
minimiert werden. Der mogliche zusatzliche Aufwand im Rahmen von Servicear-
beiten ist relativ gering (siehe Auflage 2.2.11).

Der Betrieb der WKA muss so erfolgen, dass schadliche Umwelteinwirkungen be-
reits ab Inbetriebnahme nicht entstehen kénnen. Haufig wird ein Schattenabschalt-
modul nicht vom Hersteller, sondern von einem anderen Anbieter gewahlt. Dies ist
grundsatzlich zulassig, muss jedoch umgehend nach Errichtung der WKA einge-
baut werden. Verantwortlich dafur ist nicht der Hersteller, sondern der Betreiber
der WKA, an den sich die Auflage auch richtet (siehe Auflage 2.2.12).
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1.2

Lichtblitzen/Discoeffekten wird durch mittelreflektierende Farben mit matten Glanz-
graden vorgebeugt. Da die vorgelegten Unterlagen diesbeziglich keine abschlie-
Rende Bewertung zulassen, wird durch eine Auflage sichergestellt, dass die WKA
diese Anforderung erfillt (siehe Auflage 2.2.13).

Turbulenzen

Die Standsicherheit in Bezug auf die Turbulenzeinwirkungen im Nachlauf der ge-

nehmigten WKA wurde in dem Turbulenzgutachten der TUV NORD EnSys GmbH
& Co. KG vom 29. August 2024 (Referenznummer 2024-WND-SE-021-R0) nach-
gewiesen.

Eine schadliche Umwelteinwirkung im Sinne einer erheblichen Belastigung oder
eines erheblichen Nachteils ist nicht zu erwarten. Die Anforderungen der DIBt-
Richtlinie (Deutsches Institut flir Bautechnik) beztglich Turbulenzen werden unter
Beachtung von Abschaltvorgaben (siehe Auflage 2.2.15) eingehalten, so dass
diesbezuglich die Standsicherheit gewahrleistet ist.

Wertminderung

Ein erheblicher Nachteil ist dann nicht gegeben, wenn die Einhaltung der Grund-
pflichten nach § 5 BImSchG sichergestellt ist. Entstehen objektiv keine Nachteile
durch das Vorhaben, kdnnen auch keine Wertminderungen entstehen. Objektive
Nachteile entstehen nicht, da das Vorhaben allen erkennbaren 6ffentlich-rechtli-
chen Belangen entspricht.

Mitteilungspflicht

Die Auflage 2.2.1 dient der rechtzeitigen Information der zustandigen Behoérde, da-
mit im Falle einer Stérung des Betriebes frihzeitig geeignete MalRnahmen ergrif-
fen werden kdnnen und somit die Allgemeinheit und die Nachbarschaft vor schad-
lichen Umwelteinwirkungen im Sinne des § 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG ge-
schutzt werden.

Als bedeutsame Stérung im Sinne der Auflage 2.2.1 wird ein Ereignis wie ein
schwerer Unfall oder ein Schadensfall oder sonstige Stérung des bestimmungs-
gemalden Betriebes mit nicht unerheblichen Auswirkungen definiert (z. B. Austritt
nicht unbedeutsamer Mengen an gefahrlichen Stoffen). Das alleinige Ansprechen
von Alarm-, Sicherheits- oder Schutzeinrichtungen ohne einen Stoffaustritt, Scha-
densfall oder ahnlichem I6st in der Regel noch keine Meldepflicht aus.

Vorsorgepflicht gegen schadliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, er-
hebliche Nachteile und Belastigungen, insbesondere durch die dem Stand der
Technik und der Besten verfugbaren Technik entsprechenden Mallihahmen, das
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1.2.1

1.2.2

1.3

1.4

heillt vorbeugende Mallnhahmen gegen die Entstehung potentiell schadlicher Um-
welteinwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG)

Eiswurf

Der moglichen Gefahrdung durch Eiswurf von der WKA wird durch eine Abschal-
tung der WKA, Parallelstellung des Rotors zur Stral3e sowie durch Aufstellung ei-
ner Beschilderung vorgebeugt. Die Sicherstellung erfolgt durch die Auflagen 2.4.8
und 2.4.9. Die Anlagensteuerung erkennt einen Eisansatz anhand des Missver-
haltnisses von Einspeiseleistung und Windgeschwindigkeit in Nabenhdhe o-
der/und anhand einer durch Sensoren festgestellten Unwucht. Im Ubrigen hat die
Rechtsprechung diese Gefahr bei einem Abstand von 355 m bereits als irrelevant
eingestuft (OVG Munster, Beschluss vom 26. April 2002 — 10 B 43/02). Diese Ent-
fernung zum nachsten Wohnhaus wird nicht unterschritten.

Larm

Durch die in der Auflage 2.2.2 geforderte Nachmessung wird sichergestellt, dass
keine erheblichen Nachteile und Belastigungen entstehen konnen. Ebenso wird

durch die Auflage 2.2.8 sichergestellt, dass auch durch tieffrequente Gerausche
eine schadliche Umwelteinwirkung wirksam verhindert wird.

Abfallvermeidung, Abfallverwertungs- und Abfallbeseitigungspflichten
(§ 5 Absatz 1 Nummer 3 BImSchG)

Genehmigungsbedurftige Anlagen sind gemaR § 5 Absatz 1 Nummer 3 BImSchG
so zu errichten und zu betreiben, dass zur Gewahrleistung eines hohen Schutzni-
veaus fur die Umwelt insgesamt Abfalle vermieden, nicht zu vermeidende Abfalle
verwertet und nicht zu verwertenden Abfalle ohne Beeintrachtigung des Wohls der
Allgemeinheit beseitigt werden.

Der Antragsteller hat im Antrag dargestellt, dass die beim Aufbau und bei den Ser-
vice-Arbeiten anfallenden Abfalle ordnungsgemal} entsorgt werden. Dartber hin-
aus wird durch eine Auflage sichergestellt, dass eine Uberprifung der Entsorgung
anhand der Entsorgungsbelege durchgeflihrt werden kann. Die Verwertung und
Beseitigung von Abfallen erfolgt nach den Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsge-
setzes und den sonstigen fur die Abfalle geltenden Vorschriften.

Pflicht zur sparsamen und effizienten Energienutzung (§ 5 Absatz 1 Nummer 4
BImSchG)

Genehmigungsbedurftige Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass zur
Gewabhrleistung eines hohen Schutzniveaus fur die Umwelt insgesamt Energie
sparsam und effizient verwendet wird.

Durch die WKA wird elektrische Energie erzeugt. Anfallende prozessbedingte Ab-
warme kann nicht weiter genutzt werden.
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1.5

3.1

Nachsorgepflicht nach Betriebseinstellung, d. h. Sicherstellung, dass von der An-
lage oder dem Anlagengrundstlck keine schadlichen Umwelteinwirkungen hervor-
gerufen werden kénnen (§ 5 Absatz 3 BImSchG)

Im Falle der Betriebseinstellung ist die Windkraftanlage (WKA) zeitnah zu demon-
tieren, das Fundament zurlickzubauen und der ursprungliche Zustand wiederher-
zustellen. Dies wird durch eine Bedingung, die sich an den Betreiber richtet, si-
chergestellt. Die Hohe der Sicherheitsleistung bestimmt sich aus 4 % der Ge-
samtinvestitionskosten (einschlieRlich Mehrwertsteuer) zuzuglich 40 % Kostenstei-
gerung fur einen Betriebszeitraum von 20 Jahren. Eine Anrechnung noch zu ver-
wertender Reststoffe erfolgt nicht. Die Festlegung erfolgte aufgrund einer landes-
weiten Erhebung der Gesamtinvestitionskosten.

Pflichten aus aufgrund von § 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnungen

Gemal § 6 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG ist weiterhin zu prifen, ob sichergestellt
ist, dass die Erfullung der Pflichten aus einer aufgrund des § 7 BImSchG erlasse-
nen Rechtsverordnung durch das beantragte Vorhaben gegeben ist.

Die Anlage fallt nicht unter den Bereich einer nach § 7 BImSchG erlassenen
Rechtsverordnung.

Andere offentlich-rechtliche Vorschriften, § 6 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG

Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn andere 6ffentlich-rechtliche Vorschriften
und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht
entgegenstehen.

Die Beteiligung der Behorden, deren Belange durch das Vorhaben beruhrt wer-
den, hat ergeben, dass keine Bedenken gegen das Vorhaben bestehen.

Bei Einhaltung der mitgeteilten Nebenbestimmungen stehen andere 6ffentlich-
rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes nicht entgegen.

Bauplanungsrechtliche Zulassigkeit

Das beantragte Vorhaben ist gemaR § 35 Absatz 1 Nummer 5 Baugesetzbuch
(BauGB) als privilegiertes Vorhaben im Aul3enbereich einzustufen.

Die Gemeinde Holm verfugt nicht Gber einen Flachennutzungsplan oder einen an-
deren Plan flr das betroffene Vorhabengebiet. Damit widerspricht das Vorhaben
nicht den gultigen Darstellungen eines Flachennutzungsplans oder eines anderen
Plans (§ 35 Absatz 3 Nummer 1 und 2 BauGB). Aus den Antragsunterlagen geht
hervor und aufgrund von Nebenbestimmungen ist sichergestellt, dass durch die
genehmigte WKA keine schadlichen Umwelteinwirkungen hervorgerufen werden.
Auch bestehen keine Hinweise, dass die WKA schadlichen Umwelteinwirkungen
ausgesetzt sein wird (§ 35 Absatz 3 Nummer 3 BauGB).
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3.2

Auch, dass das Vorhaben unwirtschaftliche Aufwendungen fur Stral3en oder an-
dere Versorgungseinrichtungen verursachen koénnte, ist nicht ersichtlich und ent-
sprache auch nicht den bisherigen Erfahrungen mit vergleichbaren Anlagen (§ 35
Absatz 3 Nummer 4 BauGB).

Durch Inhalts-/Nebenbestimmungen werden die Belange des Naturschutzes und
der Landschaftspflege sichergestellt. In Bezug auf die gemaR § 35 Absatz 3 Num-
mer 6 und 7 BauGB aufgeflhrten Belange stehen offensichtlich keine Bedenken
entgegen.

Die Belange des § 35 Absatz 3 Nummer 8 BauGB wurden u. a. durch die Beteili-
gung des Bundesamtes fur Infrastruktur, Umwelt und Dienstleistungen der Bun-
deswehr (BAIUDBw) und der Bundesnetzagentur beriicksichtigt.

Dass sonstige offentliche Belange entgegenstehen konnten, ist nicht erkennbar.
Eine Beteiligung der fur diese Belange zustandigen Behorden hat keine Hinweise
gegen das Vorhaben ergeben.

Die gesicherte Erschliel3ung ergibt sich aus den vorgelegten Unterlagen.

Der Antragsteller hat gemaR § 35 Absatz 5 BauGB eine Verpflichtungserklarung
abgegeben, das Vorhaben nach dauerhafter Aufgabe der zulassigen Nutzung zu-
ruckzubauen und Bodenversiegelungen zu beseitigen (Ruckbauverpflichtung). Der
Ruckbau wird durch die Bedingung 1.2 gesichert. Um einen finanziellen Ausfall
des Anlagenbetreibers abzusichern, wird neben der Rickbauverpflichtungserkla-
rung eine finanzielle Sicherheit zur Absicherung der Rickbaukosten seitens des
Anlagenbetreibers verlangt. Fur die Sicherung der Abbruchkosten wurde eine ent-
sprechende Sicherheitsleistung festgesetzt.

Fir das geplante Vorhaben hat die Gemeinde Holm am 17. September 2024 das
gemeindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB erteilt.

Somit ist das beantragte Vorhaben bauplanungsrechtlich zulassig.
Naturschutz

Die Gestaltung der Mastful3brache (Auflage Alll2.8.6) zielt darauf ab, eine Attrakti-
onswirkung auf Vogel, insbesondere Greifvogel, und Fledermause zu vermeiden.
Mit der Anlage einer Brache mit geschlossener Vegetationsdecke, jedoch ohne
Gehdlzaufwuchs, wird dieser Anspruch erfullt. So werden zum einen die Einseh-
barkeit und damit die guten Jagdbedingungen fur Greifvogel verhindert und zum
anderen wird vermieden, dass aufwachsende Geholze als Jagdhabitat fur Fleder-
mause fungieren. Bei der Festlegung des Mahdzeitraums zwischen dem 01.09.
und 28./29.02 ist davon auszugehen, dass in diesem Zeitraum der Anteil an abge-
ernteten landwirtschaftlichen Flachen in der Umgebung der WKA bereits derart
hoch ist, dass durch die Mahd des MastfuR3bereiches keine besondere Attraktions-
wirkung fur weitere Greifvogelarten hervorgerufen wird.
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Durch Einhaltung der Bauzeitenregelungen wird gewahrleistet, dass die Zugriffs-
verbote des § 44 Absatz 1i. V. m. Absatz 5 Nr. 1 - 3 BNatSchG im Hinblick auf Of-
fenlandbriter, Gehdlzbriter, Réhrichtbriter, Amphibien und Fledermause nicht
verwirklicht werden.

Die Schutzmal3nahmen stellen alternativ zur Bauzeitenregelung und in Verbin-
dung mit der Umweltbaubegleitung sicher, dass die Zugriffsverbote des § 44 Ab-
satz 1i. V. m. Absatz 5 Nr. 1 - 3 BNatSchG im Hinblick auf Offenlandbriter nicht
verwirklicht werden.

Die SchutzmalRnahmen stellen alternativ zur Bauzeitenregelung und in Verbin-
dung mit der Umweltbaubegleitung sicher, dass die Zugriffsverbote des § 44 Ab-
satz 1i. V. m. Absatz 5 Nr. 1 - 3 BNatSchG im Hinblick auf Réhrichtbruter nicht
verwirklicht werden.

Die Auflage Alll2.8.15 wird wie folgt begrindet: Ein Fall- und Rodungsverbot von
Geholzen zur Vermeidung des Eintritts des Schadigungs- und Toétungsverbots von
Fledermausen ist nur dann gerechtfertigt, wenn Fledermause in diesen Geholzen
vorkommen. Bei Besatz ist eine Abstimmung mit der ONB erforderlich, um zu ge-
wahrleisten, dass geeignete MalRnahmen ergriffen und korrekt ausgefuhrt werden.
Wird festgestellt, dass die zu beseitigenden Gehdlze aufgrund ihrer Struktur keine
Spalten- und Hohlen aufweisen, ist eine Nutzung als Tagesversteck ausgeschlos-
sen. Eine Bauzeitenbeschrankung als Schutzmalinahme fir Fledermausen ist in
diesem Fall nicht notwendig.

Um zu verhindern, dass Amphibien in die von Bauarbeiten in Anspruch genomme-
nen Flachen einwandern, sind die konflikttrachtigen Rdume (hier: Einwanderung in
das Baufeld) durch Amphibienschutzzdune zu sichern (Auflage Alll2.8.14). Die
Malinahme ist nicht erforderlich, wenn im Rahmen vorgelagerter und geeigneter
Untersuchungen durch eine geschulte Umweltbaubegleitung ein Negativhachweis
uber das Vorkommen der potenziell erwarteten Amphibienarten erbracht werden
kann. Die Mallnahmenumsetzung ist durch die Umweltbaubegleitung zu kontrollie-
ren, um eine korrekte Durchfuhrung zu gewahrleisten.

Im Vorhabengebiet kommt potenziell der Moorfrosch vor und es gibt Nachweise
auf eine Laubfroschpopulation. Es ist mdglich, dass beide Lurcharten die im Rah-
men des Vorhabens zu verrohrenden Gewasserabschnitte als Laichgewasser nut-
zen.

Sollten wahrend der Laichzeit von Anfang Februar bis Ende Juni Graben verrohrt
werden, kann es zur Beschadigung bzw. Zerstorung von Laich und Laichballen
kommen. Zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Verboten sind die betroffe-
nen Grabenabschnitte nach Amphibienlaich abzusuchen und der Laich ist in nicht
betroffene benachbarte Grabenabschnitte umzusetzen (Auflage Alll2.8.16).
Graben, uber die lediglich temporare Bricken gefuhrt werden, sind hiervon nicht
betroffen.

Das Risiko fur Larven (Kaulquappen) ist aufgrund ihrer Mobilitat und raumlichen
Verteilung im Gewasser erheblich geringer als fur die aggregiert vorkommenden
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Laichballen. Schadigungsrisiken fur Larven, die Uber das allgemeine Lebensrisiko
von Kaulquappen im Gewasser hinausgehen, sind bei den kleinflachigen Mal3nah-
men wie Verrohrungen von Zuwegungen nicht zu erwarten.

Der Einsatz einer fachkundigen Umweltbaubegleitung wird notwendig, wenn von
den Bauzeitenregelungen abgewichen wird, um die korrekte Durchfihrung von
Besatzkontrollen und Vergramungsmalinahmen zu gewahrleisten. Durch die Vor-
lage des Nachweises der fachlichen Qualifikation vor Baubeginn wird die fachliche
Qualifikation der zustandigen Person Uberprufbar. Regelmalige Dokumentation
der durchzufihrenden SchutzmalRnahmen sind zur Kontrolle der fachgerechten
Ausfuhrung erforderlich. Diese Dokumentation muss in Abstanden von 14 Tagen
der Oberen Naturschutzbehdrde vorgelegt werden, damit auf etwaige Schwierig-
keiten umgehend reagiert werden kann (siehe Auflagen Alll2.8.17 und Alll2.8.18).

Eine Aktivitatserfassung fur Fledermause liegt nicht vor. Zur Vermeidung des To6-
tungsverbots gemal} § 44 Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit Absatz 5
BNatSchG fur schlaggefahrdete Fledermausarten wahrend der Aktivitatszeiten ist
der in der Auflage (Alll2.8.19) aufgeflhrte Abschaltalgorithmus vorzusehen. Unter
den dort genannten Bedingungen werden hohe Aktivitaten schlaggefahrdeter Fle-
dermausarten im Rotorbereich sowie dessen nahem Umfeld erwartet. Wird die
WKA zu den angegebenen Bedingungen abgeschaltet, wird davon ausgegangen,
dass das Totungsrisiko unter die Signifikanzschwelle fallt und das Tétungsverbot
fur die Fledermause nicht berthrt wird. Als Abschaltung wird ein Zustand definiert,
der den Trudelbetrieb einer WKA einschlief3t, also keinen zwingenden Stillstand
der WKA erfordert. Die Drehgeschwindigkeit der Rotoren wird im Trudelbetrieb mit
aus dem Wind gedrehten Rotorblattern und aktivierter Windnachflihrung der Ro-
torgondel auf ein fir Fledermause ungefahrliches Maf3 reduziert.

Die zum Schutz der Fledermause vorgesehene Betriebsbeschrankung basiert
nicht auf einem Worst-Case-Szenario. Aufgrund der bestehenden Unsicherheiten
ist gemal § 6 Absatz 1 Satz 4 WindBG durch eine Erfassung der Fledermausakti-
vitaten und der Wetterdaten der Abschaltalgorithmus anhand eines zweijahrigen
Gondelmonitoring zu uUberprufen und anzupassen (siehe Hinweis AlIV6.2).

Die Auflage Alll2.8.20 wird wie folgt begriindet: Die Mdglichkeit, die naturschutz-
fachlichen Bestimmungen im Rahmen der Genehmigung einer Windkraftanlage
umfassend zu kontrollieren, besteht nur bei Gewahrleistung einer Datengrundlage,
die Aufschluss Uber die Einhaltung der jeweiligen Bestimmung gibt. Um Kontrollen
durchflihren zu kénnen, mussen die Daten flir die kontrollierende sachkundige
Person verstandlich und Ubersichtlich aufbereitet sein. Fur die Kontrolle wird eine
Prufsoftware genutzt, die eine bestimmte Form der Datenbereitstellung bendtigt.
Abschaltalgorithmen, die auf ProBat basieren, werden zukunftig mit dem ProBat-
Inspector Uberprift. Der Zeitraum fur die Datenvorhaltung begrindet sich aus den
Verjahrungsfristen fur Ordnungswidrigkeits- und Straftatbestande. Die Dateien
sind nach dem Export nicht mehr zu verandern, da dadurch Fehler entstehen kon-
nen.
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3.3

3.4

Arbeitsschutz

Gemal § 22 Arbeitsschutzgesetz kann die Staatliche Arbeitsschutzbehorde bei
der Unfallkasse Nord als zusténdige Behérde zur Durchfihrung ihrer Uberwa-
chungsaufgabe erforderliche Auskuinfte verlangen. Zu den Aufgaben gehoéren un-
ter anderem:

» Besichtigungen von Baustellen, da hier insbesondere die Vorgaben der Bau-
stellenverordnung einzuhalten sind. In diesem Zusammenhang mussen ausrei-
chend Details zu dem Bauvorhaben rechtzeitig zur Verfugung stehen, um die
Einhaltung der Vorgaben Uberwachen zu konnen,;

+ anlassbezogene Tatigkeiten wahrend des Betriebs der genehmigten Windkraft-
anlage beispielsweise im Falle einer Beschwerde oder eines Unfalls. In diesem
Zusammenhang mussen ausreichend Details zu der Windkraftanlage zur Ver-
fugung stehen, um die Einhaltung der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften
(insbesondere Arbeitsschutzgesetz, Arbeitsstattenverordnung, Betriebssicher-
heitsverordnung, Gefahrstoffverordnung) tberwachen zu kénnen.

Eingeschlossene Entscheidungen

In dieser Genehmigung sind gemalf § 13 BImSchG folgende behordliche Ent-
scheidungen eingeschlossen:

* Baugenehmigung nach § 72 Landesbauordnung (LBO),

* Naturschutzrechtliche Genehmigung nach §§ 9, 11 Landesnaturschutzgesetz
(LNatSchG).

Die zustandige Luftfahrtbehérde hat ihre Zustimmung nach § 14 Luftverkehrsge-
setz (LuftVG) wegen Uberschreitung der zulédssigen Hohe einschlieRlich der Zu-
stimmung zum Einsatz einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung gemafg der
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen
erteilt.

Ergebnis

Die Prufung hat ergeben, dass der Standort zulassig und geeignet ist und keine
Bedenken gegen das Vorhaben bestehen.

Die Prufung der Genehmigungsvoraussetzungen durch die Genehmigungsbe-
hoérde erfolgte anhand der einschlagigen Bestimmungen des BImSchG. Aulzerdem
wurden ggf. die Abfallvermeidung, die Abfallverwertung und die ordnungsgemalle
Abfallbeseitigung gepruft.

Unter Berlcksichtigung der mit der Genehmigung verbundenen Nebenbestimmun-
gen ist sichergestellt, dass die Pflichten flr Betreiber genehmigungsbedurftiger
Anlagen gemal § 5 BImSchG sowie die Anforderungen des § 7 BImSchG und der
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daraufhin ergangenen Rechtsvorschriften erflllt werden. Es liegen keinerlei Er-
kenntnisse vor, dass durch andere Nebenbestimmungen ein hdheres Schutzni-
veau insgesamt erreichbar ware.

Andere o6ffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes stehen
der Errichtung und dem Betrieb der Anlage — auch aus der Sicht der beteiligten
Fachbehorden — nicht entgegen.

Durch die in der Bedingung 1.1 im Abschnitt A |l gemaf} § 18 Absatz 1 BImSchG
festgesetzte Frist ist sichergestellt, dass mit der Inbetriebnahme der Anlage nicht
zu einem Zeitpunkt begonnen wird, an dem sich die tatsachlichen Verhaltnisse,
die der Genehmigung zugrunde lagen, wesentlich geandert haben.

Damit sind die Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG erflllt. Die Ge-
nehmigung war damit zu erteilen.

vV Begrindung der Kostenentscheidung

Die Kosten ergeben sich aus den §§ 1 und 2 VwKostG SH, in Verbindung mit den
Tarifstellen 10.1.1.2, 10.1.1.8 b) und 10.1.1.8.1 a) des allgemeinen Gebuhrentarifs
der Landesverordnung uber Verwaltungsgebuhren.

Gebihren:

1. Genehmigung: Tarifstelle 10.1.1.2
je kW Nennleistung 6,50 € und
je m Gesamthohe (GH) uber Grund 50 €
Anlagendaten It. Antrag: 7,2 MW Nennleistung, 200 m GH
Berechnung: 7.200 € x 6,50 € zzgl. 200 x 50 € 56.800,00 €

2. Allgemeine Vorprufung: Tarifstelle 10.1.1.8 b)
5 % von der Gebihr nach 10.1.1.2, héchstens jedoch 5.000 €

8 WKA x 56.800 € = 454.400 €
5 % von 454.400 € = 22.720 € (max. 5.000 €)
5.000 €: 8 WKA = 625,00 €

3. Zuschlag im Zusammenhang mit der Vertraglichkeitsprufung:
Tarifstelle 10.1.1.8.1 a)

Gebuhrenrahmen: 50 bis 2.000 € 50,00 €
Summe Gebuhren 57.475,00 €
Auslagen:

Zustellung der Genehmigung 3,45 €
Summe Auslagen 3,45 €
Gesamtsumme Kosten: 57.478,45 €
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Die festgesetzten Kosten sind entsprechend der als Anlage beigefligten Kosten-
note innerhalb von einem Monat nach Erhalt dieses Bescheides einzuzahlen. Die
Kostennote ist Bestandteil dieses Bescheides.

C Rechtsgrundlagen

Insbesondere:

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreini-
gungen, Gerausche, Erschutterungen und ahnliche Vorgange (Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz — BImSchG), in der Fassung der Bekanntmachung vom

17. Mai 2013 (BGBI. | S. 1274; 2021 1 S. 123), zuletzt geadndert durch Artikel 1

des Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 225);

Vierte Verordnung zur Durchfihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(Verordnung Uber genehmigungsbedurftige Anlagen — 4. BImSchV) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBI. | S. 1440), zuletzt gean-
dert durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBI. 2024 | Nr.
355);

Neunte Verordnung zur Durchfuhrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(Verordnung Uber das Genehmigungsverfahren — 9. BImSchV) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 29. Mai 1992 (BGBI. | S. 1001), zuletzt geandert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 225);

Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzge-
setz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm — TA Larm) vom 26. Au-
gust 1998 (GMBI. Nr. 26/1998, S. 503), zuletzt geandert durch Anderungsver-
waltungsvorschrift vom 1. Juni 2017 (BAnz AT 8. Juni 2017 B5);

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm — Gerausch-
immissionen (AVV Baularm) vom 19. August 1970 (Beilage zum Bundesanzei-
ger Nummer 160);

Landesverordnung Uber die zustandigen Behdrden nach immissionsschutz-
rechtlichen sowie sonstigen technischen und medienlbergreifenden Vorschrif-
ten des Umweltschutzes (ImSchV-ZustVO) vom 20. Oktober 2008 (GVOBI.
Schl.-H. S. 540), zuletzt geandert durch Artikel 65 Landesverordnung vom

27. Oktober 2023 (GVOBI. Schl.-H. S. 514);

Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP-Gesetz — UVPG), in der
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Marz 2021 (BGBI. | S. 540), zuletzt ge-
andert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBI. 2024 | Nr.
323);

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Novem-
ber 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 394);

Landesbauordnung fur das Land Schleswig-Holstein (LBO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 5. Juli 2024 (GVOBI. Schl.-H. S. 504);
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* Verordnung uUber die bauliche Nutzung der Grundsticke (Baunutzungsverord-
nung — BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November
2017 (BGBI. | S. 3786), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
3. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 176);

* Gesetz zum Schutz der Denkmale (Denkmalschutzgesetz — DSchG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Dezember 2014 (GVOBI. Schl.-H.
2015, S. 2), zuletzt geandert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 1. September
2020 (GVOBI. Schl.-H. S. 508);

* Gesetz zur Forderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltver-
traglichen Bewirtschaftung von Abfallen (Kreislaufwirtschaftsgesetz — KrwG)
vom 24. Februar 2012 (BGBI. | S. 212), zuletzt geandert durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 2. Marz 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 56);

+ Abfallwirtschaftsgesetz fur das Land Schleswig-Holstein (Landesabfallwirt-
schaftsgesetz — LAbfWG) in der Fassung vom 18. Januar 1999 (GVOBI. Schl.-
H. S. 26), zuletzt gedndert durch Artikel 3 Nr. 1 des Gesetzes vom 6. Dezem-
ber 2022 (GVOBI. Schl.-H. S. 1002);

» Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz —
BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBI. |
S. 2542), zuletzt geandert durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober
2024 (BGBI. 2024 | Nr. 323);

* Gesetz zum Schutz der Natur (Landesnaturschutzgesetz — LNatSchG) vom
24. Februar 2010 (GVOBI. Schl.-H. S. 301 ber. S. 486), zuletzt geandert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 30. September 2024 (GVOBI. Schl.-H. S. 734);

* Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz — WHG),
in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), zu-
letzt geandert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI.
2023 | Nr. 409);

+ Landeswassergesetz des Landes Schleswig-Holstein (LWG) vom 13. Novem-
ber 2019 (GVOBI. Schl.-H. S. 425, 426), zuletzt geandert durch Artikel 3 Nr. 3
des Gesetzes vom 6. Dezember 2022 (GVOBI. Schl.-H. S. 1002);

* Verordnung Uber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen
(AwSV) vom 18. April 2017 (BGBI. | S. 905), zuletzt geandert durch Artikel 256
der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328);

» Gesetz Uber die Durchfihrung von MalRnahmen des Arbeitsschutzes zur Ver-
besserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschaftigten bei
der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz — ArbSchG) vom 7. August 1996 (BGBI. | S.
1246), zuletzt geandert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 15. Juli 2024
(BGBI. 2024 | Nr. 236);

* Verordnung Uber Arbeitsstatten (Arbeitsstattenverordnung — ArbStattV) vom
12. August 2004 (BGBI. | S. 2179), zuletzt geandert durch Artikel 10 des Ge-
setzes vom 27. Marz 2024 (BGBI. 1 S. 109);
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* Verordnung Uber Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von
Arbeitsmitteln (Betriebssicherheitsverordnung — BetrSichV) vom 3. Februar
2015 (BGBI. | S. 49), zuletzt geandert durch Artikel 7 des Gesetzes vom
27. Juli 2021 (BGBI. | S. 3146);

+ Strallen- und Wegegesetz des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. November 2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 631),
zuletzt geandert durch Gesetz vom 18. Oktober 2024 (GVOBI. Schl.-H.

S. 749);

* Luftverkehrsgesetz (LuftVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai
2007 (BGBI. | S. 698), zuletzt geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 22.
Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 409);

* Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernis-
sen vom 24. April 2020 (BAnz AT 30. April 2020 B4);

* Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23. Januar 2003 (BGBI. | S. 102), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 15. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 236);

* Verwaltungskostengesetz des Landes Schleswig-Holstein vom 17. Januar
1974 (GVOBI. Schl.-H. S. 37), zuletzt geandert durch Artikel 64 der Landesver-
ordnung vom 27. Oktober 2023 (GVOBI. Schl.-H. S. 514);

» Landesverordnung Uber Verwaltungsgebthren (Verwaltungsgebihrenverord-
nung — VerwGebVO) vom 26. September 2018 (GVOBI. Schl.-H. S. 476), zu-
letzt geandert durch Artikel 1 der Landesverordnung vom 12. Marz 2024
(GVOBI. Schl.-H. S. 333).
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D Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-
spruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim

Landesamt fur Umwelt
Dezernat 20
Hamburger Chaussee 25
24220 Flintbek

zu erheben. Der Widerspruch eines Dritten ist binnen eines Monats nach seiner
Erhebung zu begrinden.

Widerspruch und Anfechtungsklage eines Dritten gegen diesen Bescheid haben
gemal § 63 Absatz 1 Satz 1 BImSchG keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfech-
tungsklage gegen diesen Bescheid nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsge-
richtsordnung (VwGO) kann gemal} § 63 Absatz 2 Satz 1 BImSchG nur innerhalb
eines Monats nach der Zustellung des Bescheids gestellt und begriindet werden.

Ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung ist beim Schleswig-Hol-
steinischen Oberverwaltungsgericht, Brockdorff-Rantzau-Str. 13, 24837 Schleswig
zu stellen.

<Unterschrift, Name des oder der Unterzeichnenden und Dienstsiegel>

Anlagen:

Zweitausfertigung der Antragsunterlagen laut Auflage 2.1.1

Kostennote

Formulare des LfU: Baubeginn, Fertigstellung, Inbetriebnahme, Betreiberwechsel

Formulare des Kreises Nordfriesland: Anzeige Uber den Baubeginn, Anzeige der beab-
sichtigten Aufnahme der Nutzung,
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	2.2.7 Geräuschverursachende Erscheinungen, die durch nicht bestimmungsgemäßen Betrieb, Verschleiß oder unvorhersehbare Ereignisse entstehen, sind unverzüglich zu beseitigen. Sollten diese Geräusche immissionsrelevant tonhaltig oder impulshaltig sein, ist die WKA bis zur Reparatur nachts in der Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr abzuschalten. 
	2.2.8 Die WKA ist so zu errichten und zu betreiben, dass die Anhaltswerte des Beiblattes 1 zur DIN 45680, Stand März 1997, „Messung und Bewertung tieffrequenter Geräuschimmissionen in der Nachbarschaft“ innerhalb der nächstgelegenen Gebäude in dem am stärksten betroffenen Aufenthaltsraum, der Wohnzwecken dient oder eine vergleichbare Schutzwürdigkeit besitzt, bei geschlossenen Fenstern und Türen nicht überschritten werden. 
	2.2.9 Die Betriebszustände der WKA sind zu protokollieren. Im Protokoll sind die Windgeschwindigkeit in Nabenhöhe, die Drehzahl, der Leistungsertrag und die Lichtstärke in Lux, jeweils in Abhängigkeit zur Uhrzeit, zu erfassen. Die Daten sind mit den gleichen Mittelungszeiträumen anzugeben, die auch für die Leistungskurve verwendet wurden. 
	2.2.10 Sollte durch eine Fernüberwachung nur der Hersteller der WKA in der Lage sein, Daten über die Betriebsweise der WKA abzufragen, so hat der Betreiber der Anlage sicherzustellen, dass das LfU die erforderlichen Daten vom Hersteller genannt bekommt. Es sind alle Daten, Parameter und Einstellungen über die Betriebsweise der WKA anzugeben, die für die klare Einstufung der beantragten Leistungskennlinie notwendig sind. 
	2.2.11 Die WKA ist so zu betreiben und unterhalten, dass durch Abschaltmaßnahmen erhebliche Belästigungen der Nachbarschaft durch periodischen Schattenwurf verhindert werden. Die Beschattungsdauer der WKA, unter der Berücksichtigung der Vorbelastung, darf an den im Einwirkbereich der WKA liegenden schutzbedürftigen Räumen die Immissionsrichtwerte (IRW) von 
	2.2.12 Innerhalb von vier Wochen nach der Inbetriebnahme der WKA ist der zuständigen Genehmigungsbehörde die Installation einer Schattenabschaltungsautomatik schriftlich zu bestätigen. 
	2.2.13 Alle sichtbaren Windkraftanlagenteile, wie zum Beispiel Rotor, Spinner, Nabe, Gondelgehäuse oder Turm, sind mit mittelreflektierenden Farben und mit matten Glanzgraden zu versehen. Beispielsweise würde die Farbe Lichtgrau (RAL 7035) mit der Glanzzahl kleiner 30 % (gemäß ISO 2813) den Vorgaben entsprechen. 
	2.2.14 Lärm- und erschütterungsintensive Bauarbeiten sollten nur an Werktagen zwischen 07:00 Uhr und 20:00 Uhr stattfinden. 
	2.2.15 Die WKA ist gemäß der nachfolgenden Tabelle unter den dort genannten Bedingungen zu betreiben: 

	2.3 Abfallrecht 
	2.3.1 Neubaumaßnahmen 
	2.3.1.1 Sofern zur Befestigung von Erschließungsstraßen und/oder Stellplätzen mineralische Ersatzbaustoffe eingesetzt werden sollen, sind die Vorgaben der Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in technische Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung – ErsatzbaustoffV) vom 9. Juli 2021 (Bundesgesetzblatt I Seite 2598) in der aktuellen Fassung einzuhalten. 
	2.3.1.2 Die bei durch den Betrieb der Anlage anfallenden Abfälle, wie zum Beispiel Altöle, sind ordnungsgemäß zu entsorgen. Die erforderlichen Nachweise sind der Unteren Abfallentsorgungsbehörde des Kreises Nordfriesland auf Verlangen vorzulegen. 

	2.3.2 Rückbaumaßnahmen 
	2.3.2.1 Die beim Abbruch/Rückbau der Windkraftanlage, Trafostation, Zuwegungen und Stellflächen anfallenden Abfälle sind entsprechend Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) und unter Beachtung der Abfallsatzung des Kreises Nordfriesland, jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, einer ordnungsgemäßen Verwertung/Beseitigung zuzuführen. Hierbei sind insbesondere die Verordnung über die Nachweisführung bei der Entsorgung von Abfällen (Nachweisverordnung – NachwV) vom 20. Oktober 2006 (Bundesgesetzblatt I Seite 2298), die Verordnung über die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungsabfällen und von bestimmten Bau- und Abbruchabfällen (Gewerbeabfallverordnung – GewAbfV) vom 18. April 2017 (Bundesgesetzblatt I Seite 896) sowie die Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in technische Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung – ErsatzbaustoffV) vom 9. Juli 2021 (Bundesgesetzblatt I Seite 2598), jeweils in der aktuellen Fassung, zu beachten. 
	2.3.2.2 Es ist hier vor allem auf die ordnungsgemäße Entsorgung von besonders überwachungsbedürftigen Abfällen (Sonderabfälle), wie zum Beispiel Trafoöle, Schmier- und Betriebsstoffe, zu achten. Die erforderlichen Nachweise sind der Unteren Abfallentsorgungsbehörde des Kreises Nordfriesland auf Verlangen vorzulegen. 


	2.4 Baurecht 
	2.4.1 Die wiederkehrenden Prüfungen nach der „Richtlinie für Windenergieanlagen – Einwirkungen und Standsicherheitsnachweise für Turm und Gründung“ in Verbindung mit dem begutachteten Wartungspflichtenbuch sind durchzuführen. 
	2.4.2 Die in den Gutachten nach 3.1 und 3.3 der Anlage A 1.2.8/6 der Technischen Baubestimmungen formulierten Auflagen sind einzuhalten. 
	2.4.3 Der Anlagenhersteller hat mittels Erklärung zu bescheinigen, dass die Auflagen in den gutachtlichen Stellungnahmen erfüllt sind und dass die Windkraftanlage gemäß den geprüften Anlagen in den Prüfberichten zur Typenprüfung errichtet worden ist. Dieser Herstellererklärung ist der Unteren Bauaufsichtsbehörde des Kreises Nordfriesland vorzulegen. 
	2.4.4 Die Entwurfslebensdauer der Windkraftanlage beträgt 20 Jahre. 
	2.4.5 Die geprüften bautechnischen Nachweise in Übereinstimmung mit den genehmigten Bauantragsunterlagen sind maßgebend für die Ausführung. Die Prüfberichte und Prüfbemerkungen des Prüfingenieurs für Standsicherheit gelten als Auflagen und sind zu beachten. Die Bautenstände sind ihm wie in den Prüfberichten angegeben rechtzeitig anzuzeigen. 
	2.4.6 Der Baubeginn darf erst erfolgen, wenn der noch von der Unteren Bauaufsichtsbehörde zu beauftragende Prüfingenieur für Standsicherheit die statischen Unterlagen und sonstigen Nachweise (unter anderem Bodengutachten, Turbulenzgutachten) eingesehen beziehungsweise geprüft hat und gegen einen Baubeginn keine Bedenken erhebt. 
	2.4.7 Der beauftragte Prüfingenieur für Standsicherheit hat die mängelfreie Abnahme nach Fertigstellung zu bestätigen. 
	2.4.8 Bei möglichem Eisansatz und der Gefahr des Eisabwurfes ist die Anlage in Ruhestellung zu halten. Die Rotoren der Anlage sind in eine Stellung parallel zum östlich angrenzenden Wirtschaftsweg zu bringen. 
	2.4.9 Der Gefahrenbereich (unter anderem der Bereich der Gefahr des Eisabwurfes) ist mindestens durch geeignete Hinweisschilder gegen unbefugtes Betreten abzusichern. Zu Beginn des östlich der WKA verlaufenden Wirtschaftsweges ist im Einvernehmen mit der für die Verkehrsbeschilderung zuständigen Behörde ein Warnschild aufzustellen, das auf den Weg überstreichenden Rotor hinweist. 
	2.4.10 Es ist sicherzustellen, dass die WKA nicht durch Unbefugte betreten werden kann. 
	2.4.11 Eine Bauzustandsbesichtigung behält sich die Untere Bauaufsichtsbehörde des Kreises Nordfriesland vor. Baubeginn und Bautenstände sind dieser rechtzeitig anzuzeigen. 

	2.5 Brandschutz 
	2.6 Bodenschutz 
	2.7 Gewässerschutz 
	2.7.1 Grundsatzanforderungen (§ 17 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen – AwSV) 
	2.7.1.1 Anlagen müssen so geplant und errichtet werden, beschaffen sein und betrieben werden, dass 
	2.7.1.2 Anlagen müssen dicht, standsicher und gegenüber den zu erwartenden mechanischen, thermischen und chemischen Einflüssen hinreichend widerstandsfähig sein. 
	2.7.1.3 Der Betreiber hat bei der Stilllegung einer Anlage oder von Anlagenteilen alle in der Anlage oder in den Anlagenteilen enthaltenen wassergefährdenden Stoffe, soweit technisch möglich, zu entfernen. Er hat die Anlage gegen missbräuchliche Nutzung zu sichern. 

	2.7.2 Anforderungen an die Rückhaltung wassergefährdender Stoffe (§ 18 AwSV) 
	2.7.2.1 Anlagen müssen ausgetretene wassergefährdende Stoffe auf geeignete Weise zurückhalten. Dazu sind sie mit einer Rückhalteeinrichtung im Sinne von § 2 Absatz 16 AwSV auszurüsten. Satz 2 gilt nicht, wenn es sich um eine doppelwandige Anlage im Sinne von § 2 Absatz 17 AwSV handelt. Einzelne Anlagenteile können über unterschiedliche, jeweils voneinander unabhängige, Rückhalteeinrichtungen verfügen. Bei Anlagen, die nur teilweise doppelwandig ausgerüstet sind, sind einwandige Anlagenteile mit einer Rückhalteeinrichtung zu versehen. 
	2.7.2.2 Rückhalteeinrichtungen müssen flüssigkeitsundurchlässig sein und dürfen keine Abläufe haben. Flüssigkeitsundurchlässig sind Bauausführungen dann, wenn sie ihre Dicht- und Tragfunktion während der Dauer der Beanspruchung durch die wassergefährdenden Stoffe, mit denen in der Anlage umgegangen wird, nicht verlieren. 
	2.7.2.3 Rückhalteeinrichtungen müssen für folgendes Volumen ausgelegt sein: 
	2.7.2.4 Auf ein Rückhaltevolumen kann bei oberirdischen Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen der Wassergefährdungsklasse 1 mit einem Volumen bis 1.000 Liter verzichtet werden, sofern sich diese auf einer Fläche befinden, die 
	2.7.2.5 Bei Anlagen zum Lagern, Herstellen, Behandeln oder Verwenden wassergefährdender Stoffe der Gefährdungsstufe D nach § 39 Absatz 1 AwSV muss die Rückhalteeinrichtung abweichend von Auflage 2.7.2.3 so ausgelegt sein, dass das Volumen flüssiger wassergefährdender Stoffe, das aus der größten abgesperrten Betriebseinheit bei Betriebsstörungen freigesetzt werden kann, ohne dass Gegenmaßnahmen getroffen werden, vollständig zurückgehalten werden kann. 
	2.7.2.6 Wassergefährdende Stoffe, die beim Austreten so miteinander reagieren können, dass die Funktion der Rückhaltung nach Auflage 2.7.2.1 beeinträchtigt wird, müssen getrennt aufgefangen werden. 

	2.7.3 Die Bereiche der zu errichtenden Windkraftanlagen befinden sich in den Verbandsgebieten des Sielverbandes Karrharder Gotteskoog Süden sowie des Hauptverbandes des Deich- und Hauptsielverbandes Südwesthörn-Bongsiel (DHSV SWBS). 
	2.7.3.1 Grundsätzlich ist zu beachten, dass satzungsgemäß (siehe Internet unter www.deichbauamt.de) zwischen der Böschungsoberkante der Hauptverbrands- und Verbandsgewässer sowie Rohrleitungsachsen und neu herzustellenden befestigten Flächen, Bepflanzungen, Aufwuchs, Bäumen, Einbauten, Fundamenten, Bauwerksanschüttungen, Knickwällen, Bodenmieten, Kleingewässern, Kabelanlagen, Kabelschränken, Versorgungsanlagen, Versiegelungen und Bauwerken sowie deren Auslegern beidseitig und durchgängig ein mindestens fünf Meter breiter Streifen zur Nutzung durch den DHSV SWBS, den Sielverband und bevollmächtigte Dritte für Arbeiten und Unterhaltungen an den Gewässern und Verbandsanlagen komplett freizuhalten ist. 
	2.7.3.2 Des Weiteren ist den genannten Befugten die Zugänglichkeit für Großgeräte, Geräte, Fahrzeuge und Personal zu ihren Gewässern und Anlagen weiterhin zu erhalten und jederzeit und allerorts zu gewährleisten. 
	2.7.3.3 Die satzungsgemäße Verpflichtung zur Aufnahme des Grabenunterhaltungsräumgutes auf besagtem Fünf-Meter-Streifen bleibt für die jeweiligen Eigentümer, Anlieger, Pächter und Betreiber mit ihren Rechtsnachfolgern in vollem Umfang und dauerhaft gültig und verbindlich. 
	2.7.3.4 Ein ausreichender Abstand der WKA zur den (Haupt-)Verbandsanlagen muss gewahrt werden, so dass bei einer Unterhaltung der Gewässer keine Einschränkungen zu erwarten sind. Der Standort ist vom Anlagenbetreiber auf die Einhaltung des vorgegebenen Abstandes zu prüfen, der ausreichende Abstand ist dem Verband auf dessen Anforderung nachzuweisen. 
	2.7.3.5 Die Erschließung soll wie in den Antragsunterlagen beschrieben über vorhandene Straßen und Wege erfolgen, lediglich auf der beschriebenen Fläche werden teilweise neue Zuwegungen und Zufahrtstrichter errichtet oder bestehende Zuwegungen ausgebaut. Es ist generell zu beachten, dass bei der Herstellung und dem Betrieb von Infrastruktureinrichtungen für Windkraftanlagen die Funktion und Durchgängigkeit beziehungsweise die Abmessung der vorhandenen Gewässer und Gräben nicht durch eingebrachtes Material oder Böschungsverdrückungen durch Bodenauflast beeinträchtigt werden darf. Für entstehende Schäden an Verbandsanlagen haftet der Betreiber der WKA und seine Rechtsnachfolger. 
	2.7.3.6 Etwaige Eintragungen durch Bautätigkeit von Boden, Bauschutt, Unrat und Baustellenabfälle in Verbandsgewässerprofile sind vollständig, umgehend und unaufgefordert dort wieder zu entfernen. Im Falle der Verursachung von Schäden an Verbandsanlagen gleich welcher Art ist unverzüglich der DHSV SWBS zu informieren und dieser über das Schadensbild und einen Sanierungsvorschlag in Kenntnis zu setzen. Den Anordnungen des Siel- und Hauptverbandes bezüglich der Sanierungsmethode ist hierbei Folge zu leisten. 
	2.7.3.7 Sollten bei der Verlegung möglicher Kabeltrassen Verbandsanlagen gekreuzt werden, sind dafür noch Planunterlagen vorzulegen und entsprechende Vereinbarungen mit dem Verband zu treffen. Die Anlagen Dritter sind örtlich festzustellen und zu beachten. 
	2.7.3.8 Die Oberflächenwasserbehandlung aller neuversiegelten Flächen ist zu planen und das anfallende Wasser ist kontrolliert in die entsprechenden Einrichtungen und Vorfluter abzuführen. Im Bedarfsfalle sind geeignete Wasserrückhaltemaßnahmen einzurichten. Negativfolgen für Dritte entwässerungstechnischer Art sind durch den Antragsteller unverzüglich und eigenverantwortlich auf dessen Leistung und Kosten zu beheben. Dem Sielverband und Hauptverband sind hierbei alle Kosten von der Hand zu halten. 


	2.8 Naturschutz 
	2.8.1 Zur Kompensation für die mit der Errichtung der Windkraftanlage einhergehenden Eingriffe in den Naturhaushalt ist eine 31.648 m² große Fläche aus der landwirtschaftlichen Nutzung zu entlassen und dauerhaft der natürlichen Entwicklung zuzuführen (Sukzession), sofern nicht Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen mit der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises Nordfriesland abgestimmt sind. Die Kompensation setzt sich entsprechend der Tabelle 15 „Kompensationsbedarf, gesamt“ des Landschaftspflegerischen Begleitplans (LBP) vom Juni 2024 (siehe Kapitel 13 der Unterlagen) zusammen. 
	2.8.2 Für die Kompensationsflächen wird eine grundbuchliche Sicherung an ranghöchster Stelle zu Gunsten des Kreises Nordfriesland erforderlich mit folgendem Wortlaut: 
	2.8.3 Entgegen der Aussagen aus dem LBP sind folgende Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen einzuhalten: 
	2.8.4 Die für die Windkraftanlage notwendig neu einzurichtenden Erschließungen sind unter Beachtung des Eingriffsminimierungsgebotes des § 15 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) anzulegen. Es ist in der Regel eine Grandbefestigung zu wählen. Bituminöse oder andere Vollversiegelungen sind zu vermeiden. 
	2.8.5 Erschließungen müssen einen Mindestabstand von 2,00 Metern zu Biotopstrukturen wie Knicks und Wälle einhalten. Gesetzlich geschützte Biotope dürfen nicht beeinträchtigt werden (§ 30 BNatSchG in Verbindung mit § 21 Landesnaturschutzgesetz – LNatSchG). Gräben, Feuchtgrünland und feuchte Senken dürfen nicht mit gegebenenfalls entstehendem Aushub überfüllt werden. Erfolgt die Aushubausbringung nicht auf benachbarten landwirtschaftlichen Nutzflächen, ist bei selbstständigen anderweitigen Auffüllungen ein gesonderter Antrag nach § 11a des LNatSchG zu stellen. 
	2.8.6 Im Mastfußbereich sind hochwüchsige und geschlossene Formen von ruderalen Gras- und Staudenfluren gemäß Kartieranleitung und Standardliste der Biotoptypen Schleswig-Holsteins (LfU 2023) aufwachsen zu lassen, wenn der Mastfuß begrünt werden soll und nicht als versiegelte Fläche geplant ist. Eine Mahd ist höchstens einmal im Jahr durchzuführen, um Gehölzaufwuchs zu vermeiden. Die Mahd hat zwischen dem 1. September und dem 28./29. Februar des Folgejahres/mit Mahd- zu erfolgen. Um den sicheren Zugang zu den WKA für Service- und Wartungsunternehmen oder anderen Dritten einwandfrei und ohne gesundheitliche Risiken zu gewährleisten, besteht aus arbeitsschutzrechtlichen Gründen die Möglichkeit, im Mastfußbereich die Ruderalbrache im zwingend notwendigen Umfang außerhalb des vorgenannten Zeitraumes freizuschneiden. Die Obere Naturschutzbehörde ist umgehend über die durchgeführten Maßnahmen zu unterrichten. 
	2.8.7 Alle Bautätigkeiten, darunter fallen die Baufeldfreimachung, andere bauvorbereitende Maßnahmen, der Wege- und Fundamentbau sowie die Errichtung der WKA dürfen zum Schutz von Offenlandbrütern in der Zeit vom 1. März bis 15. August nicht ausgeführt werden. 
	2.8.8 Sind Eingriffe durch die Baumaßnahme in Gehölze vorgesehen, dürfen diese in der Brutzeit der Gehölzbrüter vom 1. März bis zum 30. September nicht durchgeführt werden. 
	2.8.9 Sind Eingriffe durch die Baumaßnahme an Oberflächengewässer mit Röhrichtbestand vorgesehen, dürfen diese in der Brutzeit der Binnengewässer- und Röhrichtbrüter vom 1. März bis zum 15. August nicht durchgeführt werden. 
	2.8.10 Sind Eingriffe durch die Baumaßnahme in Gehölze vorgesehen, die sich als Tagesverstecke für Fledermäuse eignen, dürfen diese nicht in der Zeit vom 1. März bis zum 30. November durchgeführt werden. 
	2.8.11 Baumaßnahmen in Bereichen, welche als Habitat oder potenzielle Wanderkorridore für den Moorfrosch gelten, dürfen nicht in der Zeit der Aktivitätsphase dieser Amphibien (1. März bis 31. Oktober) durchgeführt werden. Der Zeitraum kann in Abstimmung mit der Umweltbaubegleitung (UBB) verkürzt werden. 
	2.8.12 Sofern die Einhaltung der Bauzeitenregelung für Offenlandbrüter nicht möglich ist, ist zur Vermeidung des Eintritts der Zugriffsverbote des § 44 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 5 Nummern 1 - 3 BNatSchG entweder die Ansiedlung der Arten innerhalb der Baufelder und der Zuwegung durch geeignete Maßnahmen zu verhindern (Vergrämung) oder eindeutig nachzuweisen, dass die betreffenden Arten im Vorhabenbereich nicht brüten (Besatzkontrolle). Die erforderlichen Schutzmaßnahmen und deren Umsetzung sind vorab mit der Oberen Naturschutzbehörde abzustimmen. Wird vor dem 1. März das Baufeld geräumt und unmittelbar mit der störungsintensiven Baumaßnahme begonnen, ist das Abweichen von der Bauzeitregelung der Oberen Naturschutzbehörde unmittelbar anzuzeigen. Bei einem vorgesehenen Baubeginn innerhalb der Bauausschlussfristen sind die konkreten Schutzmaßnahmen mindestens vier Wochen vorher mit der Oberen Naturschutzbehörde (ONB) abzustimmen. 
	2.8.13 Sofern die Einhaltung der Bauzeitenregelung für Röhrichtbrüter nicht möglich ist, ist zur Vermeidung des Eintritts der Zugriffsverbote des § 44 Absatz1 in Verbindung mit Absatz 5 Nummern 1 - 3 BNatSchG entweder die Ansiedlung der Arten innerhalb der Baufelder und der Zuwegung durch geeignete Maßnahmen zu verhindern (Vergrämung in Form einer vorherigen Röhrichtmahd) oder eindeutig nachzuweisen, dass die betreffenden Arten im Vorhabenbereich nicht brüten (Besatzkontrolle). Die erforderlichen Schutzmaßnahmen und deren Umsetzung sind vorab mit der Oberen Naturschutzbehörde abzustimmen. Wird vor dem 1. März das Baufeld geräumt und unmittelbar mit der störungsintensiven Baumaßnahme begonnen, ist das Abweichen von der Bauzeitregelung der Oberen Naturschutzbehörde unmittelbar anzuzeigen. Bei einem vorgesehenen Baubeginn innerhalb der Bauausschlussfristen sind die konkreten Schutzmaßnahmen mindestens vier Wochen vorher mit der Oberen Naturschutzbehörde abzustimmen. 
	2.8.14 Sofern die Einhaltung der Bauzeitenregelung für Amphibien nicht möglich ist und Bauarbeiten in den Aktivitätszeiträumen (1. März bis 31. Oktober) stattfinden, sind vor Beginn der Aktivitätszeit um das gesamte Baufeld geeignete Amphibienschutzzäune aufzustellen und während der Aktivitätszeit durch die Umweltbaubegleitung auf Funktionstüchtigkeit zu kontrollieren. Alle Individuen, welche sich in dem Bereich, welcher durch den Amphibienzaun abgegrenzt wird, befinden, müssen abgesammelt und in geeignete Habitate außerhalb der Bauflächen umgesetzt werden. Nach Fertigstellen der Maßnahmen beziehungsweise nach Beendigung des Hauptwanderzeitraums sind die Amphibienschutzzäune abzubauen. Der Zeitraum kann in Abstimmung mit der ONB aufgrund von Witterung und Bauablauf verkürzt werden. Der Baubeginn muss der ONB angezeigt werden. 
	2.8.15 Sofern die Einhaltung der Bauzeitenregelung für Fledermäuse nicht möglich ist und Eingriffe in Gehölzbestände mit geeigneten Strukturen für Tagesverstecke von Fledermäusen im Zeitraum vom 1. März bis 30. November stattfinden, sind zur Vermeidung des Eintritts der Zugriffsverbote des § 44 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 5 Nummer 1 bis 3 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) diese Gehölzbestände vor Baubeginn durch eine geeignete Kontrolle auf Besatz zu prüfen. Bei einem festgestellten Besatz von Tagesverstecken sind die daraus resultierenden notwendigen Maßnahmen umgehend mit der Oberen Naturschutzbehörde abzustimmen. Die geeignete Kontrolle der Gehölze ist durch die Umweltbaubegleitung durchzuführen und im Rahmen der regelmäßigen Berichtspflicht darzustellen. Sofern aufgrund der Gehölzstruktur keine Quartiereignung festgestellt wird, kann auf eine entsprechend Bauzeitenregelung zum Fledermausschutz verzichtet werden. 
	2.8.16 Finden Bauarbeiten/Verrohrungen an den Gräben der Windkraftanlage während der Laichzeit des Moorfrosches (1. Februar bis 30. Juni) statt, sind die Gräben, die temporär beziehungsweise dauerhaft verrohrt werden sollen, im Rahmen einer Umweltbaubegleitung direkt vor der Baumaßnahme auf Amphibienlaich abzusuchen. Sollten Laich und/oder Laichballen gefunden werden, so müssen diese fachgerecht in geeignete benachbarte Gräben oder andere Gewässer außerhalb des Eingriffsbereichs umgesetzt werden. 
	2.8.17 Sofern die Einhaltung der Bauzeitenregelungen nicht möglich ist, ist eine zertifizierte Umweltbaubegleitung (UBB) einzusetzen, um die festgesetzten Vermeidungs- und Schutzmaßnahmen zu überwachen und sicherzustellen. Der Nachweis der fachlichen Qualifikationen der Umweltbaubegleitung ist vor Baubeginn der Oberen Naturschutzbehörde schriftlich vorzulegen. Es ist eine regelmäßige Anwesenheit der Umweltbaubegleitung vorzusehen. 
	2.8.18 Die UBB stellt folgende Maßnahmen in enger Abstimmung mit den durchführenden Baufirmen sicher: 
	2.8.19 Die WKA ist im Zeitraum vom 1. Mai bis 30. September in der Zeit von einer Stunde vor Sonnenuntergang bis eine Stunde nach Sonnenaufgang bei den folgenden Witterungsbedingungen – gemessen als 10-Minuten-Mittelwerte auf Gondelhöhe – abzuschalten: 
	2.8.20 Die zur Überwachung der Einhaltung der artenschutzrechtlich bedingten Abschaltvorgaben notwendigen Daten sind zu erheben und 5 Jahre vorzuhalten. Die Daten müssen jederzeit abrufbar sein. 
	2.8.21 Der Baubeginn ist der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises Nordfriesland und der Oberen Naturschutzbehörde unter Angabe des Aktenzeichens G40/2024/089-096 (LfU) spätestens zwei Wochen vorher schriftlich anzuzeigen. Der Unteren Naturschutzbehörde ist zusätzlich das Aktenzeichen 67.31.5.1.-27/24 mit anzugeben. 

	2.9 Arbeitsschutz 
	2.9.1 Die Errichtung der genehmigten Windkraftanlage ist spätestens zwei Wochen vor Baubeginn formlos anzuzeigen. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Bautätigkeiten bereits mit den vorbereitenden Arbeiten (z. B. Wegebau, Kanalbau) beginnen. Die Anzeige ist an die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord zu richten und enthält folgende Informationen: 
	2.9.2 Die Inbetriebnahme der genehmigten Windkraftanlage ist spätestens acht Wochen nach Inbetriebnahme formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord zu richten und enthält folgende Informationen: 
	2.9.3 Jeder Betreiberwechsel ist der Staatlichen Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord spätestens zwei Wochen vor Betreiberwechsel formlos anzuzeigen. Die Anzeige enthält folgende Informationen: 
	2.9.4 Jeder Tausch von Großkomponenten ist der Staatlichen Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord spätestens zwei Wochen vor Umsetzung anzuzeigen und enthält folgende Informationen: 
	2.9.5 Der Rückbau der genehmigten Windkraftanlage ist spätestens zwei Wochen vor Beginn der Rückbauarbeiten formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord zu richten und enthält folgende Informationen: 

	2.10 Luftverkehr – militärisch 
	2.10.1 Der Baubeginn und die Fertigstellung sind dem Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIUDBw), Referat Infra I 3, Fontainengraben 200, 53123 in Bonn per Mail (baiudbwtoeb@bundeswehr.org) unter Angabe des Zeichens I-1561-24-BIA – mit den endgültigen Daten wie 

	2.11 Luftverkehr – zivil 
	2.11.1 Die Ausführung der Tages- oder Nachtkennzeichnung hat entsprechend der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (AVV vom 15.12.20233 (BAnz AT 28.12.2023 B4)) zu erfolgen. 
	2.11.2 Die Tages- und Nachtkennzeichnung ist bereits während der Bauphase beim Überschreiten von 100 m über Grund (auch durch Kräne) sicher zu stellen. 
	2.11.3 Bei Ausfall der Befeuerung ist sicher zu stellen, dass für die Unterbrechung der Befeuerung ein Zeitraum von zwei Minuten nicht überschritten wird. 
	2.11.4 Die Stromversorgung für die Befeuerung ist durch Vorhalten ausreichender technischer Einrichtungen bzw. Festlegen entsprechender Verfahren und Abläufe sicherzustellen. Das entsprechende Konzept für die Ersatzstromversorgung ist der Luftfahrtbehörde vier Wochen vor Errichtung der Windkraftanlage vorzulegen. 
	2.11.5 Für die Sichtweitenmessung zur Reduzierung der Nennleistung der Befeuerung sind nur anerkannte Geräte bei Einhaltung der Vorgaben aus der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zulässig. Insbesondere ist darauf zu achten, dass bei Windkraftanlagenblöcken der Abstand zwischen einer Windkraftanlage mit Sichtweitenmessgerät und Windkraftanlagen ohne Sichtweitenmessgerät maximal 1500 m betragen darf. 
	2.11.6 Die für die Veröffentlichung erforderlichen Vermessungsdaten sind durch eine amtliche Vermessung zu ermitteln und der Luftfahrtbehörde sowie der DFS Deutsche Flugsicherung GmbH, Az. SH 10629, Postfach 1243, 63202 Langen, unverzüglich, spätestens jedoch vier Wochen nach Errichtung der Windkraftanlage vorzulegen. 
	2.11.7 Bedarfsgerechte Nachtkennzeichnung (BNK) 
	2.11.8 BNK 
	2.11.9 Da eine Tageskennzeichnung für die Windkraftanlage erforderlich ist, sind die Rotorblätter der Windkraftanlage weiß oder grau auszuführen; im äußeren Bereich sind sie durch 3 Farbfelder von je 6 m Länge [a) außen beginnend mit 6 m Orange – 6 m Weiß – 6 m Orange oder b) außen beginnend mit 6 m Rot – 6 m Weiß oder Grau – 6 m Rot] zu kennzeichnen. Hierfür sind die Farbtöne Verkehrsweiß (RAL 9016), Grauweiß (RAL 9002), Lichtgrau (RAL 7035), Achatgrau (RAL 7038), Verkehrsorange (RAL 2009) oder Verkehrsrot (RAL 3020) zu verwenden. Die Verwendung entsprechender Tagesleuchtfarben ist zulässig. 
	2.11.10 Aufgrund der beabsichtigten Höhe der Windkraftanlage ist das Maschinenhaus auf halber Höhe rückwärtig umlaufend mit einem zwei Meter hohen orange/roten Streifen zu versehen. Der Streifen darf durch grafische Elemente und/oder konstruktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Elemente dürfen maximal ein Drittel der Fläche der jeweiligen Maschinenhausseite beanspruchen. 
	2.11.11 Der Mast ist mit einem drei Meter hohen Farbring in orange/rot, beginnend in 40 Meter über Grund oder Wasser, zu versehen. Bei Gittermasten muss dieser Streifen 6 Meter hoch sein. Die Markierung kann aus technischen Gründen oder bedingt durch örtliche Besonderheiten versetzt angeordnet werden. 
	2.11.12 Am geplanten Standort können abhängig von der Hindernissituation auch Tagesfeuer (Mittelleistungsfeuer Typ A, 20 000 cd, gemäß ICAO Anhang 14, Band I, Tabelle 6.1 und 6.3 des Chicagoer Abkommens) gefordert werden, wenn dies für die sichere Durchführung des Luftverkehrs als notwendig erachtet wird. Das Tagesfeuer muss auf dem Dach des Maschinenhauses gedoppelt installiert werden. Außerhalb von Hindernisbegrenzungsflächen an Flugplätzen darf das Tagesfeuer um mehr als 50 Meter überragt werden. 
	2.11.13 Die Nachtkennzeichnung von Windkraftanlagen mit einer maximalen Höhe von bis 315 Meter über Grund/Wasser erfolgt durch „Feuer W, rot“ oder „Feuer W, rot ES“. 
	2.11.14 Es ist eine zusätzliche Hindernisbefeuerungsebene, bestehend aus Hindernisfeuer (ES), am Turm auf der halben Höhe zwischen Grund/Wasser und der Nachtkennzeichnung auf dem Maschinenhausdach erforderlich. Sofern aus technischen Gründen notwendig, kann bei der Anordnung der Befeuerungsebene um bis zu fünf Meter nach oben/unten abgewichen werden. Dabei müssen aus jeder Richtung mindestens zwei Hindernisfeuer sichtbar sein. Ist eine zusätzliche Infrarotkennzeichnung (AVV, Anhang 3) vorgesehen, ist diese auf dem Dach des Maschinenhauses anzubringen. 
	2.11.15 Es ist (zum Beispiel durch Doppelung der Feuer) dafür zu sorgen, dass auch bei Stillstand des Rotors sowie bei mit einer Blinkfrequenz synchronen Drehzahl mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist. 
	2.11.16 Der Einschaltvorgang erfolgt grundsätzlich über einen Dämmerungsschalter gemäß der AVV, Nummer 3.9. 
	2.11.17 Sofern die Vorgaben (AVV, Anhang 6) erfüllt werden, kann der Einsatz einer bedarfsgerechten Nachtkennzeichnung erfolgen. Dies ist der zuständigen Luftfahrtbehörde anzuzeigen. Da sich der Standort der geplanten WKA außerhalb des kontrollierten Luftraums der Luftraumklasse „D“ befindet, bestehen aus zivilen und militärischen flugsicherungsbetrieblichen Gründen keine Bedenken gegen die Einrichtung einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK). 
	2.11.18 Das „Feuer W, rot“ ist so zu installieren, dass immer mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist. Gegebenenfalls müssen die Feuer gedoppelt, jeweils versetzt auf dem Maschinenhausdach – nötigenfalls auf Aufständerungen – angebracht werden. Dabei ist zu beachten, dass die gedoppelten Feuer gleichzeitig (synchron blinkend) betrieben werden. Das gleichzeitige Blinken ist erforderlich, damit die Feuer der Windkraftanlage während der Blinkphase nicht durch einen Flügel des Rotors verdeckt werden. 
	2.11.19 Die Blinkfolge der Feuer auf Windkraftanlagen ist zu synchronisieren. Die Taktfolge ist auf 00.00.00 Sekunde gemäß UTC mit einer zulässigen Null-Punkt-Verschiebung von ± 50 ms zu starten. 
	2.11.20 Für die Ein- und Ausschaltvorgänge der Nachtkennzeichnung bzw. Umschaltung auf das Tagesfeuer sind Dämmerungsschalter, die bei einer Umfeldhelligkeit von 50 bis 150 Lux schalten, einzusetzen. 
	2.11.21 Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein Ersatzstromnetz umschalten. 
	2.11.22 Mehrere in einem bestimmten Areal errichtete Windkraftanlagen können als Windkraftanlagen-Blöcke zusammengefasst werden. Grundsätzlich bedürfen nur die Anlagen an der Peripherie des Blocks, nicht aber die innerhalb des Blocks befindlichen Anlagen einer Kennzeichnung durch Feuer für die Tages- und Nachtkennzeichnung. Überragen einzelne Anlagen innerhalb eines Blocks signifikant die sie umgebenden Hindernisse, so sind diese ebenfalls zu kennzeichnen. Bei einer Gefahr für die Sicherheit des Luftverkehrs untersagt die zuständige Landesluftfahrtbehörde die Peripheriebefeuerung und ordnet die Befeuerung aller Anlagen an. 
	2.11.23 Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (zum Beispiel LED) kann auf ein „redundantes Feuer“ mit automatischer Umschaltung verzichtet werden, wenn die Betriebsdauer erfasst und das Leuchtmittel bei Erreichen des Punktes mit 5 % Ausfallwahrscheinlichkeit getauscht wird. Bei Ausfall des Feuers muss eine entsprechende Meldung an den Betreiber erfolgen. 
	2.11.24 Störungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden können, sind der NOTAM-Zentrale in Langen unter der Rufnummer 06103 707-5555 oder per E-Mail notam.office@dfs.de unverzüglich bekannt zu geben. Der Ausfall der Kennzeichnung ist so schnell wie möglich zu beheben. Sobald die Störung behoben ist, ist die NOTAM-Office unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen. Ist eine Behebung innerhalb von zwei Wochen nicht möglich, ist die NOTAM-Office und die zuständige Landesluftfahrtbehörde, nach Ablauf der zwei Wochen erneut zu informieren. 
	2.11.25 Der DFS Deutsche Flugsicherung GmbH, Am DFS Campus, 63225 Langen ist der Ansprechpartner mit Anschrift und Telefon-Nr. der Stelle anzugeben, die einen Ausfall der Befeuerung meldet bzw. für die Instandsetzung zuständig ist. 
	2.11.26 Für den Fall einer Störung der primären elektrischen Spannungsversorgung muss ein Ersatzstromversorgungskonzept vorliegen, das eine Versorgungsdauer von mindestens 16 Stunden gewährleistet. Im Fall der geplanten Abschaltung ist der Betrieb der Feuer bis zur Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzustellen. Die Zeitdauer der Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung und Umschalten auf die Ersatzstromversorgung darf zwei Minuten nicht überschreiten. Diese Vorgabe gilt nicht für die Infrarotkennzeichnung. 
	2.11.27 Eine Reduzierung der Nennlichtstärke beim Tagesfeuer und „Feuer W, rot“ ist nur bei Verwendung der vom Deutschen Wetterdienst (DWD) anerkannten meteorologischen Sichtweitenmessgeräten möglich. Installation und Betrieb haben nach den Bestimmungen des Anhangs 4 der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen zu erfolgen. 
	2.11.28 Die in den Auflagen geforderten Kennzeichnungen sind nach Erreichen einer Hindernishöhe von mehr als 100 m über Grund zu aktivieren und mit Notstrom zu versorgen. 
	2.11.29 Sollten Kräne zum Einsatz kommen, sind diese ab 100 m über Grund mit einer Tageskennzeichnung und an der höchsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung (Hindernisfeuer) zu versehen. 
	2.11.30 Da die Windkraftanlage aus Sicherheitsgründen als Luftfahrthindernis veröffentlicht werden muss, sind der DFS Deutsche Flugsicherung GmbH 



	IV Hinweise 
	1. Allgemeines 
	1.1 Dieser Bescheid ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden. 
	1.2 Die Sicherheitsleistung kann erbracht werden in den von § 232 des Bürgerlichen Gesetzbuches vorgesehenen Formen sowie durch andere Sicherungsmittel, die geeignet sind, den angestrebten Sicherungszweck zu erfüllen. 
	1.3 Die Genehmigung erlischt, wenn die Anlage während eines Zeitraumes von mehr als drei Jahren nicht mehr betrieben worden ist. 
	1.4 Die Inbetriebnahme der WKA erfolgt, sobald diese erstmalig elektrische Energie in ein Stromnetz abführt. 
	1.5 Ein Wechsel des Anlagenbetreibers sowie ggf. eine Änderung an der Rechtsform des Betreibers ist gegenüber dem Landesamt für Umwelt schriftlich, mit dem in der Anlage beigefügtem Formular (Betreiberwechsel), mitzuteilen. 

	2. Immissionsschutz 
	Die WKA wird beurteilt nach der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm – (GMBl. 1998, Nummer 26, vom 26. August 1998). Die der WKA am nächsten gelegenen Gebäude mit schutzbedürftigen Wohnräumen liegen im Außenbereich sowie im allgemeinen Wohngebiet. Die TA Lärm nennt für solche Wohnräume die unten aufgeführten Immissionsrichtwerte, die bei der Beurteilung der hier genehmigten WKA berücksichtigt wurden. 

	3. Abfallrecht 
	3.1 Bei Einsatz von mineralischen Ersatzbaustoffen zur Befestigung, z. B. von Stellflächen und Zufahrten, oder als Unterbau für Gebäude sind die Regelungen der Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) zu beachten. 

	4. Baurecht 
	4.1 Die Bauüberwachung – einschließlich der Abnahme – ist nach der Baugebührenverordnung (BauGebVO) in Verbindung der Anlage 1 zur Baugebührenverordnung gebührenpflichtig. 
	4.2 Antragsgemäß wird unter Einhaltung der hierzu ergangenen Auflagen von den Bestimmungen des § 6 Absatz 2 Nr. 1 Landesbauordnung (LBO) eine Abweichung zugelassen. 
	4.3 Voraussetzungen für den Baubeginn 
	4.4 Bauleiterin/Bauleiter 
	4.5 Bauüberwachung 
	4.6 Aufnahme der Nutzung 
	4.7 Allgemeines 
	Bei der Ausführung des Vorhabens ist zu beachten, dass 

	5. Gewässerschutz 
	5.1 Im Zuge der Einrichtung von acht Windkraftanlagen in den Gemeinden Holm und Bosbüll werden Gewässer verrohrt/überquert. Hierfür ist eine wasserrechtliche Genehmigung gemäß § 68 Wasserhaushaltsgesetz beziehungsweise § 23 Landeswassergesetz erforderlich. Die vorliegenden Unterlagen reichen für eine Antragstellung nicht aus. Die Rücksprache mit dem Planungsbüro Go.wind ergab, dass die wasserrechtliche Genehmigung für die erforderlichen Überfahrten gesondert bei der Unteren Wasserbehörde beantragt wird. Das LfU wird eine Ausfertigung der genehmigten Unterlagen erhalten. 
	5.2 In der Technischen Beschreibung für Wassergefährdende Stoffe wird auf mögliche Schadstoffeinträge von Windkraftanalgen in Gewässer und entsprechende Gefährdungsrisiken hingewiesen. Diese Problematiken sind seitens des Antragstellers sowohl im Vorfeld und auch bei der Planung als auch bei der Ausführung zu klären und zu lösen sowie entsprechend zu behandeln. Dem Einfluss der WKA auf den Wasserhaushalt wird insgesamt keine Bedeutung zugewiesen. Dies ist ebenfalls planerisch und rechnerisch nachzuweisen und zu belegen. Es fallen keine Abwässer an, das anfallende Niederschlagswasser läuft an der Turmanlage abwärts und soll regelmäßig in den umgebenden und umliegenden Flächen versickern. 
	5.3 Die Erschließung erfolgt über den Gotteskoogweg von Süden und einen nördlich davon verlaufenden Wirtschaftsweg von Norden. Es ist eine wassergebundene Ertüchtigung der noch auszubauenden Strecken gemäß Projektbeschreibung „Bauausführung (Wegebau)“ vorgesehen. Sollten im Zuge der Errichtung von Zuwegungen und Zufahrten Durchlässe in Verbandsgewässern zu errichten sein, sind diese vom Antragsteller eigenverantwortlich und in Abstimmung mit dem Sielverband Karrharder Gotteskoog Süden über den Deich- und Hauptverband Südwesthörn-Bongsiel auf ausreichende Breite und Tragfähigkeit zu planen. Die Rohrdimensionierung ist ebenfalls mit dem DHSV SWBS abzustimmen und sich von diesem eine entsprechende Genehmigung erteilen zu lassen. 
	5.4 Für Änderungen bestehender Überfahrten sowie die Herstellung neuer Überfahrten im Rahmen der Erschließung und Errichtung von Zuwegungen sind Wasserrechtliche Genehmigungen der Unteren Wasserbehörde des Kreises Nordfriesland erforderlich, diese sind gesondert und eigenständig zu beantragen. Auch für mögliche Kreuzungsstellen erforderlicher Leitungs- oder Kabeltrassen mit den Verbandsanlagen sind Planunterlagen vorzulegen. Ebenso sind gegebenenfalls Vereinbarungen zum Wege- und Leitungsrecht zu treffen sowie entsprechende Gestattungsverträge zu schließen. Die beigelegten Pläne stellen keinerlei Kreuzungspunkte dar, die Erschließung erfolgt über die oben genannte vorhandene Zufahrt. 
	5.5 Es wird darauf hingewiesen, dass ebenfalls satzungsgemäß nur unbelastetes Wasser mittelbar und unmittelbar in die Verbands- und Hauptverbandsgräben sowie deren Verrohrungen eingeleitet werden darf. Es ist bei Neueinleitungen oder Änderungen an den bestehenden Anlagen dafür eine Wasserrechtliche Genehmigung des Kreises Nordfriesland einzuholen. Dem Sielverband Karrharder Gotteskoog Süden sind über den DHSV SWBS in diesem Falle zeitgleich die entsprechenden Entwässerungsplanungsunterlagen mit der Einleitmengenberechnung zur Beteiligung vorzulegen. Dies gilt auch für Fundamententwässerung sowie temporäre Einleitungen bei Wasserhaltungen und Wasserableitungen aller Art durch Grundwasserabsenkungen, Drainagen oder Brunnen. 
	5.6 Der Inhalt der Hauptverbands- und Verbandssatzung ist im Bedarfsfalle jederzeit zu beachten. 

	6. Naturschutz 
	6.1 Für die Erschließungen der Windkraftanlagen und den damit verbundenen Knickrodungen sowie für die Baustelleneinrichtung sind gesonderte Anträge bei der Unteren Naturschutzbehörde bzw. Unteren Wasserbehörde zu stellen. 
	6.2 Durch die Einrichtung eines 2-jährigen nachgelagerten Höhenmonitorings kann der Abschaltalgorithmus zum Schutz von Fledermäusen überprüft werden. Das Monitoring ist nach den jeweils aktuellen Voraussetzungen gemäß BMU-Forschungsprojekt (RENEBAT) bzw. den jeweils aktuellen Vorgaben nach ProBat durchzuführen. Nach Vorliegen der vollständigen Daten aus zwei Erfassungsjahren ist eine Gefährdungseinschätzung möglich, die eine Beurteilung der notwendigen Abschaltvorgaben zulässt. Im Rahmen eines Änderungsverfahrens auf der Grundlage des immissionsschutzrechtlichen Antrages kann unter Beteiligung der Oberen Naturschutzbehörde (ONB) über einen spezifisch angepassten Abschaltalgorithmus oder über die Aufhebung des bisherigen Algorithmus entschieden werden. Einzelheiten zur Durchführung des Monitorings sind rechtzeitig mit der Oberen Naturschutzbehörde abzustimmen. 

	7. Straßenverkehr 
	7.1 Zur Koordination der erforderlichen Maßnahmen sind die Fahrtrouten (Streckenprotokoll) und die geplanten Maßnahmen mit dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Standort Flensburg, rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten und Transporte abzustimmen. 
	7.2 Es muss sichergestellt werden, dass von den Rotoren der Windkraftanlagen bei entsprechender Witterung weder Feuchtigkeit, noch Eisstücke auf die öffentlichen Verkehrsflächen gelangen. Weiterhin sind die Oberflächen der Anlage so auszugestalten, dass keine Reflektionen entstehen, durch die Verkehrsteilnehmer geblendet werden können. 
	7.3 Es wird darauf hingewiesen, dass eventuell erforderlich werdende Verbreiterungen der Einmündungen von Gemeindestraßen/-wegen in den Straßen des überörtlichen Verkehrs (Bundes-, Landes-, Kreisstraßen) nur im Einvernehmen mit dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Standort Flensburg, erfolgen können. 
	7.4 Gegebenenfalls sind dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Standort Flensburg, rechtzeitig vor Beginn und in vorheriger Absprache mit dem zuständigen Leiter der Straßenmeisterei Leck durch die betroffene Gemeinde prüffähige Planunterlagen zur Genehmigung und zum Abschluss einer Vereinbarung vorzulegen. 
	7.5 Die Erlaubnis von temporären Umbaumaßnahmen an Bundes-, Landes- und Kreisstraßen zur Realisierung von Großraum- und Schwertransporten (GST) wird Bestandteil der straßenverkehrlichen Erlaubnis nach § 29 Absatz 3 StVO (GST-Erlaubnis). Notwendige Bedingungen und Auflagen sind in diese GST-Erlaubnis zu übernehmen. 

	8. Arbeitsschutz 
	8.1 Der Bauantrag wurde nicht auf Vorschriften geprüft, die der Sicherheit und dem Gesundheitsschutz der Beschäftigten beim Einrichten und Ändern von Arbeitsstätten dienen. Die nach anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften erforderlichen Genehmigungen, Zustimmungen, Bewilligungen und Erlaubnisse im Zusammenhang mit den vorgenannten Vorschriften hat die Bauherrin vor Aufnahme der Nutzung einzuholen. 
	8.2 Die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord hat in diesem Genehmigungsverfahren die vorgelegten Antragsunterlagen nicht auf Konformität mit den staatlichen Arbeitsschutzvorschriften geprüft. Die Einhaltung und Umsetzung der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften liegt in der Eigenverantwortung des Betreibers oder der Betreiberin bzw. des Arbeitgebers oder der Arbeitgeberin. Die einschlägigen staatlichen Arbeitsschutzvorschriften sind unabhängig vom Genehmigungsbescheid zu beachten und einzuhalten. 
	8.3 Die Arbeitsgeberin/der Arbeitgeber hat gemäß § 1 Arbeitssicherheitsgesetz für eine sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische Betreuung des eigenen Betriebs zu sorgen. 
	8.4 Die Arbeitsgeberin/der Arbeitgeber hat eine Gefährdungsbeurteilung gemäß § 5 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) durchzuführen und das Ergebnis gemäß § 6 Arbeitsschutzgesetz zu dokumentieren. Dabei hat der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin neben den Anforderungen des Arbeitsschutzgesetzes insbesondere die Regelungen der Arbeitsstättenverordnung, der Betriebssicherheitsverordnung und der Gefahrstoffverordnung zu beachten. 
	8.5 Die Arbeitsgeberin/der Arbeitgeber hat die eigenen Beschäftigten gemäß § 12 Arbeitsschutzgesetz über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit ausreichend und angemessen zu unterweisen. Es sollte ein Unterweisungsnachweis geführt werden. 
	8.6 Die vorgenannten Hinweise 8.3 bis 8.5 gelten für jeden Arbeitgeber/jede Arbeitgeberin, der bzw. die Beschäftigte mit Tätigkeiten im Rahmen der Errichtung des Betriebs und des Rückbaus beauftragt. 
	8.7 Für die Errichtung und den Rückbau sind die Vorgaben der Baustellenverordnung zu berücksichtigen. Auf die Vorankündigung gemäß § 2 Absatz 2 Baustellenverordnung, den Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan gemäß § 2 Absatz 3 Baustellenverordnung den/die Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator/in gemäß § 3 Absatz 1 Baustellenverordnung sowie die Unterlage für spätere Arbeiten gemäß § 3 Absatz 2 Nummer 2 Baustellenverordnung wird hingewiesen. Die zuständige Behörde ist die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord. 

	9. Denkmalschutz 
	10. Eisenbahnverkehr 
	10.1 Für die Nutzung von Bahnübergängen (BÜ) mit Schwerlasttransportern ist eine gesonderte Prüfung erforderlich. 
	10.2 Die BÜ sind ggf. nicht für die Achslasten der Schwerlasttransporter ausgelegt, sodass Sicherungsmaßnahmen (Beweissicherungsverfahren, Lastverteilungsplatten, baubetriebliche Sperrungen etc.) erforderlich werden. 
	10.3 Da die Planung und Durchführung der Sicherungsmaßnahmen eine gewisse Vorlaufzeit benötigen, ist eine frühzeitige Beantragung der Nutzung bei der DB InfraGO AG zwingend notwendig. 
	10.4 Alle hieraus entstehenden Kosten gehen zu Lasten des Antragstellers bzw. seiner Rechtsnachfolger. 
	10.5 Für die vorgesehene Windkraftanlage wird aus eisenbahntechnischer Sicht ein Abstand zu der Gleisanlage in Höhe des zweifachen Rotordurchmessers zumindest aber entsprechend der Gesamtanlagenhöhe empfohlen, um eine Gefährdung des Eisenbahnbetrieben zum Beispiel durch Umkippen der WKA, Eisabwurf oder Rotorblattbruch auszuschließen. Der Runderlass der Landesplanungsbehörde vom 29.02.2016 zur Teilfortschreibung des Landesentwicklungsplanes Schleswig-Holstein 2010 und zur Teilaufstellung der Regionalpläne (Sachthema Windenergie) für die Planungsräume I bis III legt für die Windkraftanlagen als Tabukriterium einen Mindestabstand von 150 m zu nicht entwidmeten Gleisanlagen und Schienenwegen fest, der mindestens einzuhalten ist. Als Bezugspunkt für den Mindestabstand ist ein Abstand von 3,00 m aus der Gleisachse anzusehen. Ausweislich der vorgelegten Planunterlagen wird dieser Mindestabstand zur Eisenbahninfrastruktur der Strecke Niebüll – Süderlügum mit dem oben bereits angesprochenen Abstand eingehalten. 
	10.6 Für die Nutzung von Bahnübergängen der Strecke Niebüll – Süderlügum mit Schwerlasttransportern ist es erforderlich, sich mit der Norddeutschen Eisenbahn Niebüll GmbH als Infrastrukturinhaberin in Verbindung zu setzen, um durch eine gesonderte Prüfung die Belastbarkeit der Bahnübergänge zu klären. 

	11. Luftverkehr – zivil 
	11.1 Anträge zur Aufstellung von Kränen für die Errichtung der Windkraftanlagen, brauchen nicht erneut vorgelegt werden. Die Zustimmung nach § 14 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) gilt hiermit als erteilt. 
	11.2 Sollte eine Installation und ein Probebetrieb der BNK erforderlich sein, um der genannten Nachweisführung nachzukommen, so bestehen aus Sicht der Luftfahrtbehörde keine Bedenken gegen dieses Vorgehen. Entscheidend ist, dass die Inbetriebnahme der BNK erst nach Vorlage der unter Auflage III2.11.7 genannten Unterlagen erfolgt. Der Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr als Luftfahrtbehörde geht davon aus, dass am Hubschrauberlandesplatz Niebüll bis zum Boden detektiert wird, sodass dort startende Helikopter sofort zu einer Aktivierung der BNK führen. 
	11.3 Bei Nichteinhaltung der unter III2.11 genannten Auflagen behält sich die Luftfahrtbehörde eine Prüfung gemäß § 315 Strafgesetzbuch (StGB) auf gefährlichen Eingriff in den Luftverkehr vor. Die Veränderung der Leuchtstärke und -richtung der Kennzeichnung stellt einen gefährlichen Eingriff in den Luftverkehr dar und kann gemäß § 315 StGB mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft werden. 
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